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Sie lesen in dieser Ausgabe

In letzter Zeit denkt der Bür-
germeister viel über Stress-
tests nach. Erst waren es
Banken, dann Atomkraft-
werke, und jetzt sogar Bun-
despräsidenten. Dabei würde
er viel lieber mehr über die
Eurokrise und Deutschlands
neue Rolle in der Welt reden.
Sein einfaches Fazit: Die
Wahrheit muss immer am
Stück auf den Tisch. Seite 19
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Bayerischer Landkreistag:

Erfolge und
Hausaufgaben
Auf ein erfolgreiches Jahr können die bayerischen
Landkreise nach Ansicht ihres Präsidenten Dr. Jakob
Kreidl zurückblicken. Dennoch sieht der Miesbacher
Landrat die Finanzsituation der bayerischen Land-
kreise „mit einem lachenden und einem weinenden
Auge“, wie er auf einer Pressekonferenz in München
miteilte.

Zwar konnten die kommuna-
len Spitzenverbände nach Kreidls
Angaben einen rekordverdächti-
gen kommunalen Finanzaus-
gleich aushandeln; dennoch wer-
den die Landkreise auch im neu-
en Jahr von der negativen Steuer-
entwicklung 2009/2010 und
dem jährlichen Anstieg der Sozi-
alausgaben um 250 Mio. Euro
betroffen sein, was landesweit zu
einem Anstieg der Bezirks- und
Kreisumlagesätze führe.

Stukturverbesserungen

Der Präsident verspricht sich
von der Anhebung des Kommu-
nalanteils am allgemeinen Steu-
erverbund von 12,2 % auf 12,5
% eine dauerhafte strukturelle
Verbesserung für die Kommu-
nen. Der Anstieg der Schlüssel-
zuweisungen um 100,2 Mio. Eu-
ro komme den finanzschwachen
Gemeinden und Landkreisen
zugute und stärke deren Verwal-
tungshaushalte. Mit dem Anstieg
der Hochbauförderung um 80
Mio. Euro werde der Bildungs-
infrastruktur hohe Priorität bei-
gemessen.

Kreidl zeigte sich zuversicht-
lich, „dass die massive Anhe-
bung der nach der Finanzstärke
gestaffelten Mindestinvestitions-
pauschalen um 75 Mio. Euro ins-
besondere die Investitionskraft
der kleineren Gemeinden, beson-
ders die mit geringer Umlage-
kraft stärken wird“. Als beson-
ders positiv bewertete er auch,
dass es gelungen sei, den Ansatz
für kommunale Umgehungs-
straßen um 10 Mio. Euro auf ins-
gesamt 30 Mio. Euro zu erhöhen.

Nach dem Steuereinbruch 2009

und der verhaltenen Entwicklung
der Steuereinnahmen 2010 erhol-
ten sich im vergangenen Jahr die
Steuereinnahmen der Gemeinden
und kreisfreien Städte. Kreidl zu-
folge „kam der Steuereinbruch bei
den Gemeinden im Jahr 2009
über den Rückgang der Umlage-
kraft erst 2011 bei den Bezirken
und Landkreisen an und wird sich
2012 fortsetzen. Erst 2013 können
die Bezirke und Landkreise wie-
der mit einem Anstieg der Umla-
gekraft rechnen.“

Wegen Rückgangs der Umla-
gekraft 2011/2012 und des stän-
digen Anstiegs der Sozialhilfe-
ausgaben der bayerischen Kom-
munen um rund 250 Mio. Euro
jährlich prophezeite der Land-
kreistagschef auch für 2012 ei-
nen Anstieg der Bezirks- und
Kreisumlagesätze.

Unsicherheit durch Krise

Besorgt zeigte sich Kreidl über
die unbestimmten Auswirkun-
gen der weltweiten Finanzmarkt-
krise auf die Entwicklung der
Steuereinnahmen der Gemein-
den 2012: „Auch die Konse-
quenzen auf die Realwirtschaft
und die staatliche und kommu-
nale Finanzlage ist unsicher.“
Zudem hätten viele Kommunen
noch nicht die durch den stren-
gen Winter 2010/2011 verur-
sachten Straßenschäden beho-
ben. Die kommunale Infrastruk-
tur müsse auch in Zeiten erhöh-

ter Verkehrsbelastungen, stren-
ger Winter und stets zunehmen-
der Fahrzeugzulassungen erhal-
ten werden.

Ein Lichtblick

Als Lichtblick bezeichnete der
Miesbacher Landrat die vom
Bund angekündigte Übernahme
der vollständigen Finanzierungs-
last der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung:
„Die bayerischen Kommunen
werden 2012 in Höhe von 144,4
Mio. Euro, 2013 in Höhe von
315,30 Mio. Euro und 2014 in
Höhe von 480,03 Mio. Euro ent-
lastet. Diese Entwicklung haben
wir auch der Unterstützung der
Bayerischen Staatsregierung zu
verdanken.“ Der Präsident hofft
auch auf Mithilfe der Bayeri-
schen Staatsregierung bei sozial
gerechten Standardänderungen:
„Es geht uns nicht um sozialen
Kahlschlag, sondern um mehr
soziale Gerechtigkeit. Kosten-
steigerungen der Kommunen im
sozialen Bereich müssen be-
grenzt werden.“

Als „die große Zukunftsaufga-
be, die ein umfassendes Poli-
tikmanagement auf staatlicher
und kommunaler Ebene ver-
langt“, bezeichnete Jakob Kreidl
die Energiewende. Den Land-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Energiewende:

Zukunftsprojekt
für Kommunen

Expertentagung der Hanns-Seidel-Stiftung
in Kooperation mit dem Bayerischen Gemeindetag

Die Energiewende ist ein Gemeinschaftsprojekt. Da-
mit alle den gleichen Weg gehen, ist es besonders
wichtig, miteinander in den Dialog zu treten. Der Fra-
ge, was die Kommunen erwartet bzw. was sie als Un-
terstützung erwarten, ging im Konferenzzentrum
München eine Expertentagung der Hanns-Seidel-
Stiftung in Kooperation mit dem Bayerischen Ge-
meindetag nach.

Prof. Josef Neiß, Leiter der
Energieabteilung im Bayeri-
schen Wirtschaftsministerium,
erläuterte zunächst das Zieldrei-
eck der bayerischen Energiepoli-
tik: Versorgungssicherheit, Be-
zahlbarkeit und Klimafreund-
lichkeit. Auch wenn es gelinge,
50 Prozent des Verbrauchs aus
Erneuerbaren Energien zu
decken, klafft laut Neiß in Bay-
ern immer noch eine Erzeu-
gungslücke von 28,3 Prozent,

wenn 2023 kein Atomstrom
mehr fließt. Der neue Windener-
gie-Erlass vereinfache die Ge-
nehmigungsverfahren. Relativ
schnell werde er aufzeigen, wo
in Bayern geeignete Standorte zu
finden sind.

Gaskraftwerke

Potenziale bei der Stromerzeu-
gung sieht Neiß vor allem im Be-
reich der Photovoltaik und der

Windkraft, jedoch würden in Zu-
kunft auch Gaskraftwerke be-
nötigt. Wenn außerdem bis Ende
2015 das Atomkraftwerk Grafen-
rheinfeld vom Netz geht, könnte
es für Nordbayern eng werden:
„Wir brauchen bis dahin die so ge-
nannte Thüringer Strombrücke.“
Dringenden Handlungsbedarf
sieht Neiß in der Weiterentwick-
lung der Speichertechnologien
und im Netzausbau. Bayern inve-
stiere in den nächsten fünf Jahren
mehr als eine Milliarde Euro in
den Umbau der Energieversor-
gung, in Klimaschutz und Ener-
gieforschung.

Bedarfsanalyse

Die Energieagentur „Energie
Innovativ“ kümmert sich, wie
ihr Leiter Robert Götz, darlegte,
um die Bedarfsanalyse, das Mo-
nitoring und die Akzeptanz der
Energiewende sowie um die Ko-
ordinierung der Initiativen. Götz
versprach auch den anwesenden
Vertretern der Kommunen, im
Konzert der zuständigen Stellen
„der eine Ansprechpartner“ zu

(Fortsetzung auf Seite 4)

„Engagement
braucht Partizipation“

Fachtagung Bürgerschaftliches Engagement älterer Menschen in den Landkreisen

Das bürgerschaftliche Engagement älterer Menschen
ist eine wichtige Ressource für die Zukunftsfähigkeit
der Landkreise. Während der Tagung „Engagement
braucht Partizipation“ diskutierten 40 Teilnehmer
aus den bayerischen Landkreisen im Landratsamt
München die Perspektiven der Förderung der Parti-
zipation und des Engagements älterer Menschen.

Die Fachtagung griff ein hoch-
aktuelles Thema aus dem Be-
reich des bürgerschaftlichen En-

gagements auf. Der freiwillige
Einsatz von Bürgerinnen und
Bürgern erfährt nicht nur eine
hohe Wertschätzung, manche so-
ziale Leistungen sind ohne die-
ses Engagement gar nicht mehr
zu gewährleisten. In das Thema
führte Bernhard Eder, Referent
bei dem Bildungsinstitut kifas
gemeinnützige GmbH Wald-
münchen, mit seinem Vortrag
„Bürgerschaftliches Engage-
ment älterer Menschen in den
Landkreisen – zwischen Gratis-
bürger und Aktivbürger“ ein. In
den anschließenden parallelen
Workshops wurden unter dem
Motto „Aus der Praxis für die
Praxis“ nachahmenswerte Pro-
jekte aus Gemeinden und Land-
kreisen vorgestellt. In der Ab-
schlussdiskussion hatten die
Teilnehmer Gelegenheit, mit Dr.
Klaus Schulenburg, Bayerischer
Landkreistag, Hartmut Stiller,
Landratsamt Kitzingen, Hans
Heidötting, Vorsitzender des Se-
niorenrats der Stadt Fürth, und
Bernhard Eder über „Entwick-
lungschancen und Anforderun-
gen an die Engagementförde-
rung in den Landkreisen“ zu dis-
kutieren.

Dr. Klaus Schulenburg wies in
seinem einführenden Statement

darauf hin, dass das Thema den
Landkreisen wichtig sei. Wie
viel Partizipation ist nötig? Hier
gelte es, unklare Begriffe genau
zu definieren. Engagement brau-
che Partizipation, deren Voraus-
setzung wiederum das vielfältige
bürgerschaftliche Engagement
sei. Die seniorenpolitischen Ge-
samtkonzepte, die in den Land-
kreisen und in den kreisfreien
Städten erstellt werden, bieten
einen wichtigen Rahmen für das
bürgerschaftliche Engagement
und für die Bürgerbeteiligung äl-
terer Menschen.

Einsatz unverzichtbar

Die Landrätin des Landkreises
München Johanna Rumschöttel
betonte in ihrem Grußwort, wie
wichtig der freiwillige Einsatz
von Seniorinnen und Senioren
ist: „Das Engagement älterer

(Fortsetzung auf Seite 4)

Innenminister Joachim Herrmann hat jüngst die eigenen Internet-
seiten seines Ministeriums zum Ehrenamt vorgestellt und freige-
schaltet. Unter http://www.ehrenamt.bayern.de kann sich jetzt je-
der über die ehrenamtlichen Tätigkeiten im Zuständigkeitsbereich
des Innenministeriums informieren. Gleichzeitig gab Herrmann ge-
meinsam mit dem Präsidenten des FC Bayern München, Uli Hoe-
neß, den Startschuss für den Fotowettbewerb „Wir sind Ehrenamt
– Unsere Ehrenamtlichen stellen sich vor“. Foto: Schwepfinger
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Willi Heinl

95199 Thierstein
am 27.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Bernhard Rümpelein
95511 Mistelbach

am 6.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Norbert Endres

97855 Triefenstein
am 6.2.

Bürgermeister Helmut Reiß
91468 Gutenstetten

am 25.1.

Bürgermeister Karl Huber
85119 Ernsgaden

am 25.1.

Bürgermeister Max Köberl
94160 Ringelai

am 26.1.

Bürgermeister Karl Hertlein
91729 Haundorf

am 29.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reinhard Simon

63911 Klingenberg
am 31.1.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

In Konkurrenz für ein
zukunftsfähiges Bayern

Landtagsfraktionen legen in ihren Klausuren
Schwerpunkte für den Wahlkampfauftakt fest

Die Klausuren der fünf Landtagsfraktionen am Jahresanfang
standen und stehen heuer unter dem Vorzeichen, 2012 sei der
Einstieg in die Landtagswahl im Herbst 2013. Regierungspartei-
en und Opposition sehen sich auf Augenhöhe, da die aktuellen
Umfragen 44% oder 42% für die CSU signalisieren, was entwe-
der für eine knappe absolute Mehrheit der Union im kommen-
den 17. Landtag oder Koalitionen gegen sie unter Führung der
SPD reichen würde. Die derzeit mitregierende FDP wäre mit
zwei bis drei Prozent Wählerstimmen nicht mehr im Landtag.
Bei diesen Perspektiven sehen alle fünf derzeitigen Fraktionen
ihre Schwerpunkte für die Arbeit im Maximilianeum und quer
durch den Freistaat weitgehend gleich, jedoch mit unterschiedli-
chen Akzenten: Wirtschaft, Energie, Bildung und Landesent-
wicklung, wobei die engere Kooperation mit den Kommunen ei-
ne Rolle spielen soll.

Den Auftakt gab die SPD. Bei
aller Wichtigkeit des Generalthe-
mas Bildung mit Abkehr vom
dreigliedrigen Schulsystem und
Verzicht auf Studiengebühren
wurde in Kloster Irsee das Be-
kenntnis zum HighTech-Stan-
dort Bayern ins Zentrum gestellt.
Das Land müsse Weltmarktfüh-
rer im Bereich Zukunftstechno-
logie, Elektromobilität und er-
neuerbarer Energie bleiben, wo-
bei die Mindestlöhne zu verbes-
sern und zu sichern seien. Es sei
vorstellbar, erläuterte Wirt-
schaftssprecher Thomas Beyer,
öffentliche Aufträge und Zu-
schüsse davon abhängig zu ma-
chen, dass sich die Auftragneh-
mer zu betrieblicher Mitbestim-
mung, Mindestlöhnen, besserer
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf sowie ökologisch nachhal-
tiger Produktion bekennen.

Bürgerbewegung

Ministerpräsidentenkandidat
Christian Ude setzte in der Klau-
sur und nach außen die entschei-
denden Eckpunkte. Er will eine
Bürgerbewegung mit kommuna-
ler Basis, weil ich zeitlebens ein
Kommunalpolitiker war“. Damit
verband er den Appell an die
Freien Wähler, die aus gleichem
Holz gewachsen seien. Unter-
schiede wie der Streit um eine
dritte Startbahn am Münchner
Flughafen spielten für eine Ko-
alition keine Rolle. Es gelte, die
Regierungsfähigkeit in den Zu-

kunftsfragen zu beweisen. Ude
und Fraktionschef Markus Rin-
derspacher ließen indes keinen
Zweifel, dass es bei aller Eupho-
rie bis zur Regierungsübernahme
noch ein langer Weg sei. Man
rechnet trotz manchen Schlagab-
tauschs mit Freien Wählern und
Grünen als Koalitionspartnern.

Die Freien Wähler waren in ih-
rer Augsburger Klausur in den
Schwerpunktthemen weitgehend
auf gleicher Linie, setzten aber ei-
gene Akzente. Es gelte, eine „be-
rechenbare und nachhaltige Kraft
zu präsentieren“, die sowohl mit
der SPD als auch mit der CSU
koalieren könne. Damit hielt sich
Fraktions- und Landesvorsitzen-

der HubertAiwanger beide Türen
offen. „Ich kann gar nicht so
schnell Slalom fahren, wie die
potenziellen Koalitionspartner
tagtäglich ihre Meinung ändern“,
merkte er an. Dem CSU-Chef
Horst Seehofer warf er „Sozial-
populismus“ vor. Sich auf eine
Koalition vor dem Wahlergebnis
festzulegen, sei nicht sinnvoll.Al-
len Konkurrenten den Rang ab-
laufen wollen die Freien Wähler
als „neuer Anwalt des Mittelstan-
des mit Investitionsförderung
auch für kleinere Projekte“.

Weichenstellung

Für die Grünen ist 2012 „das
Jahr der politischen Weichenstel-
lung und des demokratischen
Aufbruchs nach Jahrzehnten ei-
ner dominierenden CSU“, wie
die beiden Fraktionsvorsitzen-
den Margarete Bause und Martin
Runge postulierten. Dazu brau-
che es die Gemeinsamkeit der
drei derzeitigen Oppositions-
fraktionen. Die Grünen wollen
keinen eigenen Ministerpräsi-
dentenkandidaten aufstellen. Es
gehe um „Grüne Politik für ein
zukunftsfähiges Bayern“. In der
Günzburger Klausur wurden die

Schwerpunkte festgezurrt. Dafür
eine moderne und nachhaltige
Wirtschaftspolitik der Ökologie
und Ökonomie nebst der überfäl-
ligen Schulreform. Nur so seien
die ländlichen Schulen zu erhal-
ten. Bei CSU und FDP diagno-
stizierten die Grünen „spürbare
Nervosität.“

Schwerpunktsetzung

Das will die CSU, wie in der
Klausur in Wildbad Kreuth kon-
zipiert, durch eigene Schwer-
punktsetzung in Wirtschaft, Bil-
dung, Finanzen und Landesent-
wicklung widerlegen, gestützt
auf Bayerns Spitzenstellung in
Deutschland und Europa. Die
SPD wolle die Erfolge der CSU
durch „mehr Gängelung, mehr
Vorschriften, mehr Bürokratie
und mehr Reglementierung der
Arbeitsplätze gefährden“, kon-
terte Fraktionsvorsitzender Ge-
org Schmid. „Wir setzen statt
Lenkung durch die Obrigkeit auf
intelligente Lösungen aus dem
Mittelstand und der Industrie“.

Die FDP will in ihren Beratun-
gen in Benediktbeuern ange-
sichts der katastrophalen Mei-
nungsumfragen klar machen, ge-
rade in den Krisenjahren hätten
die Liberalen dazu beigetragen,
dass Bayern so gut dastehe. Der
Aufschwung sei bei den Men-
schen angekommen, stellte Wirt-
schaftsminister Martin Zeil fest.
Die derzeitige Koalition mit ge-
legentlichen Differenzen um
Bürgernähe, Liberalität und kon-
servative Tradition, sei und blei-
be der richtige Weg in Bayerns
Zukunft. rm

Finanzminister Söder:

Schlüsselzuweisungen
auf Rekordniveau

Rund 2,7 Milliarden Euro für Bayerns Kommunen
Bayerns Kommunen erhalten in diesem Jahr rund 2,7 Milliarden
Euro an Schlüsselzuweisungen. „Damit werden die kommunalen
Haushalte nachhaltig gestärkt“, teilte Dr. Markus Söder, Finanz-
minister, jüngst mit. Die Schlüsselzuweisungen betragen 2012
rund 2,7 Milliarden Euro und damit rund vier Prozent mehr als
im Vorjahr. „Die Kommunen können damit starke Akzente vor
allem im ländlichen Raum setzen.“

Die kreisfreien Städte erhalten
2012 insgesamt 648 Millionen
Euro. An die kreisangehörigen
Gemeinden fließen mehr als eine
Milliarde Euro. Für die Landkrei-
se sind 966 Millionen Euro vorge-
sehen. Die Schlüsselzuweisungen
stellen die größte Einzelleistung
im Kommunalen Finanzausgleich
dar. Der Kommunalanteil am all-
gemeinen Steuerverbund wurde
für 2012 um 0,3 Prozentpunkte
auf 12,5 Prozent angehoben. So
partizipieren die Kommunen dau-
erhaft in einem größeren Umfang
an den Steuereinnahmen des Lan-
des. „Die Bayerische Staatsregie-
rung ist der verlässliche Partner
der bayerischen Kommunen“,
hob Söder hervor.

Vorbehalt

Laut Söder wurden für die
Städte, Gemeinden und Land-
kreise die auf sie entfallenden
Schlüsselzuweisungen 2012 be-
reits in vorherigen Jahr vom
Bayerischen Landesamt für Sta-
tistik und Datenverarbeitung be-
rechnet. Ziel ist, den Landkrei-
sen, Städten und Gemeinden die

Haushaltsaufstellung für 2012 zu
erleichtern, so Söder. Grundlage
war der Entwurf des Nachtrags-
haushaltes 2012 und des Finanz-
ausgleichsänderungsgesetzes
2012. Bis zur Entscheidung des
Landtags über den Nachtrags-
haushalt und das Finanzaus-
gleichsänderungsgesetz stehen
die Schlüsselzuweisungen daher
noch unter Vorbehalt.

Finanzkraft stärken

Schlüsselzuweisungen haben
die Aufgabe, die Finanzkraft der
Kommunen zu stärken und Un-
terschiede in der Steuerkraft der
Kommunen abzumildern. Dabei
wird auch die unterschiedliche
Aufgabenlast der Kommunen
berücksichtigt. Mit Ausnahme
einiger weniger, besonders steu-
erstarker Kommunen erhalten al-
le bayerischen Städte, Gemein-
den und Landkreise Schlüsselzu-
weisungen. Für die Empfänger
gehören die Schlüsselzuweisun-
gen zu den freien Deckungsmit-
teln, über die sie selbständig und
ohne staatliche Einflussnahme
verfügen können.

Bayerische Krankenhausgesellschaft:

Investitionen auf
historischem Tiefstand

Bei der Jahresversammlung der Bayerischen Krankenhausge-
sellschaft (BKG) in München hat deren Vorsitzender, Forch-
heims Oberbürgermeister Franz Stumpf, seine Enttäuschung
darüber zum Ausdruck gebracht, dass im Gegensatz zu vielen
anderen Bereichen die bayerischen Krankenhäuser nicht von
der blendenden finanziellen Lage des Freistaats profitierten.

„Mit der Entscheidung, die In-
vestitionsförderung für die Kran-
kenhäuser weiter zu kürzen, hat
man ein Signal an die Kliniken
in Bayern gesendet, das uner-
freulicher kaum hätte sein kön-
nen“, urteilte Stumpf. Es er-
schüttere eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit, wenn man in
der aktuellen Situation, in der
man 700 Mio. Euro zusätzlich in
wichtige Staatsaufgaben inve-
stieren kann, eine weitere Kür-
zung beschließt.

Hinteres Mittelfeld

Die für 2012 geplanten 430
Mio. Euro stellen nach Stumpfs
Ansicht einen neuen Tiefpunkt
dar. Innerhalb von zehn Jahren
habe sich die staatliche Förde-
rung von Krankenhausinvestitio-
nen um 30 Prozent verringert.
Bayern sei im bundesweiten Ver-
gleich damit im hinteren Mittel-
feld angekommen. Stumpf: „An-
gesichts der Tatsache, dass wir
erst im Jahr 2011 die Finanzie-
rung gewaltiger Sanierungsmaß-
nahmen in mehreren Großkran-
kenhäusern zugesagt haben, die
über Jahre hinaus einen erhebli-
chen Teil des Fördervolumens
beanspruchen, ist diese Entschei-
dung unverständlich. Man ris-
kiert, ja programmiert geradezu,
dass in den kommenden Jahren
weitere notwendige Baumaß-
nahmen sowie die Abfinanzie-
rung laufender Projekte darunter
leiden werden.“

Die Bayerische Krankenhaus-
gesellschaft appellierte an den
neuen bayerischen Gesundheits-
minister Dr. Marcel Huber, die-
sen Trend im Jahr 2012 umzu-
kehren. Man wünsche sich einen
Minister mit einer starken Positi-
on der bayerischen Interessen in
der Berliner Gesundheitspolitik

und einen objektiv moderieren-
den Ausgleich zwischen den un-
terschiedlichen verbandspoliti-
schen Interessen im Freistaat.

Stumpf verwies auf die Unver-
hältnismäßigkeit, mit der einer-
seits höchste Erwartungen an die
Kliniken und ihre Mitarbeiter ge-
stellt würden und gleichzeitig
Desinteresse herrsche an der pro-
blematischen wirtschaftlichen Si-
tuation vieler Kliniken und den zu
verbessernden Arbeitsbedingun-
gen der Mitarbeiter. „Von jeder
Klinik wird Fehlerlosigkeit, Fort-
schritt, Menschlichkeit, Wirt-
schaftlichkeit usw. erwartet. Das
perfekte Krankenhaus ist der
Standard, darunter wird nichts
akzeptiert. Eine Abweichung
davon, und sei es nur ein Einzel-
fall, wird nicht hinterfragt, son-
dern schnell zum Skandal hoch-
stilisiert“, meinte der Präsident.
Dies reiche von Fragen zur Hy-
giene über Weiterbildung bis hin
zurAbrechnung. Werde irgendwo
ein Makel sichtbar, sei vom Skan-
dal in der Klinik die Rede, lange
bevor die Ursachen geklärt sind.

Versorgungskette

„In der öffentlichen Diskussi-
on soll auch einmal die herausra-
gende Leistung der Kranken-
hausmitarbeiter in den Vorder-
grund gerückt werden“, so
Stumpfs Wunsch. In Bayerns
Krankenhäuser würden knapp 3
Millionen, bundesweit rund 17
Millionen Menschen behandelt.
Viele von ihnen befänden sich in
schwieriger, oft auswegloser Si-
tuation. In das Krankenhaus am
Ende der Versorgungskette setz-
ten viele Patienten ihre Hoffnung
und die überwältigende Mehr-
heit sei mit der meist hoch kom-
petenten Behandlung zufrieden.

An die Vertreter der Kranken-

kassen wandte sich der BKG-
Präsident mit dem Appell, ge-
meinsam grundlegende Fehler
im System der Krankenhausfi-
nanzierung zu beheben. Die im-
mensen Ausgabensteigerungen
müssten durch eine faire und
nach wirtschaftlichen Gesichts-
punkten orientierte Gegenfinan-
zierung ausgeglichen werden
können.

Warnzeichen

Stumpf zufolge verdichten sich
die Warnzeichen und Indizien für
eine Zuspitzung der wirtschaftli-
chen Situation in den bayerischen
Kliniken. Die Bilanzen vieler
Krankenhäuser, die in den ver-
gangenen Jahren ausgegliche-
ne Ergebnisse erzielen konn-
ten, stürzten in 2011 ins Defizit.
„Die Gründe hierfür sind nicht
Missmanagement oder Effizienz-
reserven, sonst hätten die Klini-
ken in den vergangenen Jahren
nicht erfolgreich gearbeitet. Es
sind die geänderten Rahmenbe-
dingungen“, machte Stumpf deut-
lich. Die Kürzungen, die die Bun-
desregierung mit dem GKV-Fi-
nanzierungsgesetz für 2011 und
2012 beschlossen habe sowie ei-
ne von den Krankenkassen in
Bayern durchgesetzte Nullrunde
beim Landesbasisfallwert hinter-
ließen ihre Spuren.

Wie der Präsident feststellte,
konnten in den Jahren 2009 und
2010 viele Krankenhäuser ihre
wirtschaftliche Situation verbes-
sern: „Dies ist zum einen darauf
zurückzuführen, dass sie, meist
mit großer Kraftanstrengung, ih-
re Strukturen änderten, und zum
anderen darauf, dass von der Po-
litik notwendige Rahmenbedin-
gungen geschaffen wurden -
Stichwort Tariferhöhungsrate im
Jahr 2009.“

Auf dieser Grundlage jedoch
die pauschale Behauptung auf-
zustellen, den Krankenhäusern
ginge es doch inzwischen gut,
geht nach Auffassung des BKG-
Präsidenten an der Realität vor-

bei. Rund jede vierte Klinik ver-
zeichne weiterhin Defizite; „eine
Situation, die in jeder Wirt-
schaftsbranche die Alarmglocke
schrillen ließe und Anlass für
Rettungsaktionen, Rettungsschir-
me und ähnliche Bemühungen
wäre“.

Wie Stumpf feststellte, „ist es
ungerecht und sachlich falsch,
diesen Krankenhäusern pauschal
zu unterstellen, sie wären un-
wirtschaftlich und nicht in der
Lage, ihre Effizienz zu steigern“.
Diesen Eindruck erwecke zum
Beispiel das jüngste Forschungs-
projekt des Rheinisch-Westfäli-
schen Instituts für Wirtschafts-
forschung (RWI), das versucht,
bundeslandbezogen die Kosten-
effizienz von Krankenhäusern zu
ermitteln. Die Vorgehensweise
des Projekts, die Topwerte als
Maßstab zu nehmen und alles
was darunter liegt als nicht ge-
nutzte Effizienzreserven hochzu-
rechnen, bezeichnete Stumpf als
„regelwidrig, weil im Kranken-
hausbereich nicht anwendbar“.
Krankenhäuser könnten z. B.
bauliche Strukturen nicht nach
Belieben verändern, um Abläufe

zu optimieren, weil sie in ihren
Investitionsentscheidungen nicht
frei sind.

Laut Stumpf sind Kranken-
häuser keine Produktionsstätten,
die ihren Standort wählen kön-
nen. Auch können sie ihr Lei-
stungsportfolio nicht beliebig ge-
stalten, haben sie doch entspre-
chend ihrem Versorgungsauftrag
in ihrer Region die stationä-
re Versorgung sicherzustellen -
unabhängig davon, wie gut oder
schlecht das Verhältnis von Vor-
haltekosten und Erlösen ist.
Nicht selten gingen die Aufga-
ben des Krankenhauses weit
über diese Pflichten hinaus.

„Wer“, so fragte der Präsident,
„kennt nicht das Problem, dass
Kliniken in so mancher Region
zu wirtschaftlich extrem ungün-
stigen Konditionen die ambulan-
te Notfallversorgung sicherstellen
müssen, obwohl dies formal nicht
zu ihrem Auftrag gehört?“ De
facto könne sich aber ein Kran-
kenhaus kaum dieser Pflicht ent-
ziehen. All diese Faktoren zu ig-
norieren und unter Effizienzreser-
ven zu summieren, sei „schlicht-
weg falsch und unredlich“. DK

Pakt für den Kommunalwald
Der Freistaat wird die bayerischen Kommunen auch künftig be-
sonders unterstützen, damit sie ihre Wälder vorbildlich bewirt-
schaften können. Zum Abschluss des „Internationalen Jahres
der Wälder“ haben Staatsregierung, Städtetag und Gemeinde-
tag dazu einen neuen „Pakt für den Kommunalwald“ geschlos-
sen, der die entsprechenden Rahmenbedingungen vorgibt. Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer (2. v. r.), Forstminister Helmut
Brunner (2. v. l.), Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl (r.)
und der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Dr. Ulrich
Maly (l.), unterzeichneten die Vereinbarung bei einem Treffen in
München.
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Liebe Leserinnen
und Leser,

was hat das alte Jahr ge-
bracht? Was muss im neuen
Jahr anders und/oder sogar
besser werden?

Diese und ähnliche Fragen
stellen sich die meisten Men-
schen zum Jahreswechsel. In
der Familie und auf traditio-
nellen Neujahrsempfängen,
im kleinen und im großen
Kreis kommt man zusammen,
stößt auf das neue Jahr an,
tauscht gute Wünsche aus,
fasst Vorsätze und plant Un-
ternehmungen. Man sollte die Messlatte jedoch
nicht so hoch legen, dass man nur noch darun-
ter durchschlüpfen kann, am Ende des Jahres

sollten zumindest einige Vorsätze und Vorhaben
umgesetzt sein.

Was nimmt sich die Kommunalpolitik für das
Jahr 2012 vor?

Nun, zunächst wünschen wir uns eine stabile
Gesundheit, damit wir für alle Herausforderun-
gen und Vorhaben gut gerüstet sind. Denn wir
haben Einiges zu tun:

Diskussion um Eurostabilität
Finanzielle Herausforderungen
Umsetzung der Energiewende
Förderung ländlicher Raum
Bildungspolitik
Demographische Entwicklung
Kinderbetreuung
dazu eine Vielzahl von Kommunalwahlen.

Wie wollen wir uns diesen Herausforderungen
entgegenstellen? Der europäischen Finanzkrise
kann der bayerische Kommunalpolitiker nicht
trotzen, jedoch ist mit einem ausgeglichenen

Haushalt ein solides Funda-
ment gelegt, das vorbildlich in
ganz Europa ist. Wohl auch
aus diesem Grund ist die Zu-
friedenheit der bayerischen Be-
völkerung mit der CSU als Re-
gierungspartei laut der neue-
sten Umfrage von Infratest-di-
map weiter gestiegen, nämlich
auf 65 Prozent.

Einen besonderen Schwer-
punkt will die KPV Bayern in
diesem Jahr bei der Förderung
im ländlichen Raum setzen. Die
Attraktivität Bayerns wächst
zwar stetig. In den vergange-
nen 20 Jahren sind 1,3 Millio-

nen Menschen nach Bayern gezogen, der ländli-
che Raum konnte davon jedoch nicht profitieren.
Schwindende Einwohnerzahlen und damit ver-
bunden schwindende Infrastruktur von ärztlicher
Versorgung über schließende Schulen und feh-
lenden Einkaufsmöglichkeiten schaffen keinen
Aufschwung. Wie die Kommunalpolitik dem ent-
gegenwirken kann, wollen wir in unseren näch-
sten Sitzungen intensiv diskutieren.

Gleichzeitig müssen wir die Aufgaben der
Ballungsräume wie Wohnungsnot und Ver-
kehrsprobleme, fehlende Kinderbetreuungsein-
richtungen im Auge behalten. Dabei ist der
Kommunalpolitiker angehalten, mit größtmög-
licher Transparenz seine Arbeit zu gestalten und
den Bürger bestmöglich zu informieren, damit
er vor Reaktionen wie bei Stuttgart 21 verschont
bleibt und die hohen Erwartungen in puncto
Vorbild, Werte und Seriosität erfüllt. Damit ein
Kommunalpolitiker all diese Aufgaben lösen
kann, bietet die KPV Bayern Schulungen an.
Wir bemühen uns unsere künftigen Gemein-
deräte, Stadträte, Bürgermeister und Oberbür-
germeister optimal auf ihre Tätigkeit vorzube-
reiten.

Ich glaube, wir sind in der KPV in diesem
Jahr auf einem guten Weg. Jammern gilt nicht,
wir packen an!

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Gute Vorsätze
zum neuen Jahr

Haus der Bayerischen Geschichte:

Rückblick und Vorfreude
Auf ein äußerst erfolgreiches Ausstellungsjahr 2011 blickt der
Direktor des Hauses der Bayerischen Geschichte Dr. Richard
Loibl zurück. Wie er bei der Jahrespressekonferenz im Münch-
ner Presseclub hervorhob, hat die Bayerische Landesausstellung
„Götterdämmerung. König Ludwig II.“ im Schloss Herren-
chiemsee mit über einer halben Million Besucher einen Rekord
aufgestellt und ist zur erfolgreichsten kulturhistorischen Aus-
stellung der vergangenen drei Jahrzehnte in Deutschland avan-
ciert.

Nach diesem sensationellen
Erfolg will das Haus der Bayeri-
schen Geschichte heuer mit sei-
nem ersten grenzüberschreiten-
den Projekt punkten, berichtete
Loibl. Die bayerisch-oberöster-
reichische Landesausstellung
2012 wird sich vom 27. April bis
zum 4. November unter dem Ti-
tel „Verbündet – Verfeindet –
Verschwägert“ der wechselvol-
len gemeinsamen Geschichte
Bayerns und Österreichs wid-
men.Ausstellungsorte sind Burg-
hausen (Bayern) sowie Braunau
und Mattighofen (Oberöster-
reich). Das Haus der Bayerischen
Geschichte zeigt auf der Burg in
Burghausen die Geschichte der
beiden Länder im Mittelalter. Die
beiden oberösterreichischen Stand-
orte führen diese Geschichte(n)
bis in die Zeit um 1800 fort.

Sechs Themenkomplexe

Die kleinere Bayern-Ausstel-
lung des Jahres 2012 wird wie-
derum die Wehrhaftigkeit Fran-
kens in der Neueren Geschichte
zum Thema haben. „Festungen –
Frankens Bollwerke“ lautet der
Titel der Schau, die vom 17. Mai
bis zum 21. Oktober im Fürsten-
bau der Festung Rosenberg im
oberfränkischen Kronach prä-
sentiert werden wird.

Geplant sind sechs Themen-
komplexe: Im Bereich „Kano-
nendonner und Pulverqualm“
soll es um die Entstehung der Fe-
stungen gehen. Die dem Verstär-
ken der Mauern zugrunde liegen-
de Ingenieurskunst wird unter
dem Titel „Ingenieure und Ba-
stionen“ den zweiten Schwer-
punkt bilden. Im dritten Themen-
block beschäftigt sich die Aus-
stellung mit „Prunk und Pracht“ -
also mit dem Reichtum, der in
fränkischen Festungen herrschte.
Wie die einfachen Menschen in
einer Festung lebten, skizziert
Abschnitt vier der Bayern-Aus-
stellung unter dem Motto „Him-
melbett und Strohsack“.

160 Exponate

Welche Schlachten um die
Bollwerke in der Historie geführt
wurden, darüber klärt der fünfte
Ausstellungskomplex „Minen-
gang und Feuersbrunst“ auf. Der
sechste und letzte Teil der Aus-
stellung befasst sich schießlich
mit der Nutzung der Festung im
19. und 20. Jahrhundert. Zu se-
hen sind insgesamt 160 Expona-
te, davon 70 Originale. Acht da-
von kommen als Leihgaben nach
Kronach - sollen aber möglichst
dauerhaft bleiben.

Als weitere wichtige Aktivitä-
ten des Hauses der Bayerischen
Geschichte nannte Direktor
Loibl die Wanderaustellung
„Wiederaufbau und Wirtschafts-
wunder“, die im Jahr 2012 fort-
geführt wird, die neu erschiene-
nen Hefte der EDITION BAY-
ERN sowie die beiden Internet-
portale zu den „Zeitzeugen“ und
dem „Königreich Bayern 1806-
1918“, die 2011 online gegangen
sind.

Der dritte Sonderband der
EDITION BAYERN widmet
sich z. B. in lebendigen, reich be-
bilderten Texten dem „Phäno-
men Tracht“. Dabei schlagen die
Autorinnen und Autoren den
zeitlichen Bogen von den Anfän-
gen der Tracht als „Nationalco-
stüm“ im 17. Jahrhundert bis hin
zu den „modisch“ genannten
Auswüchsen, die man heute auf
dem Oktoberfest sehen kann.

Wobei man wieder beim „Co-
stüm“ wäre. Doch Tracht ist
auch heute noch weit mehr als
Ethnolook, Mode für Oktoberfest-
Touristen oder „s’oide Gwand“.
Dank der Trachtenvereine, die
Brauchtum, Tradition und Tracht
pflegen und beleben.

Alle Könige im Überblick

Zum 200. Geburtstag des
bayerischen Königs Maximilian
II. präsentiert das Haus der
Bayerischen Geschichte seit No-
vember 2011 einen einmaligen
Überblick über das bayerische
Königreich. Das Internetportal
„Königreich Bayern 1806-1918“
(www.koenigreichbayern.hdbg.
de) informiert über die Epoche
von Max I. Joseph bis Ludwig
III. – vom ersten bis zum letzten
bayerischen König.

Die Darstellung innerhalb des
Internetportals ist nach den Herr-
schern gegliedert und jeweils in
die Kategorien Themen, Ereig-

nisse, Personen, Objekte unter-
teilt. Die prägenden Themen der
Zeit und ihre Besonderheiten
werden in umfangreichen Texten
dargestellt und durch rund 1.500
Fotografien und Abbildungen
von Postkarten, Plakaten und
Exponaten sowie durch gespro-
chene Texte und Musikbeispiele
illustriert. Bilder, Grafiken und
Tondokumente sind ausführlich
beschrieben und mit Begleittex-
ten versehen. Umfangreiche Li-
teraturhinweise zu jedem Herr-
scher runden das Angebot ab.

Freude über Neubau

Direktor Loibl machte schließ-
lich auch kein Hehl daraus, dass
im Haus der Bayerischen Ge-
schichte Freude über die Ent-
scheidung über das bayerische
Landesmuseum herrsche. „Wir
sind, um es mal preußisch zu sa-
gen, stolz wie Oskar, dass wir
dieses Museum bauen dürfen“,
erklärte er. Loibl rechnet damit,
dass die Verhandlungen mit der
Stadt Regensburg bis Februar
und der Architektenwettbewerb
im Lauf des Jahres 2012 abge-
schlossen sein werden. „Dann
dürfen wir keine Zeit versäu-
men.“ Das Museum soll 61,5
Millionen Euro kosten und bis
2018 fertig gestellt sein. DK

DStGB-Bilanzpressekonferenz:

Wege aus der
Schuldenfalle

Auf die nach wie vor kritische Finanzlage vieler Kommunen hat
der deutsche Städte- und Gemeindebund bei seiner Bilanzpres-
sekonferenz in Berlin hingewiesen. Wie DStGB-Präsident Ro-
land Schäfer, Bürgermeister der Stadt Bergkamen, darlegte, sei
das Jahr 2011 ein gutes Jahr für die Städte und Gemeinden ge-
wesen. Die Kommunen hätten von dem Konjunkturaufschwung
profitiert, was sich insbesondere bei den steigenden Gewerbe-
steuereinnahmen gezeigt habe. Gleichwohl hätten die Städte und
Gemeinden das Jahr 2011 mit einem Defizit von rund drei Milli-
arden Euro abgeschlossen.

„Trotz der guten Entwicklung
wuchsen die Sozialkosten – und
damit die Ausgaben - auf die Re-
kordmarke von fast 45 Milliarden
Euro weiter an. Diese Entwick-
lung zeigt, dass ein grundsätzli-
ches Umsteuern notwendig ist“,
betonte Schäfer. Große Sorge be-
reiteten die Kassenkredite, die mit
über 44 Milliarden Euro eine
neue Rekordhöhe erreicht haben.
„Dies ist ein deutliches Zeichen
dafür, dass zwischen kommuna-
len Einnahmen und Ausgaben ei-
ne enorme Lücke klafft“, erläu-
terte der Präsident.

Agenda 2020

Nach Schäfers Auffassung be-
darf es einer Agenda 2020, um
endlich den Weg aus dem Schul-
denstaat zu finden. Bund, Län-
der und Kommunen seien in
Deutschland mit über zwei Bil-
lionen Euro verschuldet. Täglich
müssten dafür fast 170 Mio. Eu-
ro Zinsen aufgebracht werden -
Geld, das für Bildung und für die
notwendige Infrastruktur fehlt.
„Trotz eines guten Wirtschafts-
wachstums und zurückgehender
Arbeitslosigkeit kommen die
staatlichen Haushalte nicht ohne
immer neue Schulden aus“,
meinte Schäfer.

Um der Schuldenfalle zu ent-
kommen, könnte man laut Schä-
fer zumindest einen gewissen
Teil der Altschulden in einem
Fonds zusammenzuführen und
gesetzlich festzulegen, dass die-
ser Betrag aus bestimmten
Steuereinnahmen dauerhaft ge-
tilgt wird. Überlegenswert sei es
auch, den Solidarbeitrag letztlich
nicht abzuschaffen, sondern zum
Beispiel für ein Konjunkturpro-
gramm III zu Gunsten der Kom-

munen zu nutzen und so mehr
Investitionen in Bildung und In-
frastruktur zu ermöglichen.

Schäfer: „Die Stabilisierung
unseres Sozialstaates, den Weg
in die Bildungsrepublik und die
notwendigen Investitionen in
Wissenschaft und Infrastruktur
werden wir nur schaffen, wenn
wir in einer Agenda 2020 die
Einnahmen verbessern und die
Ausgaben reduzieren.“ Bestand-
teil einer solchen Agenda 2020
müsse aus kommunaler Sicht die
weitere Stabilisierung der Ge-
werbesteuer z. B. durch Einbe-
ziehung der Freien Berufe sein.

Alle Leistungsgesetze gehörten
auf den Prüfstand. Im Übrigen
müsse der Grundsatz vom Vor-
rang für Investitionen in Bildung
und Infrastruktur vor höheren
Transferleistungen gelten. So wä-
re es Schäfer zufolge sinnvoller,
auf das geplante Betreuungsgeld
zu verzichten und die Kommu-
nen damit beim Ausbau der Kin-
derbetreuung zu unterstützen.

Mehr Europa

„Zur Lösung unserer gemein-
samen Probleme brauchen wir
nicht weniger, sondern mehr Eu-
ropa!“, hob der Hauptgeschäfts-
führer des DStGB und General-
sekretär des RGRE, Dr. Gerd
Landsberg hervor. Die Politik
müsse die großen Erfolge des
europäischen Einigungsprozes-
ses viel deutlicher kommunizie-
ren und die Vorteile herausstel-
len. Frieden, die Freiheit in Eu-
ropa zu reisen, zu arbeiten und
zu leben, eine nach wie vor sta-
bile Währung, Erfolge beim
Umwelt- und Verbraucher-
schutz, die Hilfen beim Aufbau
Ost durch europäische Struktur-

mittel und nicht zuletzt der
Wohlstand in Deutschland durch
den europäischen Binnenmarkt
und die Stärkung des Handels
dürften bei der Krisendiskussion
nicht unbeachtet bleiben.

Zudem sei gerade für das Ex-
portland Deutschland eine funk-
tionierende EU mit dem Euro
und ihrem Binnenmarkt unver-
zichtbar für den wirtschaftlichen
Erfolg und Beschäftigung. Nach
Untersuchungen der KfW habe
Deutschland durch die Mitglied-
schaft in der Eurozone in den
vergangenen beiden Jahren ei-
nen Wachstumsvorteil zwischen
2 und 2,5 Prozentpunkten und
damit im Bereich von 50 bis 60
Mrd. Euro realisiert.

Globalisierung

„Die zentralen Herausforde-
rungen, denen wir uns künftig
stellen müssen, sind gesamteu-
ropäischer Natur“, machte Lands-
berg deutlich. Die Globalisie-
rung, die demografische Ent-
wicklung, der Klimawandel, die
Wirtschafts- und Finanzpolitik
oder die gleichbleibende Versor-
gung der Bürger mit Dienstlei-
stungen der Daseinsvorsorge
und die soziale Absicherung sei-
en längst keine rein nationalen
Themen mehr und ließen sich
nur mit starken Kommunen be-
wältigen.

Gerade in der Krise, in der die
nationalen Regierungen mit der
Bewältigung der Euro- und
Schuldenkrise beschäftigt sind,
könne ein neues Aufbruchsignal
der Städte und Gemeinden eine
große Chance darstellen. Die
Kommunen müssten zum Motor
der Revitalisierung des Integra-
tionsprozesses werden.

Dafür seien die Städte und Ge-
meinden besonders geeignet.
Denn wie die letzten Umfragen
zeigten, haben zum Beispiel 61
Prozent der deutschen Bevöl-
kerung großes Vertrauen zu ihrer
Stadt oder Gemeinde. Im Ver-
gleich dazu sind 62 Prozent miss-
trauisch gegenüber der Bundesre-
gierung und 57 Prozent misstrauen
der EU, erklärte Landsberg.

Eine dauerhafte, stabile ge-
meinsame Währung Euro setze
eine mutige und entschlossene
Weiterentwicklung der gemein-
samen Finanz- und Wirtschafts-
politik in der Europäischen Uni-
on voraus. Die Debatte über eine
vergemeinschaftete Wirtschafts-
regierung führe auf den richtigen
Weg und dürfe nicht kleingere-
det, sondern müsse nunmehr in-
haltlich gestaltet werden. Die ge-
meinsame Währung Euro sei es-
sentiell für den wirtschaftlichen
Erfolg und die Identität Europas.
„Scheitert der Euro, scheitert

auch der Integrationsprozess in
Europa“, zeigte sich Landsberg
überzeugt.

Der Hauptgeschäftsführer for-
derte abschließend eine Intensi-
vierung und Ausdehnung der
Städtepartnerschaften. So gebe
es beispielsweise zurzeit nur 37
Deutsch-Griechische Kommu-
nalpartnerschaften. „Hier liegt
ein großes Potenzial von Koope-
rationsmöglichkeiten von der
Unternehmensansiedlung über
die Abfallwirtschaft und den
Tourismus bis hin zum Jugend-
austausch.“ DK

Gestzentwurf des Bundesinnenministeriums:

Bürgerbeteiligung
bei Großprojekten

Das Bundesinnenministerium will die Planungen für große Bau-
vorhaben beschleunigen, ohne die Mitspracherechte von Bür-
gern zu beschneiden. Die Behörden sollen die Antragsteller noch
vor dem offiziellen Planfeststellungsverfahren dazu bewegen,
freiwillig die Öffentlichkeit über ihre Planungen und mögliche
Auswirkungen zu informieren. Das geht aus einem neuen Ge-
setzentwurf hervor, der nach Auskunft des Bundesinnenministe-
riums vom 11.01.2012 in den kommenden Tagen in die Ressort-
abstimmung gehen soll. Noch im ersten Quartal 2012 soll der
Entwurf im Bundeskabinett behandelt werden.

Mit dem neuen Gesetzentwurf
verbindet das Ministerium die
Hoffnung, dass bereits vor dem
offiziellen Planfeststellungsver-
fahren Knackpunkte eines Pro-
jektes bekanntwerden und der
Bauherr frühzeitig reagieren
kann. Das Bundesinnenministeri-
um erhofft sich ein schnelleres
Planfeststellungsverfahren, wenn
große Streitpunkte schon im Vor-
feld geklärt werden und langwie-
rige Klagen vermieden werden
können. Die bisher verankerten
Rechte von betroffenen Bürgern
im Planfeststellungsverfahren
würden mit der geplanten Geset-
zesänderung nicht angetastet.

Die Wirtschaft fordert seit lan-
gem schnellere Planungs- und
Genehmigungsverfahren in
Deutschland. Besonders beim
Neubau von bis zu rund 4.450 Ki-
lometern neuen Stromautobahnen
dringt auch der Bund auf mehr

Tempo und eine Beschleunigung
der Verfahren. Sonst sei der Um-
bau der Energiewirtschaft auf eine
weitgehende Versorgung mit er-
neuerbaren Energien nicht zu
schaffen. Schon jetzt müssen im-
mer häufiger Windparks zwangs-
weise abgeschaltet werden, weil
die Leitungen überlastet sind und
sonst zusammenbrechen könnten.

Ein erster Gesetzentwurf war
gescheitert, weil er eine umstritte-
ne Passage enthielt, nach der die
öffentliche Erörterung im Plan-
feststellungsverfahren unter be-
stimmten Umständen wegfallen
konnte. Vor dem Hintergrund der
Bürgerproteste gegen das Stutt-
garter Bahnprojekt Stuttgart 21
stieß diese Passage auf große Kri-
tik. Im neuen Gesetzentwurf wer-
de diese Idee, den Erörterungster-
min nicht mehr zwingend vorzu-
schreiben, nicht weiter verfolgt,
hieß es jetzt. Verlag C.H. Beck
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Bayerischer Städtetag:

Wechsel in der Geschäftsführung
Bernd Buckenhofer ist seit 1. Januar 2012 Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied des Bayerischen Städtetags.
Er trat die Nachfolge von Reiner Knäusl an, der Ende
Dezember 2011 mit Vollendung seines 65. Lebensjahres in
den Ruhestand trat.

Knäusl amtierte seit 1. Februar 2005. Reiner Knäusl trat nach
der 2. juristischen Staatsprüfung in die Dienste des Freistaats
Bayern als Staatsanwalt und Richter. 1977 verließ er den Staats-
dienst und wurde selbständigerAnwalt in München. 1980 wech-
selte er als Referent zum Bayerischen Städtetag. Weitere Statio-
nen waren die Freie und Hansestadt Hamburg, die Tätigkeit als
wissenschaftlicher Mitarbeiter im Bayerischen Landtag und seit
1990 die Landeshauptstadt München. Dort arbeitete Knäusl acht
Jahre als Sozialamtsleiter. Von 2001 bis 2005 war er Stellvertre-
ter des Kreisverwaltungsreferenten in München und leitete als
Stadtdirektor die Hauptabteilung Straßenverkehr.

Bernd Buckenhofer wurde am 18. Dezember 1959 in Natt-
heim geboren. Nach der 2. juristischen Staatsprüfung trat er in
die Dienste des Freistaates Bayern als Akademischer Rat an der
Universität Augsburg. Anschließend wechselte er 1991 als Re-
ferent zum Bayerischen Städtetag. Nach Stationen als Umwelt-
und Ordnungsreferent und als Sozialreferent leitete er seit 2004
das Finanzreferat des Verbandes. Seit 2007 war er außerdem
stellvertretender Geschäftsführer.

(Fortsetzung von Seite 1)
kreisen komme dabei eine ent-
scheidende Koordinierungsfunk-
tion zu.

Kreidl verwies auf bereits er-
zielte Erfolge des Landkreistags:
„Als einer der vier kommunalen
Spitzenverbände sei der Land-
kreistag in Zukunft auf höchster
Ebene zum Lenkungsausschuss
der Energieagentur geladen. Da-
neben fänden regelmäßige Bei-
ratssitzungen mit den Geschäfts-
führern statt. Damit werde den
kommunalen Spitzenverbänden
eine enge Zusammenarbeit mit
der Landesenergieagentur ermög-
licht, deren Aufgabe es ist, eine
lenkende, unterstützende und ko-
ordinierende Funktion wahrzu-
nehmen. „Im Übrigen sind regio-
nale Agenturen, möglichst auf
Landkreisebene, das Mittel der
Wahl“, erklärte Kreidl, der eigene
Sonderbehörden ablehnt.

Winderlass als Hilfsmittel
für die Energiewende

Auch im sog. Winderlass der
Bayerischen Staatsregierung, der
demnächst im Kabinett be-
schlossen werden soll, sieht der
Präsident ein wichtiges Hilfsmit-
tel für die Energiewende und die
regenerative Energie Windkraft.
Zudem fordert er einen überar-
beiteten Windatlas des Bayeri-
schen Wirtschaftsministeriums:
„Die Standorte der Windnutzung
müssen noch genauer ermittelt
werden. Zusätzlich sollen die re-
gionalen Planungsverbände so-
wohl Vorrang- als auch Vorbe-
haltsgebiete für Windkraft erar-
beiten und festsetzen.“

Dass die Landkreise bereits vor
dem Atomausstieg große Anstren-
gungen im Bereich der erneuerba-
ren Energien, bei der Energieein-
sparung und bei der Energieeffizi-
enz unternommen haben und diese
Politik fortsetzen werden, machte
Kreidl an den Energiekonzepten
der Landkreise Mühldorf am Inn,
Traunstein, Regensburg und Mies-

(Fortsetzung von Seite 1)
sein und zu Beginn des Jahres
über einen eigenen Internetauf-
tritt die vorhandenen Informatio-
nen zu bündeln.

Thomas Barth, Vorsitzender
des Vorstands E.ON Bayern, pro-
gnostizierte, dass in einigen Jah-
ren in Bayern hunderttausende
neue Kraftwerke mit Photovol-
taik, Biogas, Biomasse, Wind
usw. Energie produzieren. Das
Unternehmen sieht seineAufgabe
im Betrieb von Netzen, dem Bau
neuer Leitungen sowie dem Bau
von Speicheranlagen für die über-
schüssige Energie aus Wind und
Sonne. E.ON Bayern biete den
Gemeinden Hilfe bei der Aufstel-
lung ihrer Energienutzungspläne
an.Auch sei der Energieversorger
im Bereich der energetischen Ge-
bäudesanierung tätig. Noch sei
dies nicht rentabel, räumte Barth
allerdings ein, „hier bräuchte
es staatliche Anreize, etwa
über steuerliche Absetzbarkeit“.

Einsparpotenzial
ohne große Investitionen

Erich Maurer, Geschäftsführer
der Energieagentur Nordbayern,
Nürnberg, will mit seiner kom-
munal getragenen Organisation
der Landesenergieagentur bei
der Energiewende helfen. Mau-
rer betreut 600 kommunale Ge-
bäude. Im Zentrum steht dabei
das Einsparpotenzial ohne große
Investitionen. Die Möglichkei-
ten reichen von der Korrektur ei-
nes falsch eingestellten Reglers
über die Bürgerberatung bis zum
Energienutzungsplan. Er zeigt
Kommunalpolitikern, wie sie
das Energiesparen optimieren
können.

Stefan Rößle, Landrat des
Landkreises Donau-Ries, richte-
te drei Wünsche an die Ener-
gieagentur: Für die Bürger sei es
wichtig, einen einzigen An-
sprechpartner zu haben, nicht
mehrere Ministerien mit vielen
Zuständigkeiten. Darüber hinaus
sei eine Seite im Internet zum
Thema Energie samt den dazu-
gehörigen Links erforderlich und
ebenso ein Leitbild in Form des
Energienutzungsplans. Bei der
Aufstellung dieser Energienut-
zungspläne, die freiwillig und
keine Pflicht sind, solle die Ener-
gieagentur Hilfestellung leisten.

Der im Landkreis Donau-Ries
erzeugte Strom stammte bereits
im Jahr 2009 zu rund 92 Prozent
aus regenerativen Energien. 67
Prozent des Gesamtstromver-
brauchs stammten aus regenera-
tiven Energiequellen.

Josef Steigenberger, Erster
Bürgermeister von Bernried am
Starnberger See, riet dringend,
die Bürger besser mitzunehmen.
Weil die Zeit drängt, appellierte
er an die Staatsregierung, den
Kommunen bei der Öffentlich-
keitsarbeit zu helfen. „Die Re-

gierung muss für die Energie-
wende werben.“ Der Bürgermei-
ster zeigte sich skeptisch, ob die
Aufstockung des Personals der
Energieagentur von 7 auf 16
Mitarbeiter dafür ausreicht.

Zügige Umsetzung

Wie Georg Schmid, Vorsitzen-
der der CSU-Landtagsfraktion,
deutlich machte, „ist Politik nur
dann für die Menschen glaubwür-
dig, wenn das, was beschlossen
wurde, auch zügig umgesetzt
wird“. Schmid plädierte für eine
interkommunale Zusammenar-
beit. Die Gemeinden hätten mit
der Bauleitplanung ein starkes In-
strument in Händen. Sie sollen
die Bürger in den Dialog einbe-
ziehen. Nur so könnten die
Hemmnisse bei Genehmigungs-
verfahren abgebaut werden. Eine
Milliarde Euro steckt Bayern in
den nächsten fünf Jahren in den
Umbau der Energieversorgung.
Schmid: „Das kann ein neuer Im-
puls für die moderneAusrichtung
des Landes werden.“

Dr. Jürgen Busse, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des
Bayerischen Gemeindetags, ver-
sprach die Mitwirkung der Ge-
meinden bei der Energiewende,
forderte allerdings auch Unter-
stützung vom Staat. Sein Fazit
der gut besuchten Veranstaltung:
„Zusammenarbeit ist das Gebot
der Stunde. Die Energiewende
kann nur gelingen, wenn alle be-
teiligten Gruppen an einem
Strang ziehen.“

So solle der Staat für die not-
wendigen finanziellen Mittel
sorgen. Seine Aufgabe sei es,
Genehmigungsverfahren zu ver-
einfachen sowie Personal, Ex-
pertenwissen und Forschungser-
gebnisse zur Verfügung zu stel-
len. Den Kommunen, auf deren
Gebiet die meisten Anlagen ent-
stehen, obliege es, individuelle
Energienutzungspläne aufzustel-
len, die Aufschluss geben über
das Ist und Soll.

Intelligente Stromnetze

Die Bürger müssten durch
frühzeitige Information und Be-
teiligung bis hin zu Anteilen an
einer Bürgergenossenschaft mit
ins Boot geholt werden. Die Wirt-
schaft solle den gesamten Prozess
partnerschaftlich begleiten, etwa
durch den Bau von Leitungen
und neuer Energiespeicher. Und
schließlich sollten die Universitä-
ten und Forschungseinrichtungen
neue intelligente Stromnetze und
Speichermöglichkeiten für den
überschüssigen Strom austüfteln.
Busse zufolge ist es die einfachste
und am schnellsten zu erreichen-
de Lösung, Strom zu sparen und
Gebäude energieeffizient „einzu-
packen“. Hier müsse wiederum
der Staat steuerliche Anreize
schaffen. DK
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Menschen ist unverzichtbar.“
Trotz des grundlegenden Prin-
zips „ambulant vor stationär“ bei
der Wohnraumversorgung älte-
rer Menschen gebe es einen ho-
hen Bedarf an stationären Ein-
richtungen. Ehrenamtliches En-
gagement älterer Menschen sei
in beiden Fällen gefordert und
wichtig.

Bernhard Eder plädierte für
ein Mehr an politischer Partizi-
pation älterer Menschen in den
Kommunen jenseits der Partei-
en. Die Problemlösungskompe-
tenz von Kommunen könne an-
gesichts einer immer komplexe-
ren politischen Gemengelage
durch eine systematische und
nachhaltige Einbeziehung der
Kompetenzen (älterer) Bürgerin-
nen und Bürger gesteigert wer-
den. Hierzu gebe es bewährte
Verfahren der institutionellen
Partizipation, sei es als Senioren-

bach deutlich. Dort sei im Rahmen
der Landkreisentwicklung „Unser
Landkreis Miesbach 2014“ bereits
2009 der Beschluss gefasst wor-
den, das Projekt ‚Landkreis mit
zukunftsfähiger Energie“ prio-
ritär anzugehen. Um dies struktu-
riert und systematisch zu betrei-
ben, habe der Landkreis ein Inte-
griertes Klimaschutzkonzept in
Auftrag gegeben, das zu 60 Pro-
zent vom Bundesumweltministeri-
um gefördert wird. „Letztlich wol-
len wir 2035 die Energieautarkie
erreichen“, so Kreidl.

Zuständigkeiten

„Da die Landkreise eine zentra-
le Rolle spielen werden, müssen
sie auch die Zuständigkeiten für
die Genehmigung von Anlagen
zur Nutzung erneuerbarer Energi-
en haben“, forderte der Präsident.
Zudem verlangte er eine Stärkung
des kommunalen Wirtschafts-
rechts für die Landkreise: „Bisher
liegt die öffentliche Energieerzeu-
gung vor allem in der Hand der
Gemeinden. Diese gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe kann aber
nicht ausschließlich ihnen vorbe-
halten bleiben.“

Investitionsprogramm

Schließlich erwartet Kreidl, dass
ein Schwerpunkt der finanziellen
Ausgestaltung der Energiewende
auch vom Bund mitgetragen wird.
Es müssten erhebliche Investitio-
nen in neue Kraftwerke und neue
Stromtrassen getätigt werden. Er-
forderlich seien darüber hinaus
Maßnahmen zur Effizienzsteige-
rung in Haushalten und Industrie.
„Ein entsprechendes Investitions-
programm ist aufzulegen“, forder-
te der Präsident. DK

vertretungen, als Planungszellen
oder ähnlichen Formen der Bür-
gerbeteiligung. Dabei gehe es
keineswegs darum, den gewähl-
ten Entscheidungsträgern Macht
wegzunehmen. Im Rahmen des
repräsentativen demokratischen
Systems blieben sie die entschei-
denden politischen Organe. Die
Strukturen der repräsentativen
Demokratie sollen vielmehr um
direkte und kooperative Partizi-
pationsformen ergänzt werden.
Diese haben nur eine politikbe-
ratende Funktion.

Hartmut Stiller berichtete über
die Erfahrungen des Landkreises
Kitzingen mit Bürgerforen und
empirischen Spaziergängen als
Aktionen der Bürgerbeteiligung.
Beide Aktionen dienten dazu,
den Bedarf an seniorenbezoge-
nen Aktivitäten zu ermitteln und
Akteure der Zivilgesellschaft zur
Mitarbeit anzuregen. Die Bür-
gerforen wurden vom Landrat-

samt mit kooperationsbereiten
Kommunen durchgeführt. Das
Ziel dabei war, pro Veranstaltung
ein Projekt auszuwählen, das
kurzfristig durchführbar ist.

Richard Baumgartner skizzier-
te die Entwicklung seniorenpoli-
tischer Leitlinien im Landkreis
Dingolfing-Landau, die als
wechselseitiger Planungsprozess
durchgeführt wurde. Nach einem
Beschluss des Kreistags, ein
Leitbild für die Seniorenarbeit zu
entwickeln, wurde in einem par-
tizipativen und kreativen Prozess
unter aktiver Mitwirkung der Se-
niorinnen und Senioren ein seni-
orenpolitisches Leitbild ent-
wickelt und schließlich durch
den Kreistag beschlossen.

Die Tagung wurde vom Bayeri-
schen Landkreistag, von kifas
gemeinnützige GmbH Waldmün-
chen und der Bayerischen Lan-
deszentrale für politische Bil-
dungsarbeit organisiert.

Engagement braucht...

Wirtschaftsforum Oberland:

KommunaleTrends
Klausurtagung in Benediktbeuern

zur Umsetzung der Nachhaltigkeitserklärung
Die Bürgerstiftung Energiewende Oberland und das Wirtschafts-
forum Oberland luden zur 3. Klausurtagung „Nachhaltiges Wirt-
schaften im Oberland“ ins Kloster Benediktbeuern ein. Neben in-
teressanten Vorträgen hochkarätiger Referenten stellte die Verlei-
hung des 1. Nachhaltigkeitspreises des Wirtschaftsforums Ober-
land einen weiteren Höhepunkt der Veranstaltung dar. Ausge-
zeichnet wurden vorbildlicheAktivitäten regionaler Unternehmen
aus dem Bereich der sozialen, ökonomischen und ökologischen
Nachhaltigkeit.

Laut Prof. Dr. Wolfgang Seiler,
Vorstandsvorsitzender der Bür-
gerstiftung Energiewende Ober-
land, kann die Energiewende er-
reicht werden durch die Reduzie-
rung des Energieverbrauchs in
allen Sektoren inklusive Verkehr,
die Steigerung der Effizienz
durch den Einsatz innovativer
Technologien, die nachhaltige
und dezentrale Nutzung aller hei-
mischer regenerativer Energien
sowie die Sicherstellung geeig-
neter politischer Rahmenbedin-
gungen und neuer Finanzie-
rungsinstrumente.

Herausforderung

Auf die einzelnen Kommunen
komme hierbei eine besondere
Herausforderung zu, fuhr Seiler
fort. Gefordert würden ganzheit-
liche, integrierteAnsätze, die alle
Sektoren (Haushalte, Verkehr,
Industrie/Betriebe) berücksichti-
gen. Dazu müssten auf der Ebene
der Landkreise Klimaschutzkon-
zepte erarbeitet werden, die auch
die zukünftige demografische
Entwicklung ins Visier nehmen.

Als intelligente dezentrale
Strom- und Energieversorgung
IDSO benannte Seiler die Sicher-
stellung der dezentralen CO2-
freien Energie- und Stromversor-
gung mit Hilfe einer intelligenten
Vernetzung von u. a. Verbrauch,
Produktion und Transport, die
Schaffung eines „virtuellen Kraft-
werks“ mit Beitrag zur Grund-
lastversorgung und die Energie-
speicherung durch Einsatz der
Methanisierung und Wiederver-
wendung in BHKWs und Erd-
gasfahrzeugen. Darüber hinaus
sollten Bürgerkraftwerke/Ener-
giegenossenschaften zur direkten
Beteiligung der Gemeinden und
Bürger gegründet und die Zu-
kunftsfähigkeit der Region durch
Stärkung der regionalen Wirt-
schaftskraft gesichert werden.

Bezahlbare Energie

Die besondere Verantwortung
der Kommunen sieht Seiler in
der Bereitstellung von ausrei-
chender und bezahlbarer Energie
für die Bürger, der Umsetzung
der in Berlin und Brüssel be-
schlossenen Emissionsreduktio-
nen in Deutschland von 40 % bis
zum Jahr 2020, der Anpassung
an die unvermeidbaren Folgen
des Klimawandels sowie in den
steigenden Sozialleistungen auf-
grund steigender Energiepreise.

Eine energieeffiziente Kom-
mune erfordere ganzheitliche, in-
tegrierte Systemlösungen (keine
Einzelmaßnahmen), angepasste
Technologien und Finanzierungs-
instrumente, integrierte Stadtent-
wicklungskonzepte (bei gleich-
zeitiger Berücksichtigung der
Kommunalentwicklung, des Kli-
maschutzes und Klimaanpas-
sung) und die Entwicklung von
Modellen und Durchführung von
Modellvorhaben.

Seilers Fazit: „Klimaschutz ist
eine der größten Herausforderun-
gen dieses Jahrhunderts. Maß-
nahmen zum Klimaschutz müs-
sen auf kommunaler Ebene erfol-
gen und bieten riesige Chancen.
Die Energiewende erhöht die
Wertschöpfung, schafft neue Ar-
beitsplätze und sichert den sozia-
len Frieden.“ Sein Appell: „Wir
können die Energiewende schaf-
fen – wir müssen nur wollen!“

Dieses klare Ziel vor Augen
hat auch die Stadt Geretsried. Sie

hat, wie Jan Dühring vom dorti-
gen Stadtbauamt berichtete, das
Klimaschutzkonzept vom Institut
für Energietechnik an der Hoch-
schule Amberg-Weiden (IfE) im
Rahmen der Klimaschutzinitiati-
ve des Bundesumweltministeri-
ums mit dessen maßgeblicher
Unterstützung ausarbeiten lassen.

Aufbauend auf den Erkennt-
nissen des Konzepts möchte Ge-
retsried an einer konsequenten
Umsetzung der Einsparungs-
möglichkeiten arbeiten. Deshalb
hat der Stadtrat die Festlegung ei-
nes konkreten Klimaschutzziels
für Geretsried beschlossen. Die
Stadt will demnach, ähnlich wie
die Bundesrepublik, ihren jährli-
chen CO2-Ausstoß bis zum Jahr
2020 um rund 40 % reduzieren.

Große und kleine
Maßnahmen im Verbund

Ausgehend von den Vorschlä-
gen des Klimaschutzkonzeptes
werden nun verschiedenste Maß-
nahmen geplant, die in den kom-
menden Jahren zu ergreifen sind,
um das gesteckte Ziel zu errei-
chen. Hierzu zählen kleinere Pro-
jekte wie beispielsweise die etap-
penweise Umrüstung der Straßen-
beleuchtung auf die stromsparen-
de LED-Technik, aber unter Um-
ständen auch so große Maßnah-
men wie die Errichtung eines
großen mit Geothermie gespei-
sten Fernwärmenetzes. Genaueres
werden Beratungen und Diskus-
sionen in naher Zukunft zeigen.

Um Einsparungen in nennens-
wertem Maße zu erreichen, sind
eigenständige Initiativen der Bür-
ger und Betriebe notwendig. Da-
mit sind Maßnahmen wie die
Dämmung von Gebäuden oder
die Erneuerung von Heizungsan-
lagen und der Umstieg auf erneu-
erbare Energien gemeint. Durch
diese Maßnahmen kann sich
Dühring zufolge Klimaschutz
durch Einsparungen finanziell
auszahlen.

Mit der Frage „Eine etwas an-
dere Analyse des Steuerrechts -
welche Steuern fördern die
Nachhaltigkeit?“ befasste sich
Dr. Christian Kirnberger von der
Münchner Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Warth & Klein Grant
Thornton AG. Seiner Auffassung
nach profitiert der Staat derzeit
von einem Verstoß gegen nach-
haltiges Wirtschaften, indem er
unreflektiert jeden Ertrag und je-
den Vorgang ungeachtet seiner
Herkunft oder seiner Auswir-
kung auf die Nachhaltigkeit be-
steuere und keine Rückführungs-
funktion kennt.

Nachhaltigkeit

Wenn das Steuersystem eine
Förderung der Nachhaltigkeit zur
Folge haben soll, müsse neben
einer reinen Anreizförderung
(„Sonder-AfA auf regenerative
Energieanlagen“) ein grundle-
gender Umbau des Steuersy-
stems erfolgen. Langfristig, so
Kirnberger, sei kein Ausfall von
Steuereinnahmen zu erwarten,
weil sich „Überträge“ nicht auf
Dauer erzielen lassen. Das Pro-
blem sei die Sorge vor dem Vor-
rang kurzfristiger Effekte.

Um die vielfältigenAktivitäten
von Unternehmen im Bereich der
Nachhaltigkeit zu würdigen, hat
der Aufsichtsrat des Wirtschafts-
forums Oberland beschlossen, ab
dem Jahr 2011 einen Nachhaltig-
keitspreis zu vergeben. Die Jury

hatte die schwierigeAufgabe, aus
14 qualifizierten Nominierungen
einen Preisträger auszuwählen,
der in den Bereichen ökologi-
sche, ökonomische und soziale
Nachhaltigkeit besondere Lei-
stungen vorzuweisen hatte.

Preis für BF Maschinen
aus Geretsried

Der 1. Nachhaltigkeitspreis des
Wirtschaftsforums Oberland wur-
de vom Landrat des Landkreises
Bad Tölz-Wolfratshausen Josef
Niedermaier an Thomas Breuer,
Geschäftsführer der BF Maschi-
nen GmbH aus Geretsried, verlie-
hen. Die Laudatio hielt Cornelia
Irmer, 1. Bürgermeisterin der Stadt
Geretsried. DK

Erfolge und...

Zukunftsprojekt...
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Flexibel sein oder flexibel bleiben ist für manche Energieversorger
die große Frage. Für andere das große Plus.

Ein kommunaler Lebensraum sorgt nicht nur für das Heute. Sich zukunftsfähig aufzu-
stellen ist eine von vielen Fragen, die z.B. Erfurt neu beantwortet: Durch die Zusammen-
arbeit im starken Stadtwerke-Netz der Thüga-Gruppe schöpfen Unternehmen wie die
Stadtwerke Erfurt Gruppe Kraft, um die Energie- und Wasserversorgung nachhaltig zu
sichern. Selbstständig, marktgerecht und zukunftsorientiert – das große Plus für bereits
450 Städte mit über 8 Mio. Menschen. Mehr über Ihre Möglichkeiten unter thuega.de

HEUTE MORGEN

Thüga Erneuerbare Energien
auf Erfolgskurs

Die Thüga Erneuerbare Energien erwirbt zwei weitere Windparkprojekte
in Rheinland-Pfalz und bekommt neue Gesellschafter

Kurz nach dem Erwerb ihres ersten Windparkprojekts in
Brandenburg hat die Thüga Erneuerbare Energien GmbH &
Co. KG zwei weitere im Bau befindliche Windparks in Rhein-
land-Pfalz erworben. Die Projekte liegen in den Gemeinden
Neuerkirch mit acht Enercon E-82 E2 Windkraftanlagen und
Unzenberg mit fünf Vestas V90 (Gridstreamer) Anlagen. Die
künftige Gesamtleistung wird 28,4 Megawatt betragen.

„Ich bin sehr zufrieden mit dem
bisherigen Verlauf unsererAkqui-
sition. Auf dem Windmarkt gibt
es eine Menge Projekte. Dennoch
prüfen wir sehr sorgfältig, was in
unser Portfolio passt“, so Micha-
el Riechel, Geschäftsführer der
Thüga Erneuerbare Energien
GmbH & Co. KG und Mitglied
des Vorstands der Thüga Aktien-
gesellschaft. Die Gesellschaft hat
seit ihrem operativen Start im
April 2011 über hundert Projekte
in Deutschland geprüft. „Die
Windparks Neuerkirch und Un-
zenberg haben uns wirtschaftlich
und technologisch überzeugt. Zu-
dem haben wir auch einen regio-
nalen Bezug, denn mehrere unse-
rer Gesellschafterunternehmen
befinden sich in der Nähe“, be-
tont Riechel.

Hohe Einsparungen

Der Windpark wird nach Fer-
tigstellung eine Energiemenge er-
zeugen, mit der 17.800 Haushalte
mit einem durchschnittlichen
Stromverbrauch von 3.500 Kilo-
wattstunden (kWh) pro Jahr ver-
sorgt werden könnten. Die ge-
plante jährliche Stromproduktion
liegt bei circa 62,4 Millionen
kWh. Jährlich können durch den
Windpark rund 50.000 Tonnen
CO2-Emissionen im Vergleich
zur Stromproduktion mit Stein-
kohlekraftwerken eingespart wer-
den.

Während die Thüga Erneuer-
bare Energien beim ersten Wind-
parkprojekt in Biebersdorf vor
Baubeginn eingestiegen ist, ste-
hen auf dem Projektgebiet in
Rheinland-Pfalz bereits die ersten
Windtürme. „Wir sind grundsätz-
lich bereit, zu allen Phasen in ein
Windparkprojekt einzusteigen. Je
früher man sich beteiligt, desto
höher die Renditeaussichten, aber
auch die Risiken. Eine angemes-
sene risikogerechte Verzinsung
des eingesetzten Kapitals ist ent-
scheidend“, so Dr. Kay Dahlke,

Geschäftsführer der Thüga Er-
neuerbare Energien GmbH & Co.
KG. Die Inbetriebnahme der
Windparks ist für Ende 2011 ge-
plant. „Die kurzfristige Fertigstel-
lung ist für uns vorteilhaft, denn
dann fließen auch schnell die Ein-
nahmen aus der Stromerzeu-
gung“, erklärt Dahlke.

juwi-Gruppe

Bei dem Projektentwickler
handelt es sich um die juwi-Grup-
pe, die ihren Hauptsitz im rhein-
hessischen Wörrstadt in Reich-
weite der beiden Windparks hat.
Die Vernetzung in der Region
spielt sowohl bei der Planung als
auch für die reibungslose Umset-
zung eine wichtige Rolle. Die Be-
triebsführung wird später eben-
falls juwi übernehmen.

Die Thüga Erneuerbare Energi-
en hat sich neben den beiden
Windparks auch mit 35 Prozent
an dem Umspannwerk beteiligt,
juwi hält die übrigenAnteile. Das
Umspannwerk wandelt den er-
zeugten Strom von der Mittel-
spannungsebene in die 110 kV
(Kilovolt) Hochspannungsebene
um und speist ihn dann in das
Netz des örtlichen Energieversor-
gers ein.

Wachsendes Interesse
an einer Beteiligung

Das Interesse einer Beteiligung
an der Thüga Erneuerbaren Ener-
gien innerhalb der Thüga-Gruppe
wächst weiter. Vier Unternehmen
aus Nordrhein-Westfalen haben
sich kürzlich an der Gesellschaft
beteiligt: die EWR Remscheid,
die Stadtwerke ETO aus Telgte
sowie die Stadtwerke aus Neuss
und Essen. Darüber hinaus wer-
den in Kürze noch die Städti-
schen Werke aus Kassel, SWK
Stadtwerke Kaiserslautern sowie
die Stadtwerke aus Heide und
Bad Hersfeld der Thüga Erneuer-
bare Energien als Gesellschafter

beitreten. Mit weiteren Interessen-
ten aus der Thüga-Gruppe gibt es
bereits Gespräche über eine Betei-
ligung.

Das unterstreicht nochmals die
Bedeutung und den Willen der Un-
ternehmen, auch bundesweit in die
Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien zu investieren. DieThüga
Erneuerbare Energien wird bis En-
de 2020 eine Milliarde Euro in er-
neuerbare Energien investieren.
Der Schwerpunkt liegt dabei auf
der Windkraft, die hierzulande ge-
genwärtig das größte Potential hat.

Über die Thüga Erneuerbare
Energien GmbH & Co. KG

Die Thüga Erneuerbare En-
ergien GmbH & Co. KG ist ein
Gemeinschaftsunternehmen
von mehreren Gesellschaften
der Thüga-Gruppe. Das Unter-
nehmen investiert in Projek-
te zur regenerativen Ener-
gieerzeugung mit Fokus auf
Deutschland.

Ziel des Unternehmens ist
die Bündelung von Know-how
und Kapital, um so in den
nächsten Jahren die eigene En-
ergieerzeugung aus erneuerba-
ren Quellen auszubauen. Alle
Unternehmen sind als Minder-
heitsgesellschafter an der Thü-
ga Erneuerbare Energien betei-
ligt. Eine Beteiligung an der
Gesellschaft steht grundsätz-
lich allen Unternehmen der
Thüga-Gruppe offen.

Mehr Förderung für
energetische Sanierung

Maly: Wir heizen den Himmel über den Städten

„Bei der Energiewende wird in der Diskussion leicht überse-
hen, dass es nicht nur um den Ausstieg aus der Atomenergie
geht und nicht nur um die Möglichkeiten zur Erzeugung von
regenerativer Energie: Eine wichtige Säule der Energiewen-
de ist das Energiesparen. Die umweltfreundlichste Kilowatt-
stunde ist die, die gar nicht erzeugt werden muss. Das größ-
te Energie-Sparpotential liegt in der Sanierung von Gebäu-
den“, erklärte der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags,
Nürnbergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, zur aktuel-
len Beratung des Vermittlungsausschusses von Bundestag
und Bundesrat über die künftige Förderung der energeti-
schen Sanierung.

Gerade der vorhandene Be-
stand an Gebäuden und Wohn-
gebäuden weist einen erhebli-
chen Investitionsbedarf auf.
Maly: „Wir achten beim Neu-
bau von Gebäuden auf die
höchsten Standards, die etwa
mit der Energieeinsparverord-
nung (ENEV) vorgeschrieben
werden. Das ist zu begrüßen,
lässt aber den Gebäudebestand
außer Betracht: Der Energiever-
brauch vor allem bei den Wohn-
blocks aus den 1950er, 1960er
und 1970er Jahren ist im Ver-
hältnis zu den ENEV-Standards
viel zu hoch. Wir heizen hier
den Himmel über den Städten
und Gemeinden.“

Ruf nach Intensivierung
der Maßnahmen

Der Bayerische Städtetag be-
obachtet mit großem Interesse
die Beratung von Bundestag
und Bundesrat im Vermittlungs-
ausschuss zum Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur ener-
getischen Sanierung von Wohn-
gebäuden. Maly: „Der Städtetag
hat längst die Intensivierung der
Maßnahmen zur Steigerung der
Energieeffizienz im Gebäude-
bereich gefordert. Die Förde-
rung entsprechender Maßnah-
men ist der richtige Weg. För-
dermittel müssen aber erheblich
aufgestockt werden.“

KfW-Programm

Das KfW-Programm zur ener-
getischen Stadtsanierung geht
einen richtigen Weg. Allein die
Unterstützung bei der Erstel-
lung von Energiekonzepten und
dem Einsatz von Quartiersma-
nagern wird dem erheblichen
Investitionsbedarf aber nicht
gerecht.

Der Bayerische Städtetag be-

grüßt die steuerliche Förderung
von energetischen Sanierungs-
maßnahmen an Wohngebäuden.
Maly: „Wer das ambitionierte
Ziel erreichen will, den Bedarf
an Primärenergie bis 2050 um
fünfzig Prozent zu senken, muss
Anreize schaffen.“

Energiewende nicht auf
dem Rücken der Städte
und Gemeinden austragen

Allerdings muss auch gese-
hen werden, dass steuerliche
Vergünstigungen Steuereinnah-
men verringern. Städte und Ge-
meinden hätten bis 2016 Min-
dereinnahmen von insgesamt
288 Millionen Euro hinzuneh-
men. Die Energiewende darf
nicht auf dem Rücken der Städ-
te und Gemeinden ausgetragen
werden. Der Bund ist aufgeru-
fen, die Lücken zu schließen.
Der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zeigt zwar die
Mindereinnahmen auf, nicht
aber, wie sie kompensiert wer-
den sollen.

Sonderprogramm

Darüber hinaus erwartet der
Bayerische Städtetag vom
Bund, dass das CO2-Gebäu-
desanierungsprogramm von den
angedachten 1,5 Milliarden Eu-
ro pro Jahr um je fünf Milliar-
den für 2012 bis 2014 erhöht
wird. Außerdem muss ein Son-
derprogramm für die Sanierung
öffentlicher Liegenschaften auf-
gelegt werden. Eine Erhöhung
der Mittel der Städtebauförde-
rung ist trotz des Wegfalls der
vorgesehenen Leistungen wei-
terhin unumgänglich. Maly:
„Die Städte und Gemeinden
können ihrer Vorreiterrolle nur
gerecht werden, wenn Bund
und Land sie unterstützen.“

Stromversorgung:

Deutschland klopft
bei Österreich an

Netzbetreiber müssen Kraftwerke
in der Alpenrepublik anzapfen

Bayreuth (pte) - Die Stromversorgung in Deutschland ist in
Gefahr. Es fehlen Kapazitäten, um den aus Windkraft erzeug-
ten Strom zu transportieren. Netzbetreiber haben sogar auf
österreichische Kraftwerke zurückgegriffen, um ein Strom-
Blackout zu vermeiden, wie die Welt berichtet.

So hat der Netzbetreiber Tennet
http://tennettso.de bereits Anfang
Dezember erstmals Stromreser-
ven angezapft. Dafür musste laut
Bericht ein altes Ölkraftwerk bei
Graz (Steiermark) wieder ans
Netz gebracht werden.

Atomwende
und ihre Konsequenzen

Nach Fukushima kam die
Atomwende, jetzt die Konse-
quenzen. Mittlerweile müssen
Netzbetreiber täglich mit Son-
der- und Notfallmaßnahmen in
den Energiemarkt eingreifen,
um die stabile Versorgung auch
in Zukunft zu garantieren.

Problematische
Kombination

Probleme stellte die Kombi-
nation aus hoher Windkraftlei-
stung im Norden und der hohen
Verbrauchslast im Süden dar.
Wegen fehlender Leitungen war
es nicht möglich, die Energie in

den Süden zu transportieren.

Sekunden-Blackouts
verursachen Unkosten

Um ein Blackout zu vermeiden,
sieht das Energiegesetz ausdrück-
lich vor, dass die Netzbetreiber in-
dustrielle Großverbraucher von
den Leitungen abklemmen müs-
sen. Das ist der letzteAusweg, um
den Deutschen ihre Versorgungs-
sicherheit zu gewährleisten. Auf
der anderen Seite befürchtet man
als Konsequenz einen gewaltigen
Vertrauensverlust in- und auslän-
discher Investoren in den Wirt-
schaftsstandort Deutschland.

Acht von 17 Atomkraftwerken
wurden in Deutschland bereits
abgestellt und immer häufiger
kommt es in Industriebetrieben
zu kleineren Ausfällen. Solche
Aussetzer können hohe finanziel-
le Schäden mit sich führen. Stel-
len sich nicht bald Vorteile ein
und halten die Engpässe auch
weiter an, bleibt die Zukunft der
Stromversorgung ungewiss.
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Strom undWärme selbermachen
mit demMikro-BHKW,
dem Kraftwerk für zuhause

Informationen unter www.erdgas-schwaben.de
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0821 9002-373, Mo–Do 8:00–17:00 und Fr 8:00–14:00 Uhr

„econnect Germany“:

Allgäu ist Teil des
Forschungsverbunds

Von Aachen bis Leipzig, vom Allgäu bis nach Sylt – deutsch-
landweit die Elektromobilität zukunftsfähig zu gestalten ist das
Ziel von „econnect Germany“.

Hierzu haben sich sieben
Stadtwerke bzw. lokale Ener-
gieversorger mit Partnern zu ei-
nem Forschungsverbund zu-
sammengeschlossen und sich
erfolgreich beim Technologie-
wettbewerb „IKT für Elektro-
mobilität II“ des Bundesmini-
steriums für Wirtschaft und
Technologie (BMWi) bewor-
ben.

AÜW und Partner

„econnect Germany“ wurde
als eines von fünf Forschungs-
projekten für eine Förderung
ausgewählt. Eines der insge-
samt sieben deutschlandweiten
Forschungsregionen ist das All-
gäu mit den Partnern Allgäuer
Überlandwerk (AÜW), Hoch-

schule Kempten, Soloplan so-
wie MSR-Office.

Zielsetzung

Ziel der Forschungsregion
Allgäu ist es unter anderem, das
E-Mobilitätsangebot für den
Tourismus weiter auszubauen,
Car-Sharing-Möglichkeiten zu
testen sowie intelligente Navi-
gationsgeräte für Elektroau-
tos an Smartphones und Tablet-
PCs anzubinden. Auch am Auf-
bau eines bundesweiten Strom-
tankstellennetzes ist die For-
schungsregion Allgäu beteiligt.
In diesem Fall wird insbesonde-
re im Allgäu getestet, wie die
Ladeinfrastruktur, das Roaming
und die Abrechung auszusehen
haben. DK

Schwabmünchen setzt erneut auf schwaben netz:

Partnerschaft hat
sich bewährt

Die Stadt Schwabmünchen und schwaben netz gmbh haben ihre
bald 50-jährige nachhaltige Zusammenarbeit erneuert. Bürger-
meister Lorenz Müller und Uwe Sommer, Kommunalkunden-
manager schwaben netz, unterzeichneten im Schwabmünchner
Rathaus den Konzessionsvertrag, der das Wegenutzungsrecht
der Erdgasleitungen im Gebiet Schwabmünchen regelt.

Als alter und neuer Netzbe-
treiber wird das schwäbische
Unternehmen auch in den näch-
sten 10 Jahren die Versorgung
von über 2.700 Erdgasnetz-An-
schlüssen im mittlerweile 111
Kilometer langen Leitungsnetz
in der Region Schwabmünchen
sicher stellen und weiter aus-
bauen.

Aktiver Umweltschutz

schwaben netz ist die Netz-
gesellschaft im Unternehmens-
verbund von erdgas schwaben.
Damit leistet Schwabmünchen
nicht zuletzt aktiven Umwelt-
schutz. So werden bei einer
jährlichen Gasabgabe von fast
136.000 Megawatt-Stunden im
Vergleich zu einem entspre-
chenden Verbrauch an Heizöl
gut 8.000 Tonnen Kohlendioxid
pro Jahr in der Stadt eingespart.
Das entspricht der Jahreslei-
stung von 640.000 Bäumen
oder anders gesagt 1.600
Schwabmünchner sind kom-
plett CO2-neutral.

Service vor Ort

Der Service für Privathaus-
halte und Gewerbetreibende
bleibt durch den erneuerten Ver-
trag vor Ort. Seit 50 Jahren ist
Schwabmünchen Sitz einer ei-
genen Betriebsstelle von erdgas
schwaben, dem Dachunterneh-
men der schwaben netz. Im Jahr
1952 war in einem für die
damalige Zeit revolutionären
Kraftakt die erste bayerische
Ferngasleitung gebaut worden.
Sie führte von Augsburg über
Schwabmünchen nach Kaufbe-
uren. Aufgrund der gesicherten
Versorgung mit ausreichend En-
ergie siedelten sich in der Folge

zahlreiche große Unternehmen
wie die Firmen Schöffel oder
Osram in der Region Schwab-
münchen an und sorgten für
wachsenden Wohlstand. 1963
wurde dann vom sogenannten
Stadtgas, aus Steinkohle ge-
wonnenem Gas, auf Erdgas um-
gestellt. Mehr als vier Millio-
nen Euro investierte der schwä-
bische Energieversorger vor Ort
in das Schwabmünchner Lei-
tungsnetz. Davon profitieren
heute Firmen wie Osram, die
Ritter GmbH, die Firma Grob,
Wellpappe, die Firma Eberle,
Schöffel oder die Wäscherei
Koscher. Alle nutzen das uni-
versell einsetzbare, schadstof-
farme Erdgas als Prozessener-
gie.

Modernes Netz mit
Wirtschaftsgeschichte

Insgesamt erstreckt sich das
moderne Erdgas-Netz der
schwaben netz auf mittlerweile
5.500 Kilometer Länge. Es ent-
wickelte sich entlang der histo-
rischen Transportleitung. Diese
fast 60 Jahre alte Versorgungs-
leitung wurde im Jahr 2010
stillgelegt. Wer ein Stück der al-
ten Stahlleitung heute sehen
möchte, muss dafür nicht tief
graben.

Als Brücke in die Vergangen-
heit überreichte Markus Kittl,
Sprecher Geschäftsführung
schwaben netz, letztes Jahr fei-
erlich Georg Klebers Kunst-
werk „Historische Leitung“ an
Bürgermeister Lorenz Müller.
Aus einem Stück der früheren
Stahlleitung hatte der preisge-
krönte Rehlinger Künstler eine
Skulptur für das Gestern, Heute
und Morgen in der Gasversor-
gung geschaffen.

Das Mikro-BHKW:

Minimaler Energieverbrauch
dank maximaler Effizienz
Zuhause Strom und Wärme selber machen

Das hat Zukunft: Ein Erdgas-Blockheizkraftwerk (BHKW)
schöpft das Maximum aus der eingesetzten Energie -
über 90 % werden vor Ort verwertet. Denn mit einem BHKW
wird dezentral gleichzeitig Strom und Wärme erzeugt, genau
da, wo sie auch gebraucht werden.

Inzwischen gibt es BHKWs für jede Größenordnung vom
Industriebetrieb bis zum Privathaushalt.

Das kompakte Mikro-BHKW, betrieben mit Erdgas oder
Bio-Erdgas, wurde speziell für Ein- und Zweifamilienhäuser
oder Kleingewerbetreibende entwickelt. Es spart rund 30 %
Primärenergie, bei einem bis zu 60 % geringeren CO2-Aus-
stoß – und ist dabei kleiner als eine Waschmaschine.

Wie jedes BHKW funktioniert auch das Mikro-BHKW nach
dem Prinzip der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK): Ein Motor,
betrieben mit Erdgas oder Bio-Erdgas, produziert Strom und
dessen Abwärme wird für Heizung und Warmwasser genutzt.
Bei Bedarf liefert ein Brennwertgerät zusätzliche Wärme.
Wird mehr Strom erzeugt als verbraucht, wird er über den
Stromzähler ins öffentliche Netz eingespeist und vergütet.

Richtig auf den Verbrauch ausgelegt, amortisiert sich die Inves-
tition in ein BHKW innerhalb weniger Jahre; erdgas schwaben
unterstützt die Anschaffung eines Mikro-BHKWs mit einer fi-
nanziellen Förderung.

Ein BHKW ist, wie jede Erdgastechnik, hervorragend mit
CO2-neutralem Bio-Erdgas kombinierbar, ganz ohne Umrü-
sten. erdgas schwaben investiert jährlich über 10 Mio. Euro in
den Bereich erneuerbarer Energien und bietet Bio-Erdgas aus
vier regionalen Anlagen an - zum Beispiel aus Altenstadt. Hier
werden biogene Abfälle aus Unternehmen der Umgebung ent-
sorgt, indem man daraus Bio-Erdgas gewinnt.

Beratung zum BHKW erhalten erdgas schwaben Kunden
und alle die es noch werden wollen von Mo bis Do 8.00–
17.00 Uhr und Fr 8.00–14.00 Uhr unter 0821/9002-373.
Detaillierte Infos auch unter www.erdgas-schwaben.de.

25 Jahre Erdgas – 25 Jahre Klimaschutz:

Peiting sparte rund
57.762 Tonnen CO2 ein
„Der Markt Peiting steht fest hinter seiner damaligen Entschei-
dung für eine Versorgung mit Erdgas. Die aktuellen Entwicklun-
gen in der Energiewende zeigen, wie wichtig es ist, umweltscho-
nende Energieträger zu nutzen“, erklärte Bürgermeister Michael
Asam. Asam hatte 1986 als Mitglied des Gemeinderats an der
Entscheidung mitgewirkt.

Damals fiel der Startschuss für
die Erdgasversorgung in Peiting
durch erdgas schwaben und
gleichzeitig wurde der Grund-
stein für eine solide partner-

schaftliche Zusammenarbeit ge-
legt. So wurden bis zur Inbetrieb-
nahme des Ortsnetzes 1986 und
dem darauffolgenden Jahr fast
fünf Kilometer Leitungsnetz ver-
legt.

„Mit dem Ort entwickelte sich
auch das Erdgasnetz in Peiting.
Die Marktgemeinde hat erdgas
schwaben in die Entwicklung neu-
er Baugebiete stets einbezogen“,
so Oliver Ottow, Vertriebsleiter
Region Süd erdgas schwaben.
Im Jahr 1991 wurde der Orts-
teil Herzogsägmühle an das Erd-
gasnetz angeschlossen. Heu-
te übernimmt schwaben netz den
Ausbau und Unterhalt des Erdgas-
netzes. schwaben netz ist die Netz-
gesellschaft im Unternehmensver-
bund von erdgas schwaben.

Die CO2-Einsparung von rund
57.762 Tonnen in 25 Jahren Erd-
gasversorgung entspricht 1.605
CO2-neutralen Haushalten in Pei-
ting. Oder der Leistung von
28.881 Bäumen, wenn sie das
CO2 neutralisieren.*

Erschließung des
dritten Bauabschnittes

Uwe Sommer, Leiter Kommu-
nalkundenmanagement schwaben
netz, bestätigte: „Derzeit arbeiten
wir an der Erschließung des dritten
Bauabschnittes im Baugebiet ‚Le-
xe‘“.Vor kurzem trafen sich die
Partner, um auf dieses 25 Jahre-Ju-
biläum anzustoßen und die er-
reichten Ziele Revue passieren zu
lassen.

Das Erdgasnetz in Peiting ist
gut entwickelt. „Bis in das Jahr
2010 wurden insgesamt fast 27
Kilometer Versorgungsnetz ver-
legt. Darüber erreichen wir heu-
te über 750 Haushalte in Pei-
ting“, hob Uwe Sommer hervor.
„Wir wollen uns für 25 Jahre
partnerschaftliche Zusammenar-
beit bei den Vertretern des Mark-
tes Peiting bedanken“, bemerkte

Aufbruch Bayern / Smart Grid City:

Modellversuch wird in Hof
undArzberg umgesetzt

Bayerns Wirtschaftsminister Martin Zeil zur Entscheidung
über den Standort von ‚Smart Grid City’: „Dass wir den Mo-
dellversuch, den wir mit sieben Millionen Euro anschieben, in
Oberfranken durchführen, war seit langem bekannt. Jetzt ha-
ben wir uns entschieden: Aus der Vielzahl der Bewerbungen
hat sich die Stadt Hof durchgesetzt“, erklärte Zeil.

Neben den technischen Voraus-
setzungen waren die Beteiligun-
gen der lokalen Industrie und die
Anbindung an eine Hochschule
wichtige Auswahlkriterien. „Ge-
rade die Zusammenarbeit mit der
Hochschule Hof ergeben hervor-
ragende Anknüpfungspunkte.“

Bemerkenswerte Resonanz

Der Wirtschaftsminister zeigte
sich beeindruckt von der großen
Resonanz auf die Ausschreibung.
„Wir hatten zahlreiche engagierte
und gut ausgearbeitete Bewer-
bungen der Städte und Gemein-
den aus der Region erhalten. Um
diesem großen Interesse Rech-
nung zu tragen, haben wir uns
entschieden, einen zweiten Stan-
dort in die Projektdurchführung
einzubeziehen. Hier hat die Stadt
Arzberg die Nase vorn“, betonte
Zeil. Nach heutiger Planung kann
die Stadt Hof Standort einer For-
schergruppe mit bis zu zehn Wis-
senschaftlern für einen Zeitraum
von zunächst fünf Jahren werden,
Arzberg im Landkreis Wunsiedel
soll in das Gesamtkonzept ‚Smart
Grid City Oberfranken’ einge-
bunden werden.

Einstieg in Projektplanung

Zeil begrüßte die Zusammen-
setzung mit zwei Standorten: „In
Hof mit seiner urbanen Struktur
könnte die Speicherung des rege-
nerativ erzeugten Stroms und Sta-
bilisierung des Stromnetzes
untersucht und getestet werden.
Gleichzeitig würde inArzberg die

Integration des Photovoltaik-
Stroms in das Netz demonstriert“,
so Zeil. Nach dem die Entschei-
dung feststehe, könne in die kon-
krete Projektplanung eingestie-
gen und die Gespräche mit den
Kommunen Hof undArzberg, der
Industrie, der Hochschule und
den Netzbetreibern aufgenom-
men werden.

Teil von „Aufbruch Bayern“

Der Aufbau und die Durch-
führung eines Modellversuchs
zur Einspeisung des Photovol-
taikstroms in das Stromnetz und
dessen Speicherfähigkeit ist Teil
der Zukunftsinitiative „Aufbruch
Bayern“ und wird mit sieben Mil-
lionen Euro unterstützt. Die
Staatsregierung investiert kräftig
in den Ausbau der Energiefor-
schung. In der Frankenmetropo-
le werden derzeit Kompetenzen
in diesem Bereich um den Ener-
giecampus gebündelt. Der ge-
plante Modellversuch ‚Smart
Grid City’ ist wissenschaftlich
und thematisch mit dem Energie
Campus in Nürnberg verlinkt.
Koordiniert wird das Vorhaben
vom bayerischen Zentrum für
angewandte Energieforschung
(ZAE Bayern).

Themen und Trends

„Aufbruch Bayern“ ist die Zu-
kunftsinitiative der Bayerischen
Staatsregierung. Um die Spitzen-
stellung des Freistaats national
wie international zu halten und
auszubauen, investiert Bayern in
die Themen und Trends von mor-
gen. Innovation entscheidet über
die Zukunft eines Landes: Wir in-
vestieren 1 Milliarde in neue En-
ergien und Klimaschutz sowie
zusätzlich über 700 Millionen
Euro in technologische Vorzei-
geprojekte. Bildung entscheidet
über die Perspektiven eines Lan-
des: Bayern investiert hier 15,8
Milliarden Euro. Finanzstabilität
entscheidet über die Handlungs-
fähigkeit eines Landes: Der Frei-
staat tilgt eine Viertel Milliarde
Euro Schulden und stockt die
Rücklagen auf mehr als 2 Milli-
arden Euro auf.
Mehr Informationen sind unter
http://www.aufbruch.bayern.de
abrufbar.

Oliver Ottow und überreichte
Bürgermeister Asam mit diesen
Worten einen Treuebonus in
Form eines Schecks über 5.000
Euro. „Natürlich freuen wir uns
sehr über diese Geste“, bedankte
sich Michael Asam. Über die
Verwendung des Treuebonus hat
sich die Kommune bereits im
Vorfeld Gedanken gemacht. Die
Mittelschule soll im Pausenhof
ein neues Klettergerüst erhalten.
Deshalb wurde der Scheck noch
am selben Tag vor Ort an den
Schulamtsleiter, Jochen Böhm,
übergeben.

*Durchschnittlicher Wert ge-
rechnet gegenüber Heizöl.
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10 Jahre Informationszentrum am Walchenseekraftwerk:

Prägend für den Landkreis
Eine einzigartige Erfolgsgeschichte ist das Informationszen-
trum der E.ON Wasserkraft am Walchenseekraftwerk in Ko-
chel am See. Wie Pressesprecher Christian Orschler zum zehn-
jährigen Jubiläum des Erlebniskraftwerks erläuterte, kamen
seither insgesamt rund eine Million Besucher, um einen Blick
in das eindrucksvolle Krafthaus mit seinen Turbinen und Ge-
neratoren zu werfen und sich über die Stromerzeugung aus
Wasserkraft zu informieren.

Das Erlebniskraftwerk Wal-
chensee ist ein touristisches High-
light der Region und Besucher-
magnet weit über die Grenzen
Deutschlands hinaus, wie zahl-
reiche internationale Besucher-
gruppen belegen. Laut E.ON-
Sprecher Erhard von Kuepach
wird die Ausstellung im Infozen-
trum ständig den neuesten Ent-
wicklungen angepasst. Dafür
werden, je nach Umfang der Ak-
tualisierung, 30.000 bis 50.000
Euro pro Jahr investiert.

Das 1924 in Betrieb genom-
mene Walchenseekraftwerk ist
mit einer Leistung von 124 Me-
gawatt auch heute noch eines
der größten Speicherkraftwerke
und das wohl bekannteste Was-
serkraftwerk in Deutschland. Es
erzeugt jährlich rund 300 Mil-
lionen Kilowattstunden um-
weltfreundlichen Strom aus
Wasserkraft, davon gehen etwa
zwei Drittel als Drehstrom in

das 110-Kilovolt-Stromnetz und
ein Drittel als Einphasenstrom
an die Deutsche Bahn.

„Wir stehen gut da und bli-
cken positiv in die Zukunft“
meinte Orschler, der das Ju-
biläum des Infozentrums auch
zum Anlass nahm, auf die Be-
deutung der Wasserkraft als En-
ergielieferant hinzuweisen. Die
Wasserkraft stellt den Hauptteil
der erneuerbaren Energien und
trägt in Bayern, wo E.ON flä-
chendeckend in allen Regie-
rungsbezirken 101 eigene und
betriebsgeführte Wasserkraft-
werke betreibt, 16 Prozent zur
Stromerzeugung bei.

„Wasserkraft ist eine der sau-
bersten und effizientesten Ener-
gien der Welt. Das ist für uns
Grund genug, die Nutzung die-
ser Energie mit aller Kraft voran
zu treiben“, hob Orschler her-
vor. E.ON nehme die in der Ge-
sellschaft vorhandene Sensibi-

lität für ökologische Belange
ernst. Insgesamt betreibe das
Unternehmen 212 Wasserkraft-
werke in Schweden, Deutsch-
land, Italien und Spanien mit ei-
ner installierten Kraftwerkslei-
stung von über 6.100 MW. Mit
dieser Flotte werden jährlich
18,5 TWh Strom produziert,
deutschlandweit 8,3 TWh.

Sinnvolle Wasserkraft

Dass in der Bevölkerung eine
überwiegend positive Grund-
stimmung gegenüber der Was-
serkraft herrscht, zeigt Orschler
zufolge eine im Jahr 2009
durchgeführte Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts
forsa im Auftrag der E.ON Was-
serkraft GmbH. So sprachen
sich 91 Prozent der bayerischen
Bevölkerung für Wasserkraft
aus. 80 Prozent hielten den An-
teil der Wasserkraft am bayeri-
schen Strommix für sinnvoll. 47
Prozent verbanden spontan kei-
ne Nachteile mit der Stromer-
zeugung aus Wasserkraft.

Starke Präsenz

„Durch ihre starke Präsenz in
allen Regierungsbezirken hat
E.ON Wasserkraft viel mit den
Landräten und den Bürgermei-
stern zu tun“, erläuterte der
Pressesprecher. „Wir haben hier
einen guten Austausch.“ Auch
engagiere sich der Energiever-
sorger aktiv in der Umweltbil-
dung: Die E.ON Wasserkraft
GmbH ist Partner des Schulver-
suchs „GribS“ der Stiftung Bil-
dungspakt Bayern.

„Das Walchenseekraftwerk
und die Sylvenstein-Wasser-
kraft insgesamt sind prägend für
unseren Landkreis“, stellte der
Landrat von Bad Tölz-Wolfrats-
hausen Josef Niedermaier fest.
Er bedankte sich ausdrücklich
für den intensiven und offenen
Dialog mit dem Energiekon-
zern, „der immer wieder zu gut-
en Ergebnissen führt“ und be-
scheinigte E.ON den Willen zur
Transparenz in punkto Strom-
versorgung.

„Uns muss bewusst werden,
der Strom kommt nicht einfach
so aus der Steckdose“, erklärte

Niedermaier. Die Diskussion im
politischen Raum sei erfreulich
„und eröffnet natürlich auch
Chancen und Risiken, bestimm-
te Energieformen gesellschaft-
lich auszuloten“. Technische
und ökologische Gründe sprä-
chen zwar gegen einen Ausbau
des Walchenseekraftwerks zu
einem Pumpspeicherkraftwerk;
doch angesichts neuer Techni-
ken sieht der Landrat auch
künftig, beispielsweise an der
Isar, ein großes Potenzial für die
Wasserkraft in seinem Land-
kreis und im Nachbarlandkreis
Garmisch-Partenkirchen.

Gelebte Regionalität

Niedermaier zufolge „werden
Energieanlagen dann akzeptiert,
wenn der Bürger etwas davon
hat“. E.ON habe die Lektion ge-
lernt, Bürger inhaltlich und finan-
ziell an seinen Projekten zu betei-
ligen. Dass die Stimmung insbe-
sondere seit der Energiewende
generell gegen große Energieun-
ternehmen geht, sieht der Landrat
als problematisch an: „E.ON lebt
die Regionalität sehr wohl. Ich
hoffe, wir können das Unterneh-
men darin unterstützen.“

Geschäftsfelder
neu definieren

Wie Pressesprecher Christian
Orschler ergänzte, akzeptiert
E.ON selbstverständlich den
Atomausstieg. Um wirtschaft-
lich arbeiten zu können, müss-
ten freilich Geschäftsfelder neu
definiert oder aber auch das ei-
ne oder andere Geschäftsfeld
verlassen werden.

„Die Energieversorgung der
Zukunft wird verstärkt in der
Hand Einzelner, so auch der
300.000 Photovoltaik-Betreiber
in Bayern, liegen“, prognosti-
zierte Orschler. Dennoch müsse
auch Raum bleiben für große fi-
nanzkräftige Unternehmen –
Stichwort Netzausbau.

Grundsätzlich erachtet E.ON
als Wasserkraftbetreiber das Ziel
der bayerischen Staatsregierung,
im Rahmen des Energiekonzepts
15 Prozent mehr Wasserkraft zu
erzeugen, als „realistisch“. Dies
sei einerseits durch Optimierung
vorhandener Anlagen, anderer-
seits durch Neubauten zu be-
werkstelligen. Orschler: „Diese
sensiblen Themen muss man an-
sprechen, wenn man das Ruder
herumreißen will.“ DK

Landrat Josef Niedermaier (Mitte) beim Pressetermin gemein-
sam mit den E.ON-Mitarbeitern Carolin Patzner, Erhard von
Kuepach und Christian Orschler (v. r.) sowie dem Leiter des
Informationszentrums Walchensee, Markus Krinner (l.).

Regensburger E.ON-Mitarbeiter:

Umzug in den Neubau
20.000 Umzugskartons und 7.000 Meter Ordner

Regensburg. (osr) Die tausend Mitarbeiter der E.ON-Gesell-
schaften, die in Regensburg bisher auf elf Standorte verteilt
waren, haben seit Mitte Dezember eine gemeinsame Adresse:
Lilienthalstraße 7. Und alle sind nun unter der zentralen Tele-
fonnummer 0941/201-0 erreichbar. Gut 28.000 Quadratmeter
Bürofläche wurden von in der Spitze 400 Bauarbeitern in der
rekordverdächtigen Bauzeit von 22 Monaten errichtet, dazu
kommen 600 Parkplätze in Tiefgarage, Parkhaus und auf
Freiflächen.

Inzwischen ist es schon 19
Jahre her, dass der Münchner
Flughafen reibungslos über
Nacht von Riem ins Erdinger
Moos umgezogen ist. Der kom-
plette Flugbetrieb wurde über
Nacht vom 16. auf den 17. Mai
1992 verlagert. Die damalige
Logistik erlangte weltweite Be-
deutung. Die Dimensionen sind
zwar völlig anders, aber in Re-
gensburg ging ein Umzug über
die Bühne, dessen Logistik
ebenfalls einer etwa halbjähri-
gen generalstabsmäßigen Pla-
nung bedurfte.

E.ON-Bayern-Pressesprecher
Josef Schönhammer: „Ich kann
mich in Regensburg an keinen in
dieser Größenordnung vergleich-
baren Umzug erinnern.“ An ei-
nem Donnerstag räumten die
Mitarbeiter ihre Büros und
Schreibtische, um ab dem darauf-
folgenden Montag in den neuen
Räumen ihre Arbeit fortzusetzen.

Ende November hatte E.ON als
Mieter das fertig gestellte Gebäu-
de übernommen. Das Investi-
tionsvolumen für Regensburgs
derzeit größtes Immobilienvorha-
ben beläuft sich auf rund 75 Mil-
lionen Euro. Eigentümer ist ein
Immobilienfonds, mit dem das
Energieunternehmen einen Miet-
vertrag über 15 Jahre abgeschlos-
sen hat. Und gleich nach der
Übernahme wurde sofort mit der
Lieferung und dem Aufbau der
neuen Büromöbel begonnen.

Insgesamt wurden 90 Contai-
ner voller Möbel angeliefert, die
rund um die Uhr aufgebaut wur-
den. Auch die Kunst hat im Neu-
bau schon Einzug gehalten: Die
Neustifter-Plastik, die bisher im
Lichthof an der Prüfeninger
Straße stand, hat ihren neuen
Platz in einem der Innenhöfe ge-
funden.

Die Möbelpacker mussten
rund um die Uhr in vier Schich-
ten mit etwa 400 Mann an-
packen, um 18 Lkw zu be- und
entladen. Fachleute haben ge-
schätzt, dass das Umzugsvolu-

men dem von etwa 200 Einfami-
lienhäusern entsprach: 20.000
Umzugskartons und sieben Kilo-
meter Archivordner waren zu be-
wältigen, dazu mussten 1.000 PC
mit kompletter IT-Ausstattung
verkabelt werden. Bisherige Pro-
bleme? Schönhammer berichtete
von einem ausgefallenen Aufzug
um zwei Uhr früh und von einem
Lkw, der mit Motorschaden lie-
gen geblieben war. „Sonst lief al-
les reibungslos.“

Rigatoni zum Einstand

Die ersten, die ihr neues Reich
bezogen, waren die 20 Damen
der „Küchenbrigade“. Damit die
600 Essensportionen täglich ap-
petitlich auf den Casinotisch
kommen können, wurden drei
Tonnen Bauscher-Geschirr und
12.000 Besteckteile neu ange-
schafft, verriet Chefin Monika
Dechant. Für ein Gästeessen nah-
men sie erstmals die neuen Herde
in Betrieb. Und für die Mitarbei-
ter gab es Champignoncremesup-
pe und Rigatoni Bolognese oder
Kokosnuss-Gemüsecurry mit So-
ja und Ananas.

Klares Bekenntnis zum
Standort Regensburg

Damit die Mitarbeiter am er-
sten Tag ihren Arbeitsplatz fin-
den oder sich im neuen Gebäu-
de zurechtfinden konnten, gab
es laut Schönhammer langfristi-
ge Vorbereitungen. An drei Ter-
minen gingen Führungen durch
den Neubau über die Bühne.
Außerdem erhielt jeder eine
Umzugsbroschüre mit allen De-
tailinformationen und schließ-
lich standen für alle Bereiche
Umzugsbeauftragte als An-
sprechpartner zur Verfügung.
Bleibt zum Schluss noch E.ON
Bayern-Vorstandsvorsitzender
Thomas Barth zu zitieren: „Die-
ser Umzug ist ein klares Be-
kenntnis des Unternehmens
zum Standort Regensburg.“

Zeil zur Förderung von Solar- und Windstrom:

Schluss mit Tabus!
Wirtschaftsminister Martin Zeil hat eine Reform des Förder-
systems für erneuerbare Energien angemahnt. „Bundeswirt-
schaftsminister Rösler hat Recht: Wir brauchen aus zwei
Gründen dringend eine Korrektur der Förderkulisse für er-
neuerbare Energien: Erstens, weil die Strompreise wegen der
EEG-Umlage durch die Decke zu gehen drohen. Zweitens,
weil die Netze die rasant wachsende Einspeisung von Wind-
und Solarstrom nicht mehr verkraften“, meinte Zeil. Dena-
Chef Stephan Kohler habe darauf zu Recht hingewiesen.

Notwendig sei kurzfristig eine weitere Vergütungsabsenkung.
Zeil: „Wir müssen aber auch eine grundsätzliche Diskussion dar-
über führen, ob und wie wir das EEG mittelfristig durch ein effi-
zienteres, europataugliches Fördersystem ablösen können.“ Rös-
lers Vorschlag, anstelle von Einspeisevorrang und -vergütung
nach dem EEG eine generelle Verpflichtung der Stromlieferanten
einzuführen, dass jede Stromlieferung einen bestimmtenAnteil er-
neuerbarer Energien enthalten muss, verdiene eine ernsthafte, er-
gebnisoffene Prüfung. Es sei schade, dass Bundesumweltminis-
ter Röttgen reflexartig alle Reformüberlegungen zurückweise.
„Schluss mit den Denkverboten bei der Erneuerbaren-Förde-
rung“, forderte der Bayerische Wirtschaftsminister.

Rösler müsse seinerseits die Rahmenbedingungen für den Netz-
ausbau überdenken. Nach Meinung von Zeil müssen alle Rege-
lungen zur Erdverkabelung von Höchstspannungsleitungen, die
auf Betreiben des früheren niedersächsischen Ministerpräsidenten
Wulff in den letzten Jahren in die Gesetze hineingeschrieben wur-
den, schnellstmöglich wieder beseitigt werden. Zeil: „Die Praxis
zeigt, dass die neuen Erdkabel-Regelungen den Netzausbau brem-
sen, komplizierter und teurer machen. Dafür ist angesichts der ge-
waltigen Herausforderungen des Energieumbaus kein Raum.“
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Bilanz des 10-Millionen-Euro-Energieeffizienzprogramms der Lechwerke:

Investitionseffekte von mehr
als 17 Millionen Euro

Allein fünf Teilprojekte erzielen 10.700 Tonnen CO2-Einsparung jährlich

Die Lechwerke (LEW) haben von 2008 bis 2010 das umfassende
Energieeffizienzprogramm der RWE-Gruppe in der Region um-
gesetzt. LEW hat dafür rund 10 Millionen Euro investiert. Nun
hat LEW eine Bilanz des gesamten Programms gezogen. Drei
Teilprojekte hat das Wirtschaftsforschungsunternehmen Prognos
detailliert ausgewertet. Die Ergebnisse wurden gestern im Rah-
men eines Pressegesprächs im LED-Leuchtenkompetenzzentrum
von LEW der Öffentlichkeit vorgestellt.

Demnach tragen allein fünf
Teilprojekte zu einer Energieein-
sparung ein, die einer jährlichen
CO2-Erzeugung von 10.745 Ton-
nen entspricht. Zum Vergleich:
Dies kommt dem jährlichen CO2-
Ausstoß von etwa 1.200 Haushal-
ten oder der 2.000-fachen Umrun-
dung der Erde mit einem Auto
gleich.

Beschäftigungs- und
Investitionseffekte

Prognos hat für zwei Teilpro-
jekte – die energetische Sanie-
rung kommunaler Gebäude und
die Modernisierung der Straßen-
beleuchtung in knapp 200 Kom-
munen – auch untersucht, welche
Beschäftigungs- und Investitions-
effekte sich daraus ergeben ha-
ben. Demnach haben diese zwei
Teilprojekte Investitionen in Ge-
samthöhe von 17,6 Millionen Eu-
ro in der Region ausgelöst. Der
mit Abstand größte Anteil entfällt
dabei mit rund 14 Millionen Euro
auf Bau- und Handwerksbetriebe.
Die in den zwei Projekten er-
brachteArbeitsleistung entspricht
der von rund 250 Arbeitnehmern,
die jeweils ein Jahr ausschließlich
dafür gearbeitet haben.

Das von der RWE-Gruppe ini-

tiierte Energieeffizienzprogramm
startete 2008. Die Lechwerke ha-
benesüberdrei Jahre inBayerisch-
Schwaben, dem Allgäu und Tei-
len Oberbayerns umgesetzt und
um eigene Teilprojekten ergänzt.
Das Programm erstreckte sich
auf drei Handlungsfelder: Auf-
klärung und Information, Analy-
se und Beratung, Forschung und
Entwicklung.

Bestandteile waren auch Ener-
gieberatungen und Vorträge, die
Aktion „Schwaben sparen CO2“,
Informations- und Schulungs-
maßnahmen für die Wärmepum-
pentechnik, Energie-Controlling-
Software für mittelständische Un-
ternehmen, LED-Projekte in der
Straßenbeleuchtung oder auch die
Umsetzung des CO2-freien Ener-
giekonzepts für das neue Stadion
des FC Augsburg.

Das Erreichte fortführen

„Das Energieeffizienzprogramm
hat auf vielen Ebenen angesetzt
und sich an alle wichtigen Grup-
pen gewendet – private Verbrau-
cher, Unternehmen und kommu-
nale Einrichtungen. Wir haben
über das Programm einiges für
Klimaschutz und Energieeffizi-
enz in der Region erreichen kön-

nen – in den Köpfen der Men-
schen, aber auch nachweisbar in
der Umsetzung, wie die Bilanz
eindrucksvoll belegt. Nun wer-
den wir das Erreichte fortführen
und weiterentwickeln“, sagte
LEW-Vorstandsmitglied Paul
Waning.

Straßenbeleuchtung

„Die energieeffiziente Moder-
nisierung der Straßenlampen in
knapp 200 Kommunen im Ge-
biet der Lechwerke erzielt mit
mehr als 4.000 Tonnen jährlicher

CO2-Einsparung einen deutli-
chen Beitrag zum Klimaschutz“,
sagte Marco Wünsch von der
Prognos AG, der die Evaluierung
der Teilprojekte betreut hat.
„Überrascht waren wir davon,
dass bei so vielen kommunalen
Gebäuden das durch das Pro-
gramm identifizierte Potenzial für
energetische Sanierung bereits er-
schlossen worden ist – der Anteil
liegt bei mehr als 40 Prozent.
Rechnet man die bereits fest ge-
planten Sanierungsmaßnahmen
hinzu, ergibt sich sogar eine jähr-
liche CO2-Einsparung von mehr
als 9.000 Tonnen pro Jahr.“

Öffentliche Gebäude

Prognos hat neben dem Pro-
jekt „Straßenbeleuchtung“ auch
das Teilprojekt „Öffentliche Ge-
bäude und Krankenhäuser“ un-
tersucht. In dessen Rahmen hat
LEW in Kooperation mit Ingeni-
eurbüros Energieausweise und

LEW-Vorstandsmitglied Paul Waning (2. v. r.) und Projektlei-
ter Marco Wünsch (Prognos AG, 2. v. l.) stellten die Bilanz des
Energieeffizienzprogramms vor. Königsbrunns 2. Bürgermeisterin
Barbara Jaser und Langerringens Bürgermeister Konrad Dobler
berichteten exemplarisch über Maßnahmen zur Steigerung der
Energieeffizienz, die sie im Rahmen des Programms in ihren
Kommunen durchgeführt haben.

Infra Fürth:

Neues Bio-Energie-
Zentrum

Ein gutes Jahr nach dem Spatenstich ist in Cadolzburg die
neue Biogasanlage des städtischen Energieversorgers infra
Fürth in Betrieb gegangen. infra-Chef Dr. Hans Partheimüller
zeigte sich stolz angesichts des Vorzeigeprojekts in Sachen er-
neuerbare Energien. Schon seit 2006 – also weit vor der Ener-
giewende - hatten die Verantwortlichen die Vision vom Aufbau
einer Eigenproduktion von Biogas, bevor im Herbst 2010 end-
lich mit dem Bau begonnen werden konnte.

„Unsere Biogasanlage ist bun-
desweit die bisher erste und einzi-
ge in ihrer Größenordnung, die
komplett von einem Stadtwerk
gestemmt wird“, hob Partheimül-
ler hervor. Die offizielle Inbe-
triebnahme sei für den städtischen
Energieversorger „Höhepunkt
des Geschäftsjahres und ein Mei-
lenstein für die grüne Energiege-
winnung in der Region“.

Einhelliges Votum

Der Cadolzburger Marktge-
meinderat hatte sich einhellig für
den Bau der Anlage entschieden.
„Wir waren überzeugt, dass das
Bio-Energie-Zentrum ein guter
Energieträger ist. Ausschlagge-
bend war für uns allerdings, dass
der Energieversorger vor Ort
sitzt“, so Bürgermeister Bernd
Obst. Er hofft auf Akzeptanz und
wünscht sich, „dass das Bewusst-
sein in der Bevölkerung weiter
steigt“.

Bio-Erdgas aus derRegion

infra investiert rund 20 Millio-
nen Euro vor Ort, um Bio-Erd-
gas aus der Region für die Regi-
on zu erzeugen. Dieses wird vor-
nehmlich in den Heizkraftwer-
ken der infra zum Einsatz kom-
men. Die über den besonders ef-
fizienten Prozess der Kraft-Wär-
me-Kopplung erzeugte Strom-
bzw. Wärmemenge reicht aus,
um etwa 6.300 Haushalte mit

Strom und bis zu 2.000 Haus-
halte mit Fernwärme zu versor-
gen.

Seit Oktober 2010 sind acht
große Gärbehälter entstanden und
Fahrsilos auf 12 .000 Quadratme-
tern. In ihnen lagern über 50.000
Tonnen Maissilage, dazu jeweils
6000 Tonnen Gras und gehäcksel-
te Getreidepflanzen – der Treib-
stoff für „grüne“ Energie.

Für insgesamt weitere 2,8 Mil-
lionen Euro modernisierten die
Fürther Energieexperten zusätz-
lich ihre Heizkraftwerke, um das
in Cadolzburg produzierte Bio-
Erdgas effektiv nutzen zu kön-
nen.

Projekt mit
vielen Gewinnern

Fürths Oberbürgermeister Tho-
mas Jung lobte den Mut der in-
fra, eine eigene Anlage zu konzi-
pieren. „Ein Projekt, das viele
Gewinner hat: die Umwelt, die
Landwirte und die regionale
Wirtschaft.“ Die Umwelt profitie-
re, weil bei der grünen Energie-
produktion im Vergleich zur kon-
ventionellen Erzeugung 80 Pro-
zent der CO2-Emmissionen ein-
gespart werden, zudem die Land-
wirte, weil sie einen sicheren Ab-
satz und stabile Einnahmen für
ihre Feldfrüchte erzielen. Und
schließlich nütze das Projekt auch
der regionalen Wirtschaft, weil
Investitionen undArbeitsplätze in
der Region bleiben. DK

energetische Sanierungsmaß-
nahmen für kommunale Gebäu-
de und Krankenhäuser erarbei-
tet. Insgesamt wurden in 87
Kommunen 393 Energieauswei-
se ausgestellt, zehn Krankenhäu-
ser haben am so genannten Per-
formance-Check teilgenommen.

Das dritte untersuchte Teilpro-
jekt war der Einsatz einer Soft-
ware für mittelständische Unter-
nehmen, die damit ihre Energie-
verbräuche detailliert aufschlüs-
seln können. Prognos hat die
Evaluierung des Programms für
alle Unternehmen der RWE-
Gruppe durchgeführt, die sich
daran beteiligt haben.

LED-Technologie

Die Lechwerke führen die im
Rahmen des Energieeffizienz-
programms angestoßenen Maß-
nahmen fort und entwickeln sie
weiter: So engagiert sich LEW
im Bereich der Straßenbeleuch-
tung für die energieeffiziente
LED-Technologie: 2011 nahmen
die Lechwerke das erste LED-
Leuchtenkompetenzzentrum
Süddeutschlands in Betrieb. Im
Bereich Gebäudeheizung fokus-
siert sich LEW neben der Wär-

mepumpe verstärkt auf Themen
wie Mikro-KWK-Anlagen und
Betonkernaktivierung in Passiv-
häusern.

Mehr Anlaufstellen

Das Angebot an Energiebera-
tungen im Rahmen von Vorträ-
gen in Kundenforen wird ausge-
weitet. Die Lechwerke eröffnen
auch zusätzliche Anlaufstellen
für die Kunden: die Energie-
punkte. Angesichts des Umbaus
der Energieversorgung hat LEW
die so genannten „smarten Tech-
nologien“ auf die Agenda gesetzt
– sowohl bei den Verbrauchern
als auch was die Steuerung der
Stromnetze angeht.

Die LEW-Gruppe ist als regio-
naler Energieversorger für rund
500.000 Kunden in Bayern und
Teilen Baden-Württembergs tä-
tig. LEW beschäftigt mehr als
1.700 Mitarbeiter, ist mit 35 Was-
serkraftwerken einer der führen-
den Erzeuger von umweltfreund-
licher Energie aus Wasserkraft in
Bayern und bietet Dienstleistun-
gen im Bereich der Telekommu-
nikation an.

Die Lechwerke AG (LEW)
gehört zur RWE-Gruppe.

Windkraft in Bayern:

Handlungsbedarf
für die Kommunen!

Von Rechtsanwalt Dr. André Turiaux*

Die Energiewende ist in aller Munde, die Zahl der Informationsveran-
staltungen für Kommunen und ihrer Vertreter ist mittlerweile unüber-
schaubar groß. Insbesondere das ThemaWindkraft wird von allen Sei-
ten beleuchtet. Fast von allen Seiten, möchte man einschränken.

Zwei wichtige Punkte werden
gerade in der politischen Diskussi-
on vernachlässigt, obwohl in der
Praxis gerade hier Handlungsbe-
darf besteht: 1. Aufstellung von
abgestimmten Teilflächennut-
zungsplänen mehrerer Gemeinden
mit Konzentrationszonen (und da-
mit das Erreichen der Ausschluss-
wirkung für die restlichen Ge-
meindeflächen) und 2. Vertragli-
che Sicherung der Grundstücks-
flächen für künftige Windkraft-
standorte.

Der Wert beider Maßnahmen
erweist sich dann, wenn der erste
Investor vor der Tür steht und ei-
nen Antrag auf Genehmigung ei-
nesWindparks stellt.DasLandrats-
amt muss die Genehmigung ertei-
len, wenn die gesetzlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind (Lärm-
schutz, Naturschutz etc.). Da-
mit verliert die Gemeinde jegliche
Steuerungsmöglichkeit, der Inve-
stor baut, wo er will, nicht wo die
Gemeinde und die Bürger es wol-
len. Es bleibt dann nur noch die
„Flucht“ in den Zurückstellungs-
antrag mit ungewissem Ausgang.
Besser ist es, vorbeugende Maß-
nahmen zu ergreifen. Hierzu eig-
nen sich die beiden oben genann-
ten Instrumente.
1. Abgestimmte
Teilflächennutzungspläne

Dies betrifft alle Gemeinden.
Windkraftanlagen sind im Außen-
bereich privilegiert zulässig gem.
§ 35 BauGB. Die Gemeinde kann
aber durch Ausweisung von Kon-
zentrationszonen festlegen, dass
dort (und nur dort!) Windkraftan-
lagen zulässig sind. Im Rest des
Gemeindegebietes sind sie dann
ausgeschlossen. Das dürfte mitt-
lerweile allgemein bekannt sein.

Häufig besteht der Wunsch, die-
se Planung mit allen Gemeinden
des Landkreises abzustimmen.
Viele kleine Gemeinden sind per-
sonell und finanziell nicht in der
Lage, die nötigen Planungsschrit-
te und die vorbereitenden Unter-
suchungen alleine schnell genug
zu bewältigen. Der Gedanke der
gemeinsamen Planung liegt daher
nahe und ist vernünftig.

Aber dabei müssen die rechtli-
chen Grenzen beachtet werden:
die Planungshoheit liegt bei der
Gemeinde, nicht beim Landkreis!
Die nötige Abwägungsentschei-
dung muss jeder Gemeinderat für
die Fläche seines Gemeindegebie-
tes treffen. Es reicht nicht, wenn
der Gemeinderat nur eine fremde
Planung „abnickt“. Ein solcher
Flächennutzungsplan würde vor
Gericht keinen Bestand haben. Es

muss also ein schmaler Grat zwi-
schen interkommunaler Abstim-
mung und eigener Entscheidung
begangen werden.

Sinnvoll ist ein Vorgehen nach
§ 204 Abs. 1 Satz 4 BauGB: jede
Gemeinde beschließt ihren eige-
nen Teilflächennutzungsplan, aber
die Pläne werden aufgrund einer
vertraglichen Vereinbarung zwi-
schen den Gemeinden aufeinan-
der abgestimmt.
2. Standortsicherungsverträge

Dies betrifft die Gemeinden, die
daran denken, selber Windkraft-
anlagen zu errichten (ggf. mit an-
deren Gemeinden zusammen, mit
Bürgerbeteiligungsgesellschaften
oder mit Investoren). Es wird viel
darüber diskutiert, welche Rechts-
form dabei am besten gewählt
wird und wie das im Einzelnen
geht. Dabei darf aber das wichtig-
ste (und naheliegendste) nicht ver-
gessen werden: Nur wer Zugriff
auf die Standortgrundstücke hat,
kann auch ein Windrad bauen.

Hier gilt auch für die Gemein-
den das Windhundprinzip: wer zu-
erst kommt, baut zuerst. Haben
erst einmal die Grundstücksei-
gentümer einen Vertrag mit einem
Investor geschlossen, ist die Ge-
meinde aus dem Spiel. Dieses
Rennen können die Gemeinden
nur gewinnen, wenn sie möglichst
frühzeitig die möglichen Standorte
identifizieren und mit den Eigentü-
mern sog. Standortsicherungsver-
träge abschließen. Darin wird ge-
regelt, dass die Gemeinde auf dem
Grundstück zunächst Messungen
und Vorbereitungsmaßnahmen
durchführen kann.

Stellt sich heraus, dass der Stan-
dort geeignet ist und wird ein
Windrad gebaut, erhält der Ei-
gentümer die üblichen Pachtzah-
lungen. Wichtig ist dabei, dass
schon der Standortsicherungsver-
trag alle Regelungen enthält, die
für den späteren Bau und Betrieb
der Windkraftanlage nötig sind.
Nur dann bietet er der Gemeinde
die Sicherheit, die sie braucht. Zu-
dem müssen auch bestimmte
Klauseln enthalten sein, die die fi-
nanzierenden Banken später ver-
langen. Diese Verträge sind nicht
einfach, aber sie sind der einzige
Weg, um eine eigene Beteiligung
der Gemeinden bei der Windkraft
sicher zu stellen.

*Unser Autor ist Partner der
Heussen Rechtsanwaltsgesell-
schaft mbH, München.
Weitere Informationen unter:
www.erneuerbare-energien-
recht.de

100 Prozent Ökostrom
für München

Stadtsparkasse München und Stadtwerke München
legen zweite Tranche des M-Ökosparbriefs auf

Energiekunden der Stadtwerke München (SWM) können seit
Mitte November, exklusiv den M-Ökosparbrief der Stadtspar-
kasse München erwerben und mit dieser Geldanlage die SWM
beim Umbau der Münchner Energieversorgung unterstützen.
Der M-Ökosparbrief hat die Anleger schon im März dieses
Jahres überzeugt: Nach nur vier Wochen war das erste Kon-
tingent des M-Ökosparbriefs der Stadtsparkasse München mit
einem Volumen von 20 Mio. Euro ausgeschöpft.

„Mit der zweiten Tranche des
M-Ökosparbriefs bieten wir den
Kunden erneut die Chance,
Geldanlage und ökologische
Verantwortung in Einklang zu
bringen“, erläuterte Harald Ströt-
gen, Vorstandsvorsitzender der
Stadtsparkasse München, dieses
nachhaltige Anlageprodukt sei-
nes Hauses. Die zweite Emission
hat ein Zeichnungsvolumen von
10 Mio. Euro.

Sparkassenbrief
ohne Kursrisiko

Der M-Ökosparbrief ist ein
klassischer Sparkassenbrief ohne
Kursrisiko mit einer Laufzeit
von drei Jahren und einer festen
Verzinsung von 1,5 Prozent pro
Jahr. In allen Filialen der Stadt-
sparkasse München können
Energiekunden der Stadtwerke
München ab einem Betrag von
500 Euro bis maximal 20.000
Euro ihr Geld in Form des M-
Ökosparbriefs anlegen. Die im
M-Ökosparbrief angelegten Gel-
der vergibt die Stadtsparkasse
München als Kredit an die Stadt-
werke München. Die SWM in-
vestieren dieses Geld in Projekte
ihrer Ausbauoffensive Erneuer-
bare Energien.

Bis 2025 wollen die SWM so
viel Ökostrom in eigenen Anla-
gen erzeugen, dass sie damit
den jährlichen Bedarf von ganz
München, rund 7,5 Mrd. Kilo-
wattstunden, decken könnten.
München wird damit weltweit
die erste Millionenstadt sein,
die dieses Ziel erreicht.

Projektbeispiele

Zu den Projekten, die mit Hil-
fe des M-Ökosparbriefs beispiels-
weise realisiert werden, zählen
die Modernisierung von zwei
Wasserkraftwerken in München,
das Geothermie-Heizkraftwerk
in Sauerlach sowie ein Offsho-
re-Windpark in der Nordsee.
Die imug Beratungsgesellschaft
prüft, dass die im M-Ökospar-
brief angelegten Gelder nur für
Vorhaben der Ausbauoffensive
Erneuerbare Energien verwen-
det werden.

Dr. Florian Bieberbach, Kauf-
männischer Geschäftsführer der
SWM: „Der Erfolg des M-Öko-
sparbriefs spricht für sich. Er
zeigt, dass unsere Ausbauoffen-
sive Erneuerbare Energien auch
von den Münchnerinnen und
Münchnern mitgetragen und
unterstützt wird.“
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Dezentrale Energieversorgung
in Bayern und was sie

für die Kommunen bringt
Die sichere Energieversorgung der Zukunft ist eine Mammut-
aufgabe für alle Beteiligten, vor allem auch für die Kommunen.
Land und Kommunen haben es sich zur Aufgabe gemacht, die
Energiewende umzusetzen und eine dezentrale, CO2-arme
Energieversorgung aufzubauen. Erdgas wird dabei eine star-

ke Rolle spielen. Die regionale Erdgasförderung vor Ort ist ei-
ne Möglichkeit, ein Stück Energiewende bereits heute zu reali-
sieren und nicht erst in einigen Jahren.

Wind weht oder die Sonne nicht
scheint.

GZ: Warum ist die RAG ge-
rade in Bayern aktiv?

Sonnleitner: Die Förderung
findet im Auftrag und somit im
Interesse des Freistaats Bayern
statt, der dadurch die Entwick-
lung einer dezentralen, regiona-
len Energieversorgung voran-
treibt. Das Gas, das in Bayern
gefördert wird, wird auch regio-
nal genutzt und dient hierzulan-
de der Sicherstellung der regio-
nalen Energieversorgung.

GZ: Inwiefern profitieren
die Kommunen von der Erd-
gasförderung?

Sonnleitner: Die Kommunen
profitieren durch die generellen
ökologischen Vorteile einer re-
gionalen Energieversorgung.
Da das Erdgas umweltfreund-
lich unterirdisch transportiert
wird, halten wir die Transport-
wege kurz und schonen so die
Umwelt. Die Förderung bringt
den Kommunen aber auch kon-
krete wirtschaftliche Vorteile
zum Beispiel durch die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze und
zusätzliche Einnahmen wie Ge-
werbesteuern.

Förderstandort der RAG im bayerischen Assing.

RAG – Partner der Kommunen
Erdgas erhält als Energieträger eine bedeutende Stellung im
Energiemix bei der direkten Energieversorgung und zur Si-
cherung der Infrastruktur der regenerativen Energien.
Die RAG unterstützt Kommunen bei der Stärkung einer de-
zentralen, regionalen Energieversorgung.
Alle Projekte der RAG unterliegen höchsten Sicherheits-
und Umweltstandards.
Die RAG handelt nach dem Grundsatz „Verantwortung aus
Tradition“. Das Unternehmen fördert seit 1935 Öl und Gas
in Mitteleuropa und unterstützt eine regionale Energiever-
sorgung für die Bürger.
Die RAG ist vor allem in Österreich tätig – seit 1997 auch in
Bayern. In direkter Nachbarschaft zu Bayern hat die RAG
ihr Hauptfördergebiet in Oberösterreich und Salzburg.
Ein wichtiger Faktor bei der Umsetzung aller Projekte ist für
die RAG daher ein offener Dialog mit den Bürgern der ent-
sprechenden Region. Wir sehen jedes Projekt als gemeinsa-
mes Projekt zwischen der RAG, den Kommunen und deren
Bürgern.
Da Bodenschätze generell dem Staat gehören, in dem sie ge-
fördert werden, verringern die Förderung und Nutzung von
Erdgas in Bayern die Abhängigkeit von Importen und schafft
Wertschöpfung im Land.

einer sicheren Energieversor-
gung in Bayern bei. Die Vorteile
einer dezentralen Energiever-
sorgung in Bayern und was eine
solche Energieversorgung für
die Kommunen bedeutet, erläu-
tert Kurt Sonnleitner, RAG-Vor-
standsdirektor Technik:

GZ: Herr Sonnleitner, lohnt
es sich überhaupt, in Bayern
Erdgas zu fördern?

Sonnleitner: Ja, wir sind da-
von überzeugt, dass in Bayern
noch genügend Gasvorkommen
vorhanden sind, um auf Jahr-
zehnte hinaus die regionale Ener-
gieversorgung unterstützen zu
können. Dies stellt einen wichti-
gen Schritt in eine dezentra-
le, umweltfreundliche Energie-
versorgung der Zukunft dar. So
steigt beispielsweise die Unab-
hängigkeit von teuren Importen
aus dem Ausland.

GZ: Gibt es eine langfristi-
ge Perspektive für die Erdgas-
förderung?

Sonnleitner: Ja, denn die

Erdgasförderung und der de-
zentrale Ausbau der Gas-Infra-
struktur hat gleich doppelte
Bedeutung: Zum Einen dient
sie bereits heute der direkten

Energieversor-
gung der Bevöl-
kerung, zum An-
deren wird durch
die Erdgasförde-
rung gleichzeitig
auch die Ent-
wicklung der er-
neuerbaren En-
ergien gefördert.
Denn es muss
einen verlässli-
chen Partner ge-
ben, der die Ener-
gie sicher auch
dann liefern kann,
wenn es die Er-
neuerbaren nicht
können, weil kein

Kurt Sonnleitner, RAG-Vorstandsdirektor
Technik.

Die österreichische Rohöl-
Aufsuchungs Aktiengesell-
schaft (RAG) fördert gemein-
sam mit der Bayerngas GmbH
in Bayern Erdgas und trägt zu

Bayerisches Gasfeld Assing:

Bayerisches Gas für
bayerische Haushalte

Vor kurzem haben die Rohöl-Aufsuchungs Aktiengesellschaft
(RAG) und Bayerngas GmbH das Gasfeld Assing bei Taching
am See offiziell in Betrieb genommen. „Gas aus Bayern für
Haushalte in Bayern!“: Mit diesen Worten eröffneten Marc
Hall, Geschäftsführer Bayerngas GmbH, Kurt Sonnleitner,
Vorstand Technik RAG, und Dr. Michael Längle, Vorstand Fi-
nanzen RAG, die erste reine Gasproduktion in Bayern seit
1996. Von nun an strömen aus zwei Lagerstätten in 2.300 und
3.000 Meter Tiefe täglich rund 20.000 Kubikmeter umwelt-
schonendes Gas zu bayerischen Kunden.

Für Bayerngas hat die Produk-
tionsaufnahme eine besondere
Bedeutung: „Assing ist die erste
eigene Erdgasproduktion für
Bayerngas in Deutschland und
somit wegweisend“, betonte
Marc Hall von Bayerngas.

Beleg für
technischen Fortschritt

Für Kurt Sonnleitner vom Be-
triebsführer RAG ist die neue
Produktion ein Beleg für den
technischen Fortschritt in der
Gasexploration: „Solch klassi-
sche Lagerstätten, bei denen das
Gas aus mikroskopisch kleinen
Poren im Sandstein von selbst zur
Oberfläche strömt, wurden in

Bayern seit den sechziger Jahren
des letzten Jahrhunderts ausgeför-
dert. Mit mehreren Bohrungen
wurden nun diese Vorkommen
gesucht und anschließend ge-
nutzt. Dass mit modernen Auf-
suchungsmethoden (3D Seis-
mik) sowie effizienten und siche-
ren Produktionsanlagen jetzt -
wenn auch in bescheidenerem
Maße - an diese Zeit angeknüpft
werden kann, ist für uns ein Er-
folg.“

Freude über verlässliche
Energiequelle

„Wir freuen uns, in der Ge-
meinde Taching eine regionale
und verlässliche Energiequelle

für Bayern zu haben. Mit dieser
Gasproduktion wird ein Beitrag
zu einer CO2-armen Energiezu-
kunft geleistet“, betonte Ursula
Haas, Bürgermeisterin von Ta-
ching am See.

Das Erdgasvorkommen in As-
sing hat ein Volumen von ca.13
Mio. Kubikmetern. Die Förde-
rung wird voraussichtlich bis zu
zwei Jahre dauern. Anschließend
wird das Gebiet um die Produkti-
onsstätte vollständig renaturiert.

Ökologischer Weg
zum Kunden

Das gesamte Fördervolumen
von Assing reicht aus, um 9.000
Haushalte ein Jahr lang zu versor-
gen. „Das Lagerstättenvolumen
ist nicht mit dem eines großen
Gasfeldes in der Nordsee zu ver-
gleichen, aber hier ist der Weg
zum Kunden nah und damit be-
sonders ökologisch: Wir wissen
genau, wo es herkommt, es wird
von uns unter den strengsten Um-
welt- und Sicherheitsauflagen ge-
fördert, ganz umweltfreundlich
unterirdisch transportiert. So lässt
sich die eingeleitete bayerische
Energiewende auch durch kleine-
re Vorkommen sinnvoll stützen“,
so Marc Hall und Kurt Sonnleit-
ner unisono.

Nach dem bayerischen Ener-
giekonzept vom Mai 2011 soll
sich der Anteil der erneuerbaren
Energien bis 2021 mehr als ver-
doppeln. DerAnteil von 57,6 Pro-
zent, den die Kernenergie an der
Stromproduktion hält, muss er-
setzt werden. Wenn dieses ambi-
tionierte Ziel erreicht wird, bleibt
eine Versorgungslücke, die Erd-
gas füllt. Unabhängig davon
benötigen Sonnen- und Winden-
ergie eine Partnerenergie, die ein-
springt, wenn kein Wind weht
und keine Sonne scheint.

Heimische Quellen nutzen

Dass Energie nicht gleich
Strom ist, darauf weist Hall nach-
drücklich hin: „Wir brauchen
Gas, um in der Stadt und auch
ländlichen Gegenden umwelt-
schonend Wärme für Warmwas-
ser und die Heizung zu erzeugen.
Gut 85 Prozent der Energie wird
dafür verwendet. Heizen mit
Strom ist deshalb nicht die Lö-
sung“, sagt Hall. Ebenso ist ein
moderner Wirtschaftsstandort auf
Erdgas angewiesen. Über 40 Pro-
zent des Erdgaseinsatzes erfolgt
in Deutschland in der Wirtschaft.
„Ein wichtiger Grund mehr, hei-
mische Quellen zu nutzen“, so
Hall weiter.

Die Zusammenarbeit von RAG
und Bayerngas geht auf das Jahr
2008 zurück. Im November 2008
unterzeichneten die Unternehmen
einen Vertrag zur gemeinsamen
neuen Suche nach Erdgas in Bay-
ern. Dazu beteiligte sich Bayern-
gas an der vom bayerischen Staat
an die RAG vergebenen Erlaub-
nis zur Suche nach Gas in der
Salzach-Inn-Region mit 30 Pro-
zent.Anfang 2011 erweiterten die
Unternehmen ihre Zusammenar-
beit: Bayerngas beteiligte sich mit
30 Prozent an der vom bayeri-
schen Staat vergebenen Erlaubnis
zur Gasaufsuche in der Chiem-
gau-Region.

Von links: Dr. Michael Längle (RAG), Kurt Sonnleitner
(RAG), Ursula Haas (Bürgermeisterin Taching), Marc Hall
(Bayerngas). Bild: CH

„Road Map“
mit Gazprom

Seehofer und Zeil: Wichtiger Meilenstein zum Bau
neuer Gaskraftwerke in Bayern

Der Freistaat Bayern und der weltweit größte Erdgasprodu-
zent Gazprom haben ein Arbeitsprogramm zur Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Stromerzeugung („Road Map“) unter-
zeichnet. Seehofer und Zeil: „Mit dieser Vereinbarung wollen
wir in Zusammenarbeit mit einem starken internationalen
Partner den Umbau der bayerischen Energieversorgung im
Bereich der Infrastruktur vorantreiben. Die „Road Map“ mit
Gazprom ist ein wichtiger Meilenstein zum Bau neuer Gas-
kraftwerke in Bayern. Sie kann uns beim Umstieg in das Zeit-
alter der erneuerbaren Energien deutlich voranbringen.“

Seehofer und Zeil zeigten sich
erfreut, dass mit Gazprom der
weltweit größte Gasproduzent in
Bayern über Gaslieferungen hin-
aus auch konkret in Betracht
zieht, sich unmittelbar am Bau
und Betrieb von Kraftwerken zu
beteiligen. Seehofer und Zeil:
„Damit macht das Unternehmen
deutlich, dass es an einer langfris-
tigen strategischen Partnerschaft
interessiert ist und im Betrieb von
Gaskraftwerken in Deutschland
auch künftig stabile Marktchan-
cen sieht.“

Die „Road Map“ enthält noch
keine verbindlichen Vereinbarun-
gen über konkrete Investitionen
von Gazprom in Bayern. Das Un-
ternehmen und der Freistaat wer-
den aber im Frühjahr 2012 inten-
sive Gespräche mit der Energie-
wirtschaft, der stromverbrau-
chenden Industrie und den Kom-
munen führen, um mögliche
Standorte für neue Gaskraftwerke
zu untersuchen und zu identifizie-
ren. Im nächsten Schritt wird
Gazprom (bis Ende des nächsten

Jahres) über konkrete Investitio-
nen entscheiden. Der Freistaat
wird die Koordinierung von Ge-
nehmigungsverfahren begleiten
und sich beim Bund und der EU
für günstige Rahmenbedingun-
gen beim Bau der Gaskraftwerke
einsetzen.

Zentrales Element
des Energiekonzepts

Seehofer und Zeil: „Dieser Ein-
satz des Freistaats ist im übrigen
kein exklusives Angebot nur für
Gazprom. Wir bieten ihn auch al-
len anderen Unternehmen an, die
Interesse am Bau von Gaskraft-
werken in Bayern haben.“ Der
Bau neuer Gaskraftwerke sei ei-
nes der zentralen Elemente des
Energiekonzepts „Energie Inno-
vativ“. Bayern will damit die
Stromversorgung auch für die
Zeitabschnitte sicher stellen, in
denen Strom aus Wind und Sonne
nicht in ausreichendem Maß zur
Verfügung steht.

Gazprom verfügt über ein

Sechstel aller sicher wirtschaft-
lich gewinnbaren Gasreserven
der Welt. Das Fernleitungsnetz
von Gazprom ist mit einer Län-
ge von rund 150.000 Kilometer
das weltweit größte und verteilt
Erdgas zu 179 Verteilungsstatio-
nen. Mit 110 Milliarden US
Dollar Marktkapitalisierung
und 445.000 Beschäftigten ist
Gazprom das wichtigste Unter-
nehmen Russlands.
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Das Klimaquartier:

Modell für die energetische
Stadterneuerung

Klimaschutz und die Notwendigkeit zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz sind gesamtgesellschaftliche Themen. Die Bedeu-
tung dieses Themenfeldes nimmt täglich zu – in allen Belangen
des täglichen Lebens. Dem trägt eine Vielzahl verschiedenster
Förderprogramme für unterschiedlichste Einsatzgebiete Rech-
nung. Doch im Rahmen der Bestandsquartiere in den Städten
und Ortschaften fehlte bisher die verbindende Klammer.

Dieses Bindeglied wurde im
November 2011 mit der Auflage
des KfW-Förderprogramms zur
energetischen Stadtsanierung her-
gestellt. Basierend auf der Neu-
fassung des Baugesetzbuches mit
dem Gesetz zur klimagerechten
Stadtentwicklung und den be-
währten rechtlichen Grundlagen
wie der EnEV oder den Städte-
bauförderungsprogrammen von
Bund und Ländern soll die Erstel-
lung und Umsetzung von quar-
tiers- bzw. stadtteilbezogenen in-
tegrierten Sanierungskonzepten
mit energetischer Zielsetzung
künftig unterstützt werden.

Synergieeffekt

Hierzu werden durch das Pro-
gramm zunächst integrierte Quar-
tierskonzepte und anschließend
zur Begleitung der Umsetzung
auch Sanierungsmanager geför-
dert (KfW-Programmnummer
432). Im Kontext mit dem Thema
des demographischen Wandels
bietet sich im Rahmen der ener-
getischen Erneuerung als Syner-
gieeffekt an, die vorhandenen
Wohnungsangebote in Bezug
auf Barrierefreiheit, Wohnungs-
größen, Ausstattung sowie Servi-
ce- und Dienstleistungen anzu-
passen.

Im Rahmen der Förderung der

energetischen Stadtsanierung
soll z. B. durch Ausweisung von
Sanierungsgebieten eine geeig-
nete Fördergebietskulisse ge-
schaffen werden. Durch konzer-
tiertes Vorgehen von Stadt, Woh-
nungsunternehmen und Einze-
leigentümern sowie der Versor-
gungswirtschaft soll so auf
Quartiers- oder Stadtteilebene ei-
ne Reduzierung der CO2-Emis-
sionen, eine Steigerung der En-
ergieeffizienz oder der barriere-
freie Ausbau von Wohnungen er-
reicht werden.

Bündelung der Programme

Hierzu ist neben den rechtli-
chen Rahmenbedingungen eine
Bündelung der vorhandenen
Förderprogramme erforderlich.
Geplant ist, sowohl öffentliche
als auch private Gebäude mög-
lichst flächendeckend zu sanie-
ren sowie Verkehr und Infra-
struktureinrichtungen zu opti-
mieren. Dabei gilt es aber auch,
das Stadt- und Ortsbild zu schüt-
zen und die Aspekte von Baukul-
tur und Denkmalschutz zu be-
achten. Die DSK Deutsche
Stadt- und Grundstücksentwick-
lungsgesellschaft mbH & Co.
KG hat diese Überlegungen auf-
gegriffen und bietet zur energeti-
schen Stadtsanierung ein Inte-

griertes Quartierskonzept (IQ) –
das sogenannte KlimaQuartier –
an (www.klimaquartier.de).

Städte, Gemeinden, Versor-
gungsunternehmen und Eigen-
tümergemeinschaften werden
durch die DSK – wie in allen an-
deren Belangen des Städtebaus –
zusammen mit einem eigens für
das Klimaquartier aufgebauten,
kompetenten und zuverlässigen
Expertennetzwerk betreut.

Leistungsbausteine

Die einzelnen Leistungsbau-
steine im Rahmen der Entwick-
lung von Klimaquartieren sind
unter anderem:

Koordinierung von Klima-
schutzkonzepten

Identifizierung von geeigne-
ten Quartieren

Moderation und Steuerung
von interdisziplinären Gesprä-
chen (Versorgungsträger, Woh-
nungswirtschaft, Einzeleigentü-
mer, Politik, Verwaltung)

Erstellung von Konzepten zur
energetischen Stadtsanierung
(Klima VU)

Einwerbung von Fördermit-
teln durch Antragstellung und -
begleitung

Aufstellung individueller För-
derkataloge

Umsetzung einer energeti-
schen Städtebausanierung mit-
tels konkreter Projektstrategien.

In vielen Bundesländern ist
die DSK bereits aktiv in die lau-
fende Phase der energetischen
Stadterneuerung unter Nutzung
der neuen KfW-Förderkulissen

eingebunden. Hierdurch werden
Synergieeffekte generiert und
Erfahrungsaustausche ermög-
licht, die eine erfolgreiche Pro-
jektumsetzung der energetischen
Quartierskonzepte zur Energie-
einsparung und CO2-Reduzie-
rung sichern.

Maßnahmenbündel

Letztlich ergibt sich in Klima-
quartieren ein energetisches
Maßnahmenbündel, welches
beispielhaft folgende Bausteine
umfassen kann:

Aufstellung von transparen-
ten, mit den einzelnen Akteuren
abgestimmten Energie- und Er-
neuerungskonzepten

Aufbau eines lokalen Akteur-
netzwerks vor allem mit den
Bürgern sowie u.a. den Einzel-
händlern und Dienstleistungsan-
bietern, den Versorgungsunter-
nehmen und der Stadtverwal-
tung

Initiierung einer lokalen,
kompetenten und direkten Ener-
gie- und Sanierungsberatungs-
stelle

Initiierung, Betreuung und
Begleitung sowohl von energie-
einsparenden als auch von ener-
giegewinnenden Maßnahmen an
Immobilien (Wärmedämmung,
Umrüstung von Heizungsanla-
gen, Solar- und Geothermie etc.)

Grundstücksübergreifende
Maßnahmen zur Verbesserung
der Energiebilanz (Blockheiz-
kraftwerke, Nah- und Fernwär-
me, Brauchwassernutzung etc.)

Unterstützung von barriere-
freien Ausbaumaßnahmen an
privaten und öffentlichen Ge-
bäuden

Einführung intelligenter und
nachhaltiger Verkehrssysteme

Förderung des öffentlichen
Nahverkehrs.

Weitere Vorteile

Diese Maßnahmen bieten in
Kombination der einzelnen in-
haltlichen Bausteine neben dem
vorrangigen Ziel der energeti-
schen Stadterneuerung für Kom-
munen und Hausbesitzer weitere
Vorteile:

Erreichung von Zielen des
Klimaschutzes und der Energie-
effizienz

Synergie: Behebung städte-
baulicher Missstände

Zügige Durchführung der
energetischen Sanierungsmaß-
nahmen

Eigentümervorteile: Förder-
mittel, Steuervorteile

Bessere Konditionen durch
Bündelung von Einzelinteressen
bei Banken, Handwerkern, etc.

Sonderfinanzierungen: Versor-
gungsträger, KfW, Wohnungs-
bauförderung etc.

DSK als Partner

Zusammenfassend bleibt fest-
zuhalten, dass mit dem Klima-
quartier ein effektives und zielo-
rientiertes Herangehen an die
sich stellenden Aufgaben der kli-
magerechten Stadtentwicklung
vereinfacht wird. Städtebauliche
Instrumentarien werden mit An-
forderungen der energetischen
Stadterneuerung kombiniert.

So soll eine zügige Umset-
zung der in Form von Klima-
schutzkonzepten oft schon gelei-
steten Vorarbeiten in konkreten
Projekten vorangetrieben wer-
den. Die DSK steht auch als
Partner für die bayerischen Städ-
te und Gemeinden zur effekti-
ven Unterstützung der kommu-
nalen Interessenslagen im Kli-
maschutz bereit.

Förderrichtlinie für LED-Straßenbeleuchtung 2012:

Die Zuschüsse vom Staat
nutzen - jetzt sanieren

Die Förderrichtlinie des Bundesumweltministeriums zur För-
derung von Klimaschutzprojekten wurde jetzt veröffentlicht.
Unter anderem wird der Einbau hocheffizienter LED-Beleuch-
tungs-, Steuer- und Regelungstechnik bei der Sanierung von
Straßenbeleuchtung bezuschusst.

Mit einem Zuschuss in Höhe
von 25 % derAusgaben gefördert
werden Kommunen sowie Be-
triebe und Einrichtungen, die in
kommunaler Trägerschaft sind.
Die sanierte Anlage muss minde-
stens 60 % weniger CO2 aus-
stoßen als die alte Anlage.

Das Mindestfördervolumen be-
trägt 10.000 Euro, der Förde-
rungszeitraum ist auf ein Jahr
beschränkt. Um eine geeignete
Projektgröße für die Antrags-
stellung zu erreichen, können
sich auch mehrere gleichartige
antragsberechtigte Einrichtun-
gen zusammenschließen und das
Vorhaben gemeinsam durch-
führen.

Die Kommunen sind aufge-
fordert, ihren Förderantrag bis

zum 31. März 2012 beim Projekt-
träger Jülich einzureichen.

Falls mehrere Möglichkeiten
der Projektförderung in Anspruch
genommen werden sollen, zum
Beispiel durch die KfW, ist dies
zulässig. Es muss allerdings eine
Eigenbeteiligung von mindestens
20 % vorliegen.Ausnahmen für fi-
nanzschwache Kommunen sind
möglich.

Durch den Zuschuss des Bun-
desumweltministeriums wird die
Amortisationszeit der neuen An-
lage drastisch reduziert. Mit den
LED-Lichtlösungen von Philips
wird zukünftig nicht nur Energie
und damit kommunales Budget
gespart, sondern auch die Qualität
des Lichtes verbessert.
Infos: www.philips.de/licht/bmu

Umwandlung von Regie- und Eigenbetrieben inAnstalten des öffentlichen Rechts:

Die Landesgesetzgeber
sind gefordert!

Von Dr. Stefan Detig, M.B.A., und Dr. Stephan Salzmann,
Dipl.-Kfm., Steuerberater, LKC Rechtsanwälte, München

Die Rechtsform „Kommunalunternehmen“ erfreut sich bei den
Kommunen großer Beliebtheit, nicht zu guter Letzt gerade aufgrund
ihrer hohen Anpassungsfähigkeit an die lokalen Verhältnisse. Wie
verhält es sich jedoch bei einer Umwandlung steuerlich?

Wenn eine Kommune einen
bestehenden Regie- oder Eigen-
betrieb in eine Anstalt des öf-
fentlichen Rechts, also ein Kom-
munalunternehmen, umwan-
delt, ging man bislang davon
aus, dass keine Besteuerung der
stillen Reserven (z. B. Gebäude
und Grundstücke) erfolgt. Viel-
mehr war man allgemein der
Meinung die Buchwerte nach
dem Umwandlungssteuerrecht
fortführen zu können. Hierbei
konnte man sich insbesondere
auf eine Verfügung der OFD
Hannover von 2009 stützen.

Dem widerspricht der Bun-
desfinanzhof in einem am
1.6.2011 veröffentlichtem Urteil
(Az. I R. 112/09) mit der Be-
gründung, es fehle bei einer An-
stalt des öffentlichen Rechts an
einer vom Umwandlungssteuer-
recht vorausgesetzten mitglied-
schaftlichen Organisation.

Fragwürdige Begründung

Diese Begründung ist frag-
würdig, weil die Kommune An-
teile am Kommunalunterneh-
men erhält. Es steht jedoch zu
befürchten, dass die Verfügung
der OFD Hannover künftig von
der Finanzverwaltung nicht
mehr befolgt wird. Auch der
neue Umwandlungssteuererlass
wird keine Regelung für die
Umwandlung von Regie- und
Eigenbetriebe in kommunale
Anstalten im Sinne der Verfü-
gung der OFD Hannover ent-

halten. Damit wurde die Mög-
lichkeit einer bundeseinheitli-
chen Regelung vergeben. Die
Finanzverwaltung hätte zum Bei-
spiel eine entsprechende Anwen-
dung der Regelungen über die
umwandlungsrechtliche Ausglie-
derung anordnen können.

Für die Praxis ergeben sich
daraus erhebliche Unsicherhei-
ten. In diesem Zusammenhang
stellt sich die Frage, welche Än-
derungen erfolgen müssten, um
der Umwandlung in kommunale
Anstalten auch künftig steuerli-
chen Rückenwind zu verleihen.

Kritik des FG Niedersachsen

Das FG Niedersachsen als
Vorinstanz des Bundesfinanzhofs
bemängelte, dass der Landesge-
setzgeber nur für den Fall der
Umwandlung einer Kapitalgesell-
schaft in eine kommunale Anstalt
des öffentlichen Rechts die ent-
sprechende Anwendung umwand-
lungsrechtlicher Vorschriften an-
ordnete, nicht jedoch für den Fall
der Umwandlung eines Regiebe-
triebes in eine Anstalt. Hieraus
schlossen die Richter, dass die
Umwandlung eines Regiebetrie-
bes in eine Anstalt gerade nicht
begünstigt sei.

Vor diesem Hintergrund könnte
z. B. der bayerische Landesge-
setzgeber in Art. 89 Abs. 1 S. 1
BayGO vor das Wort „umwan-
deln“ die Worte „durch Aus-
gliederung“ einfügen. Er hat
Vergleichbares bereits an ande-

rer Stelle getan: Bei gemeinsa-
men Kommunalunternehmen,
die auch Anstalten sind, geht
der Gesetzgeber seit 2004 eben-
so wie bei dem 2005 erfolgten
Vermögensübergang von der
Staatsforstverwaltung auf die
Anstalt „Bayerische Staats-
forsten“ ausdrücklich von einer
Ausgliederung aus.

Anstalt ohne
mitgliedschaftlich geprägte
Struktur

Flankierend hierzu könnten
auch die Bedenken des Bundesfi-
nanzhofs aufgegriffen werden,
wonach eine Anstalt keine mit-
gliedschaftlich geprägte Struktur
habe. Man sollte daher überlegen,
ob das Kommunalunternehmen
künftig durch den Gesetzgeber als
„Körperschaft des öffentlichen
Rechts“ zugelassen wird. Dies
hätte auch Vorteile bei der staatli-
chen Bezuschussung, die regel-
mäßig nur an kommunale Kör-
perschaften ausgezahlt wird. Die
übrigen Strukturmerkmale eines
Kommunalunternehmens (zum
Beispiel rechtliche Selbständig-
keit; „Anstaltslast“, d. h. finan-
zielle Verantwortung für das Kom-
munalunternehmen; Organe)
könnten unverändert beibehalten
werden.

Falls das Kommunalunterneh-
men künftig als Körperschaft des
öffentlichen Rechts verfasst wäre,
käme auch eine Abspaltung in
Betracht die nicht nur die Buch-
wertfortführung ermöglichen
würde, sondern gerade auch eine
(anteilige) Übertragung der Ver-
lustvorträge.

RMD-Kraftwerke:

Runde Geburtstage
Einen runden Geburtstag, allerdings ohne Aussicht auf baldige
Rente, konnten 2011 die beiden RMD-Laufwasserkraftwerke Wip-
feld, Landkreis Schweinfurt, und Limbach in Eltmann, Landkreis
Haßberge, feiern. Die beiden Kraftwerke der Rhein-Main-Donau
AG(RMD) blicken in diesem Jahrauf 60 Jahre erfolgreichen Dau-
erbetrieb im Dienste einer umweltfreundlichen, regenerativen
Stromerzeugung zurück.

Seit der Inbetriebnahme 1951
erzeugte Wipfeld aus seinen bei-
den Kaplan-Turbinen mit zusam-
men 2.900 Kilowatt Leistung
durchschnittlich fast 20 Millionen
Kilowattstunden (kWh) pro Jahr.
Das etwas leistungsstärkere Lim-
bach mit zusammen 3.700 Kilo-
watt Leistung aus ebenfalls zwei
Kaplan-Turbinen kommt im
Schnitt auf eine durchschnittliche
Jahreserzeugung von etwa 24
Millionen kWh Strom. Dadurch
entlasten allein diese beiden
Kraftwerke das Klima um rund
30.500 Tonnen Kohlendioxid
(CO2) pro Jahr.

Seit Betriebsbeginn haben Wip-
feld rund 1,2 Milliarden kWh
Strom und Limbach über 1,4 Mil-
liarden kWh erzeugt. Dabei wird
eine Fallhöhe von 3,2 bis 4,3 Me-
ter in Wipfeld und von 4,5 bis 5,4
Meter in Limbach genutzt. Dafür
wird das benötigte Wasser an je-
weils drei Wehrfeldern aufgestaut,
um dann mit rund 100 Kubikme-
ter pro Sekunde, das entspricht
über 500 Badewannenfüllungen
pro Sekunde, die Turbinen anzu-
treiben und über die angekoppel-
ten Generatoren sauberen Strom
zu erzeugen.

Kraftwerk Leipheim

Ebenfalls einen runden Geburts-
tag konnte 2011 das Laufwasser-
kraftwerk Leipheim im Landkreis
Günzburg feiern. Das Kraftwerk
der ODK (Obere Donau Kraftwer-
ke AG), die zu 60 Prozent der
Rhein-Main-Donau AG (RMD)
und zu 40 Prozent der Energie Ba-
den-Württemberg Kraftwerke AG
gehört, blickte zum Jahresende auf
ein halbes Jahrhundert erfolgrei-
chen Dauerbetrieb im Dienste ei-
ner umweltfreundlichen, regenera-
tiven Stromerzeugung zurück.

Die Staustufe Leipheim ist eine
Mehrzweckanlage und wurde
neben der Stromerzeugung für
weitere staatlich-wasserwissen-
schaftliche Zwecke, vor allem
Hochwasserschutz und Sohl- und
Grundwasserstabilisierung er-
richtet.

Seit der Inbetriebnahme 1961
erzeugte Leipheim aus seinen bei-
den Kaplan-Turbinen mit zusam-
men 9.370 Kilowatt maximaler
Leistung durchschnittlich rund 50
Millionen Kilowattstunden (kWh)
Strom pro Jahr. Im Vergleich zur

konventionellen Stromerzeugung
werden damit jährlich rund 35.000
Tonnen Kohlendioxid (CO2) ver-
mieden.

Seit Betriebsbeginn hat das
Kraftwerk Leipheim über 2,5 Mil-
liarden kWh erzeugt. Dabei wird
eine Fallhöhe des Wassers von
5,85 Meter genutzt.

Das Laufwasserkraftwerk Dil-
lingen wiederum, ein Kraftwerk
der MDK (Mittlere Donau Kraft-
werke AG), die zu 60 Prozent der
Rhein-Main-Donau AG (RMD)
und zu 40 Prozent der Bayerische
Elektrizitätswerke GmbH (BEW),
einem Tochterunternehmen der
Lechwerke AG (LEW), gehört,
blickte zum Jahresende auf 30
Jahre erfolgreichen Dauerbetrieb
im Dienste einer umweltfreundli-
chen, regenerativen Stromerzeu-
gung zurück.

Kraftwerk Dillingen

Seit der Inbetriebnahme 1981
erzeugte das südlich von Dillin-
gen gebaute Donau-Kraftwerk
aus seinen beiden Kaplan-Tur-
binen mit zusammen 7.400 Ki-
lowatt maximaler Leistung 45,4
Millionen Kilowattstunden (kWh)
Strom pro Jahr. Im Vergleich
zur konventionellen Stromer-
zeugung werden damit jährlich
über 31.500 Tonnen Kohlendio-
xid (CO2) vermieden.

Seit Betriebsbeginn hat das
Kraftwerk Dillingen über 1,36
Milliarden kWh erzeugt. Dabei
wird eine Fallhöhe des Wassers
von rund 4,7 Meter genutzt.

Dazu RMD-Vorstand Dr. Alb-
recht Schleich: „Wir freuen uns,
dass wir mit E.ON und der
Bayerische Elektrizitätswerke
GmbH kompetente und ausge-
zeichnete Betreiber für unsere
Wasserkraftwerke an Main und
Donau gefunden haben, die un-
sere Anlagen im Sinne einer zu-
verlässigen, umweltfreundli-
chen, regenerativen Stromer-
zeugung für einen langfristigen
Dauerbetrieb fit halten.“

„Unser ältestes Wasserkraft-
werk entstand vor knapp 90 Jah-
ren am Main in Würzburg und
erzeugt seitdem zuverlässig
Strom. Unseren Kraftwerken
wünschen wir einen mindestens
ebenso langen und erfolgreichen
Betrieb“, erklärte Schleich ab-
schließend.

Im Ergebnis sollte unabhängig
davon, welcher Weg eingeschla-
gen wird, eine verlässliche, praxis-
nahe und sachgerechte Regelung
zur Buchwertfortführung und
idealerweise der Übertragung et-
wa bestehender Verlustvorträge
zur Verfügung stehen. Nutznießer
wären nicht zuletzt gerade die
Bürger, insbesondere als Ge-
bühren- und Beitragszahler.
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Straßenreinigung und Winterdienst auf der IFAT ENTSORGA 2012:

Schnee, Staub und Lärm
besser im Griff

Branche reagiert mit Innovationen auf neue Herausforderungen
Straßenreinigung und Winterdienst sind Traditionsthemen auf
der IFAT ENTSORGA. Bei der nächsten Ausgabe der Weltleit-
messe für Wasser-,Abwasser-,Abfall- und Rohstoffwirtschaft, die
vom 7. bis 11. Mai 2012 in München stattfindet, belegt der Bereich
rund um Straßenreinigung und Winterdienst gut 20.000 Qua-
dratmeter Ausstellungsfläche. Die Branche wird damit zur kom-
menden Veranstaltung wieder nahezu vollständig in München
vertreten sein.

Der schneereiche und lang an-
dauernde Winter 2010/11 geriet
für die deutschen Kommunen so-
wie Autobahn- und Straßenmei-
stereien zum Stresstest: Engpässe
in der Streumittelversorgung und
in der Verfügbarkeit von Räum-
fahrzeugen sowie beim Perso-
nal machten deutlich, dass dem
Winterdienst hierzulande wieder
mehr Aufmerksamkeit geschenkt
werden muss.

Schneepflüge mit
zuschaltbarer
Auswurfsperre

Beispielsweise sind bei den
Schneepflügen und -fräsen Lö-
sungen gefragt, die auch bei
großen Schneemengen und kom-
plexen Straßenbedingungen effi-
zient arbeiten. „Für viele Anwen-
der interessant sind unter ande-
rem Schneepflüge mit zuschalt-

barer Auswurfsperre“, so ein
Fachmann des Verbands Kom-
munaler Unternehmen (VKU),
einer der ideellen Träger der IFAT
ENTSORGA. Die Vorrichtung
helfe, Kreuzungsbereiche und
Haltestellen von Schneewällen
freizuhalten - Gefahrensituatio-
nen würden so vermieden. Dane-
ben können – vor allem in Neben-
straßen mit festgefahrenen Spu-
ren – weiterentwickelte Schnee-
pflüge mit beweglichen Segmen-
ten oder sich an die Oberfläche
anpassenden Schürfleisten das
Räumungsergebnis verbessern.

Einsatz von Streusalz

Beim Einsatz von Streusalz ste-
hen die Mengenreduzierung und
mehr Präzision bei der Dosierung
im Mittelpunkt der Entwicklung.
Seit geraumer Zeit hat Feuchtsalz
das Trockensalz ersetzt. Hinzu

kommt mehr und mehr die so ge-
nannte Flüssigstreuung, insbe-
sondere beim vorbeugenden
Streueinsatz. Feuchtsalz- und
Flüssigstreuung gewährleisten
einen geringeren Streusalz-
verbrauch und eine exaktereAus-
bringung. „Der Markt hält so-
wohl kombinierte Streuer bereit,
bei denen zwischen Flüssig- und
Feuchtsalzstreuung gewählt wer-
den kann, als auch reine Flüs-
sigstreuer, die eine schnelle,
großflächige, vorbeugende und
sehr salzsparende Streuung er-
möglichen“, heißt es aus dem
VKU. Speziell für die Flüssigs-
treuung wird mit der Präsentation
neuer Modelle auf der IFAT
ENTSORGA 2012 gerechnet.

GPS-Systeme

Für die rechtssichere Erfas-
sung, Dokumentation sowie Ab-
rechnung von Winterdienstlei-
stungen nutzen heute fast alle
Kommunen und sonstige Lei-
stungsträger GPS-Systeme. Sie
zeichnen automatisch Streu-
strecke, Räumaktivität und Streu-
menge auf.Auch hier gibt es noch
Verbesserungsmöglichkeiten.
Von den anstehenden neuen
Geräte- und Softwaregeneratio-
nen erwarten sich die Anwender
eine generelle Vereinfachung der
Systeme sowie speziell eine Re-
duzierung des betrieblichen Auf-
wands bei ihrer Einführung.

Emissionsreduzierung

Bei der Straßenreinigung ist die
Emissionsreduzierung eine zen-
trale Aufgabe der technologi-
schen Weiterentwicklung - und
zwar sowohl in punkto Lärm als
auch in punkto Feinstaub. Durch
Elektromotoren kann der Fahran-
trieb vieler Kehrmaschinen in an-
spruchsvollen Revieren sehr leise
ausgelegt werden. „Um aller-
dings in den Innenstädten und

Wohngebieten auch zu lärmsensi-
blen Zeiten arbeiten zu können,
müssen zudem die Geräusche aus
dem Saugbetrieb noch weiter re-
duziert werden“, betont der VKU.

Zusätzlich zur Lärmreduzie-
rung ist die Verbesserung der Par-
tikelemissionen ein wichtiges
Thema. Maschinen mit Gas- und
Dieselantrieb, die die Euro-Nor-
men 5 und 6 erfüllen, haben auch
im Kehrmaschinenbereich mit
vielen neuen Produkten Einzug
gehalten. Allerdings kann auch
der Kehrsaugbetrieb eine bedeu-
tende Feinstaubquelle sein. Mög-
liche Lösungen sind die Befeuch-
tung des Kehrguts beim Kehrvor-
gang und innerhalb des Kehr-
behälters sowie leistungsfähige,
wartungsarme Filtereinheiten im
Kehrbehälterauslass.

EUnited PM10 Test

Der Herstellerverband EUnited
Municipal Equipment, in dem eu-
ropäische Kehrmaschinenprodu-
zenten vertreten sind, hatten schon
im Jahr 2006 mit dem „EUnited
PM10 Test“ ein Testverfahren eta-
bliert, das die Staubentwicklung
beim Kehren durch unterschiedli-
che Fabrikate vergleichbar macht.
In den letzten drei Jahren hat der
Verband mit dem kanadischen
Prüfinstitut PAMI, das auch den
bekannten Kalifornien-Feinstaub-
test entwickelt hat, das Verfahren
grundlegend überarbeitet.

Die neue Methode hilft, die
Messdaten unabhängig von Witte-
rungsbedingungen noch exakter
zu erfassen. Nach Angaben von
EUnited Municipal Equipment hat
das Prüfungs- und Zertifizierungs-
unternehmen SGS bereits viele
Kehrmaschinenmodelle nach dem
neuenVerfahren getestet. Der Her-
stellerverband plant, den Test den
Kunden auf der IFAT ENTSOR-
GA2012 vorzustellen.

Paul Wolff:

Unterirdische
Abfallbehälter für die
Wohnungswirtschaft

„Unterirdische Abfallbehälter sind das Sammelsystem der Zu-
kunft – nicht nur für den öffentlichen Raum, sondern ver-
mehrt auch für die Wohnungswirtschaft.“ In dieser Einschät-
zung ist sich die Stadtreinigung Hamburg (SRH) sicher. Durch
finanziell attraktive Angebote in Bezug auf die Finanzierung
geht die SRH neue Wege und setzt sich damit bundesweit an
die Spitze in der Umsetzung dieses neuartigen Entsorgungs-
und Logistiksystems für Hausmüll und Wertstoffe.

Im Hamburger Stadtteil Bill-
stedt baute der kommunale Ent-
sorger gerade erst eine unterirdi-
sche Sammelanlage von Paul
Wolff aus Mönchengladbach für
eine Wohnanlage mit etwa 140
Wohneinheiten ein. Sie besteht
aus drei 5 m³ Betonschächten für

für die Errichtung der Tiefbauar-
beiten und die wasserundurchläs-
sigen Betonschächte für die Auf-
nahme der Sammelbehälter. Die
Gesamt-Investitionskosten lagen
bei etwa 16.000 Euro netto.

Preisvergleich

Allein die Ausgaben für die
Herstellung eines herkömmlichen
Standplatzes würden die vorge-
nannten Kosten bei Weitem über-
steigen. Zum Vergleich: Eine
oberirdische Müllbox für 1 x
1100 Liter kostet rund 1.500 Euro
netto und bei sieben Boxen an
diesem Standplatz sind es 10.500
Euro netto zuzüglich der Herstel-
lungskosten für den Standplatz
(rund 350 Euro je m² netto), Be-
pflanzung und Gestaltung sowie
Zuwegung zur nächsten Straße.
Schon der benötigte Platzbedarf
für die sieben bis zehn herkömm-
lichen Gefäße muss erst einmal
gefunden werden. Oft ist ein der-
artiger Vorgartenplatz nicht vor-
handen, dann werden die Behäl-
ter im Hinterhof aufgestellt, was
zu weiteren, dauerhaften Trans-
portkosten führen kann.

Großes Interesse

So ist das Interesse an den neu-
en Entsorgungssystemen uner-
wartet groß, auch weil offensicht-
lich weitere Vorteile überzeugen:
Die Abfälle können barrierefrei
eingeworfen werden und niedri-
ge Einwurfschächte bieten ei-
nen komfortablen Zugang in der
Nähe der Hauseingänge – ohne
Lärm und Geruch. Verschmutzte
Sammelplätze mit überfüllten
Abfallbehältern gehören der Ver-
gangenheit an. Das U-SELECT-

System des Herstellers PAUL
WOLFF wird zurzeit neben an-
deren Unterflursystemen in der
Hamburger Wohnungswirtschaft
eingesetzt.

Darüber hinaus ergeben sich
Einsparpotenziale für die Woh-
nungswirtschaft – nicht nur auf-
grund des geringeren Reini-
gungs- und Instandsetzungsauf-
wands, sondern auch durch we-
sentlich geringeren Platzbedarf.
Standortbezogen entfällt das
pünktliche Bereitstellen der
Müllcontainer am Straßenrand.
In Billstedt war es bis zur Um-
stellung Aufgabe der Hausmei-
ster, die vielen 1100-Liter-Behäl-
ter zur Entsorgung an die Straße
zu stellen.

Schnellere Entsorgung

Wirtschaftlich und arbeitstech-
nisch besser stellt sich der Entsor-
gungsvorgang auch für den Ent-
sorger dar. Das Unterflursam-
melsystem entlastet die Mitar-
beiter und macht die Entsorgung
sicherer und schneller. Während
bei konventionellen Abfallbehäl-
tern die Leerung durch zwei Per-
sonen erfolgen muss und etwa
zehn Minuten in Anspruch
nimmt, wird für die Leerung ei-
nes unterirdischen Containers
nur eine Person benötigt, die
dann auch noch ein Drittel weni-
ger Zeit braucht als ihre beiden
Kollegen zusammen.

Besonders umweltfreundlich
ist die neue Entsorgung oben-
drein: durch weniger Schadstoff-
ausstoß, geringeren Lärm bei
der Entsorgung und in vielen
Fällen weniger Verkehrsbehin-
derung.

Diese Mieterin schätzt den be-
quemen Zugang durch niedri-
ge Einwurfschächte.

die Aufnahme von einem 3 m³
System für Hausmüll (bei zwei-
maliger Leerung in der Woche),
einem 4 m³ System für Papier
(bei wöchentlicher Leerung) und
einem 5 m³ System für Wertstoffe
(bei 14-tägiger Leerung).

Anstelle eines großen her-
kömmlichen Sammelplatzes ver-
bleiben nur noch 12 m² Fläche.
Das Abfallsammelsystem finan-
zierte die SRH, der Eigentümer
übernahm lediglich die Kosten

Altpapiererlöse
im Sinkflug

bvse: Vorausschauende Altpapier-Beschaffung
seitens der Papierindustrie ist unerlässlich

Die Preise für Altpapier geraten mehr und mehr unter
Druck. Bereits im vierten Monat in Folge werden der Alt-
papierentsorgungswirtschaft die Vergütungen für den
Rohstoff Altpapier massiv reduziert. Diese Entwicklung
hat Auswirkungen auf die gesamte Altpapierkette, berich-
tet der bvse-Fachverband Papierrecycling.

Ordermenge wird reduziert

Die in vielen Segmenten der in- und ausländischen Papierin-
dustrie nachfragebedingt verschlechterte Auftragslage führt da-
zu, dass zahlreiche Fabriken ihre Altpapier-Ordermenge redu-
zieren und ihre Rohstoffläger herunterfahren. Abstellmaßnah-
men, die sonst auf die Weihnachtstage beschränkt waren, wer-
den teils ausgeweitet. Auch aus Fernost sind die Altpapierbestel-
lungen verhalten. Dieser Effekt verstärkt sich durch die übliche
Order-Zurückhaltung vor dem Chinesischen Neujahrsfest.

Sammelmenge auf hohem Niveau

Die Altpapiersammelmenge hingegen befindet sich in
Deutschland angesichts der sehr guten Produktionslage in
Handwerk und Industrie auf unverändert hohem Niveau. Da-
mit öffnet sich die Schere zwischen steigendem Altpapierauf-
kommen und rückläufiger Nachfrage zunehmend.

Der monatelange Sinkflug der Altpapiererlöse greift den
Altpapierentsorgungsunternehmen an die Substanz. Dies
verstärkt sich durch die parallel drastisch gestiegenen Ko-
sten für Treibstoffe und Energie. Um kostendeckend arbei-
ten zu können drängt sich daher den Altpapierentsorgern die
Notwendigkeit auf, ihre Altpapieranfallstellen mit ins Boot
zu nehmen.

Hoffnung auf solide Preispolitik

Im Interesse aller an der Altpapierkette Beteiligten sei für die
nächsten Monate zu hoffen, so Reinhold Schmidt, bvse-Vize-
präsident und Vorsitzender des bvse-Fachverbands Papierrecyc-
ling, dass die Altpapier einsetzende Papierindustrie ihre Roh-
stoffplanung vorausschauend, bedarfsgerecht und mit einer so-
liden Preispolitik gestalte.
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Lorenz Wittmann GmbH:

Umfassende
Recyclingkompetenz

Seit mittlerweile 45 Jahren steht die Lorenz Wittmann GmbH für
sinnvolles, ökologisches und faires Textilrecycling. Das Familienun-
ternehmen mit Sitz im niederbayerischen Geisenhausen und zwei
weiteren Niederlassungen in Landshut/Altdorf sowie im nordrhein-
westfälischen Bottrop übernimmt als erfahrener und verlässlicher
Partner für Kommunen, karitative Organisationen und Unterneh-
men die Logistik, Vermarktung und Verwertung der gesammelten
Altkleider. Neben dem Geschäftsbereich Textil betreibt Wittmann
zudem einen modernen und umfangreichen Entsorgungs- und
Recyclingbetrieb für alle anderenAlt- und Wertstoffe.

Blick zurück: 1966 übernahm
Firmengründer Lorenz Wittmann
mit seiner Frau Mariele die Be-
treuung von Papier- und Kleider-
sammlungen. Aus der Tradition
der Straßensammlung bildete
sich in den 90er Jahren der Trend
zur Sammlung mit Kleidercon-
tainern heraus, damit die Ver-
braucher das ganze Jahr über ih-
re gebrauchten Textilien bequem
abgeben können. Seit 1996 trägt
die Lorenz Wittmann GmbH das
staatlich anerkannte Gütesie-
gel „zertifizierter Entsorgungs-
fachbetrieb“. Damit kann der
Betrieb sozusagen exklusiv ei-
nen lückenlosen Verwertungs-
nachweis der anfallenden Textil-
und Abfallmengen erbringen.

Containernetz ausbauen

Heute nutzen mehrere hundert
karitativ-gemeinnützige Organi-
sationen sowie zahlreiche Kom-
munen in ganz Deutschland den
professionellen Kleidercontai-
ner- und Straßensammlungs-Ser-
vice der Firma Wittmann. Ihnen
kommt der größte Teil der Erlö-
se als Vertragspartner des Recy-
clingbetriebs zugute. Das erklär-

te Ziel des Unternehmens ist, das
Containernetz, momentan beste-
hend aus ca. 2500 Behältern,
auszubauen und als Partner der
bayerischen Kommunen weitere
Gebiete zu erschließen.

Sinnvolles Textilrecycling

Dass Textilrecycling für jeden
einzelnen Bürger sinnvoll ist, be-
legen folgende Zahlen: Pro Ein-
wohner und Jahr werden in
Deutschland 14 Kilogramm Be-
kleidung und Textilien ver-
braucht. Das sind insgesamt
1.200.000 Tonnen. Durch Stra-
ßensammlungen und Kleider-
Container werden 750.000 Ton-
nen der Wiederverwertung zuge-
führt. Dies ergibt eine Erfas-
sungsquote von mehr als 60 Pro-
zent.

Auch unter ökologischen und
ökonomischen Gesichtspunkten
sind die Sammlungen der Orga-
nisationen und die Altkleider-
Container lohnenswert. 750.000
Tonnen entsprechen dem Inhalt
von 60.000 LKW-Ladungen, die
nicht entsorgt werden müssen
und somit den Steuerzahler ent-
lasten.

Wittmann liefert die sauberen
Altkleider und Schuhe, trocken
in Plastiksäcke verpackt, an spe-
zielle Sortierwerke in der EU
und in osteuropäischen Ländern.
Die Abnehmer sind zum Groß-
teil hoch spezialisierte Sortierbe-
triebe, mit denen langjährige Ge-
schäftsbeziehungen bestehen.

Die kirchlichen und karitati-
ven Organisationen entnehmen
den Sammlungen die Mengen an
Kleidung, die sie für ihre Klei-
derkammern benötigen, um den
Bedürftigen vor Ort direkt helfen
zu können. Der Bedarf ist aber
bei weitem nicht so groß wie das
Sammelaufkommen. Daher ist
es, so die beiden Geschäftsführer
Andreas und Karl Wittmann,
„nur sinnvoll, mit nicht national
benötigten Mengen den weltwei-
ten Bedarf an tragbarer Second-
hand-Kleidung zu befriedigen“.

Afrika profitiert

Gerade der Import von Ge-
brauchtkleidung in Afrika sei
wichtig und nötig, werde doch
ein großer Teil der afrikanischen
Bevölkerung mit guten ge-
brauchten Textilien zu günstigen
Preisen versorgt. Hinzu kommt,
dass die große Nachfrage nach
moderner und hochwertiger
Kleidung zu einem guten Preis-
Leistungs-Verhältnis viele neue
Verdienstmöglichkeiten – gerade
für Frauen – geschaffen habe.
Tausende Menschen bestritten
ihren Lebensunterhalt mit dem
Handel von Altkleidern oder

dem Umarbeiten von Kleidungs-
stücken auf die länderspezifi-
schen Bedürfnisse.

Ein weiterer Gesichtspunkt ist
der sehr wasserintensive Anbau
von Baumwolle als Rohstoff für
die Textilindustrie. Gerade in
Regionen, in denen Wasser-
knappheit herrscht, ist dies pro-
blematisch. Die Weiterverwen-
dung von gebrauchten Kleidern
spart Ressourcen und ist des-
halb nicht nur ökonomisch, son-
dern auch ökologisch und sozi-
al sinnvoll. Laut einer Studie
aus UK werden durch den
Wiedereinsatz eines T-Shirts
drei Kilogramm CO2 einge-
spart.

Partner der Kommunen

Die Tatsache, dass es in der
Alttextilbranche viele schwarze
Schafe gibt, die sich rücksichts-
los auf dem Markt betätigen, ist
Andreas Wittmann zufolge lei-
der nicht von der Hand zu wei-
sen. Auch große, bekannte
deutsche Firmen stellten Alt-
kleidercontainer „schwarz“ auf,
d. h. ohne Genehmigung durch
den Grundstückseigentümer.
Nicht so die Firma Wittmann:
„Wir lehnen diese Geschäftsprak-
tiken rigoros ab und gehen als
Partner der Kommunen da-
gegen vor. Unsere offiziellen
Kleidercontainer verhindern

wilde Sammlungen und illega-
le Containeraufstellungen.“

„Die Bürger sollten weiterhin
die seriösen, kostenfreien Entsor-
gungssysteme nutzen und ihre
Kleidung keinesfalls in den Haus-
müll geben, um sowohl im In- als
auch im Ausland Arbeitsplätze
zu sichern und Ressourcen zu
schützen“, betont Karl Wittmann
und ergänzt: „Unsere Fairness-
Grundsätze gehen weit über
die gesetzlichen Mindestanfor-
derungen hinaus und garantie-
ren allen Beteiligten Sicherheit
und Transparenz im Umgang
mit ihrem Wertstoff. Dafür ste-
hen wir mit unserem guten Na-
men.“ DK

Rekordverdächtiger
Schlackenabsatz

Max Aicher GmbH verwertete 2011 über 200.000 Tonnen

Piding – Auch für die Max Aicher GmbH neigt sich ein bewegtes
Jahr dem Ende zu. Obwohl dem Unternehmen nach eigenerAussa-
ge durch fragwürdige und unsachliche Aktivitäten seitens einiger
Non-Profitorganisationen immerwiedersprichwörtlichSteine inden
Weg gelegt werden, ist es der Max Aicher GmbH in 2011 gelungen,
nahezu 200.000 Tonnen an Elektroofenschlacke zu verwerten. Mit
dieser Steigerung übertrifft das Unternehmen den Vorjahresabsatz
deutlich und baut damit seine Lagerbestände weiter stark ab.

Dazu Geschäftsführer Dipl.-Ing.
Georg Geißler: „Anders als von
den ansässigen Bürgerinitiativen
fälschlicherweise dargestellt,
wächst die Menge auf unsererAn-
lage nicht, sondern unsere Lager-
bestände schrumpfen zusehends.“

Laut Geißler haben sich die in-
tensiven Anstrengungen der Öf-
fentlichkeitsarbeit in 2011 gelohnt.
Im Sommer wurden Journalisten
eingeladen, um sich vor Ort um-
fassend ein Bild zu machen. Auch
das im Herbst vom TK-Verlag
veranstaltete erste Deutsche
Schlacken-Symposium war ein
voller Erfolg.

Geißler fasst zusammen: „Die
Veranstaltung war ausgebucht, kei-
ner hatte mit so viel Resonanz ge-
rechnet. Dies war sicherlich auch
den hochkarätigen Referenten zu
verdanken. Die eingeladenen Ver-
treter der Bürgerinitiativen blieben
leider der Veranstaltung fern, was
fürunsunverständlich ist.Dennge-
rade wenn ich gegen etwas bin,
muss ich doch im Thema sein. Die
Begründung der Absage, dass die
Veranstaltung zur Förderung der
Verwertung von Schlacke an-
gekündigt und ausgeschrieben
worden sei und die BI´s sagten,
dass die Verwertung nicht ihre An-
gelegenheit wäre, ist auch uns „zu
kurz gesprungen. Denn es wurde
ganz klar direkt an die BI´s kom-
muniziert, dass es auch um deren
Themen geht, wie z. B. die Fra-
ge der ökotoxikologischen Aus-
wirkungen oder die Frage ‘Ist
Schlacke giftig?’“

„Wenn dies nicht das Thema der
Bürgerinitiativen ist und war, war-
um meldet man sich zu diesenThe-
men immerwiederzuWort?Gerne
informieren wir hier und klären auf
– solange die Diskussion sachlich
geführt wird und von echtem Inter-
esse an der Sache geprägt ist“, stell-
te der Geschäftsführer klar.

Wie Geißler zudem erläuterte,
liegt der aktuelle Lagerbestand auf
der Anlage nun bei ca. 220.000
Tonnen (gegenüber ca. 240.000
Tonnen zum Ende 2010). Ziel für
die Zukunft ist es, diesen Bestand
weiterhin zu senken. Seitens des
Landratsamts wurde ein Höchst-
bestand von 290.000 Tonnen in
2011 beschlossen, der bislang im-
mer deutlich unterschritten wurde.

Auf die Frage, warum in der
Vergangenheit größere Lagerbe-
stände aufgebaut wurden, antwor-
tete Geißler: „Bis dato war die
Schlacke aufgrund ihrer ausge-
zeichneten baulichen Eigenschaf-
ten auch in Bayern das Produkt der
Wahl bei großenTiefbauprojekten.
Für einige Projekte war es bisher
notwendig, deutlich größere Men-
gen zu sammeln, die dann im Bau-
verlauf in kurzenAbständen abge-
rufen wurden. Außenstehenden,
die nicht vom Fach sind, war dies

immer schwer zu vermitteln, weil
sie dachten wir würden hier will-
kürlich Schlackenberge aufbau-
en.“ Doch nun habe man auf-
grund der nachwievor schwieri-
gen Situation die Strategie geän-
dert und will zukünftig andere
Abnehmer bevorzugt beliefern.
Darüber hinaus wurde in 2011
konsequent weiter an der Qua-
lität der Produkte sowie an neu-
en Anwendungen gearbeitet.

Zu den immer wiederkehrenden
Anschuldigungen aus der Öffent-

lichkeit, die Schlacke sei giftig,
meinte Geißler „Das Einzige, was
hier vergiftet wird, ist die Stim-
mung gegen unsere Produkte.
Auch auf dem Schlacken-Sympo-
sium wurde wieder von Experten
bestätigt, dass die Schlacke nicht
giftig ist. Dies wurde in vielen
(Langzeit-) Studien mehrfach be-
stätigt. Selbst Pflanzen gedeihen
prächtig auf unserer Schlacke und
hoch empfindliche Bioindikatoren
haben in allen Versuchen bislang
keinen Schaden genommen.“

Bei der Max Aicher GmbH
werde man auch weiterhin an ei-
ner umfassenden Aufklärung der
Öffentlichkeit arbeiten und Fakten
schaffen. Für 2012 haben sich
Geißler und sein Team vorgenom-
men, den Lagerbestand unter
200.000 Tonnen zu senken.

Novelle der Bioabfallverordnung:

Unnötiges Flickwerk
Standpunkte der Entsorgungs- und Kompostwirtschaft

In einer gemeinsamen Erklärung haben sich der VKU sowie weitere
neun Verbände der Entsorgungs- und Kompostwirtschaft gegen Be-
schlüsse des Bundesrats zur Novelle der Bioabfallverordnung ge-
wandt. Einige Vertreter des Bundesrats hatten kurzfristig und für die
unterzeichnenden Verbände völlig überraschend entscheidende Än-
derungsanträge gestellt, die die Länderkammerauf ihrerSitzung En-
de 2011 weitgehend abgesegnet hat.

Diese Änderungen schränken
die Anwendung von Komposten
aus der getrennten Sammlung
weiter ein und führen aus Sicht der
Verbände darüber hinaus zu er-
höhtem Verwaltungsaufwand und
Kosten, ohne dass es dem Um-
weltschutz dient. „Wir bedauern
sehr, dass der Gesetzestext in letz-
ter Minute so entscheidend ab-
geändert wurde“, betonte VKU-
Hauptgeschäftsführer Hans-Joa-
chim Reck.

Die Aufbringung von Kompost
dient der Bodenverbesserung und
leistet einen wichtigen Beitrag
zum nachhaltigen Umgang mit
Rohstoffen. Sie sollte in Zukunft
weiter ausgebaut werden. Dies
setzt jedoch voraus, dass der aus
Bioabfällen erzeugte Dünger, des-
sen Qualität und Eignung geprüft
und nachgewiesen ist, im Markt-
geschehen und in der Anwendung
wie andere Düngemittel gehandelt
und gehandhabt werden kann.
„Die vom Bundesrat beschlosse-
nen Änderungen verkomplizieren
diesen Prozess unnötig. Dies kön-
nen und dürfen wir uns in Anbe-
tracht der Bedeutung dieser Res-
source nicht leisten“, meinte Reck.

Wie die Unterzeichner feststel-
len, wird die Verwertung von
Komposten und Gärprodukten als
Dünge- und Bodenverbesserungs-
mittel nicht gefördert, sondern er-
schwert.Verwaltungsaufwand und
Kosten würden erhöht, ohne dass
es dem Umweltschutz dient. Ab-
fallrechtliche Bestimmungen wür-
den ausgedehnt, obwohl Abgren-
zungsfragen zum zukünftig vor-
rangigen Düngerecht anstehen.

Die Verbände appellieren daher
an den Bundesumweltminister, die

Novelle der Bioabfallverordnung
im Kabinett anzuhalten und nicht
mehr unter dem bisherigenAbfall-
recht, sondern unter dem neuen
Kreislaufwirtschaftsgesetz zu ver-
abschieden, sowie einen Prozess
zur Feststellung des Endes derAb-
falleigenschaft von Erzeugnissen
aus Bioabfällen einzuleiten, in
den die Unterzeichner einbezogen
werden.

Während auf europäischer Ebe-
ne die Umsetzung des Endes der
Abfalleigenschaft von Komposten
und von Gärprodukten, sowie die
Qualifikation organischer Dünger
als EG-Düngemittel vorbereitet
werden, drohe Deutschland in die-
sem Bereich seine Vorreiterrolle
und Vorbildfunktion zu verlieren,
heißt es weiter. Ein zügiger Neuan-
fang auf Basis des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes und des Düngege-
setzes sei für die Bioabfallverwer-
tung hilfreicher als das Festhalten
am bisherigenAbfallrecht.

In diesem Zusammenhang be-
grüßen und unterstützen die Unter-
zeichner ausdrücklich Systeme der
Qualitätssicherung von Düngemit-
teln aus der Kreislaufwirtschaft,
die in den vergangenen 20 Jahren
etabliert wurden und nunmehr
nach dem neuen Kreislaufwirt-
schaftsgesetz als Instrument zur
Förderung der Kreislaufwirtschaft
und zur Sicherstellung des
Schutzes von Mensch und Um-
welt herangezogen werden kön-
nen. Damit einhergehende Mög-
lichkeiten sollten sowohl zur Ge-
währleistung der Produktqualität
und Effizienz der Verwertung, als
auch zur Deregulierung, zum
Bürokratieabbau und zur Kosten-
begrenzung genutzt werden. DK

http://www.altkleider.de
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Sorgt zuverlässig und schnell für
freie und sichere Straßen.
Der Mercedes-Benz Unimog U300/U400/U500.

Wenn’s auf Höchstleistung ankommt ist der Unimog Ihr Profi im Winter-

dienst: permanenter Allradantrieb, ABS für exzellente Spurtreue, kompakte

Maße und hohe Wendigkeit. Das beträchtliche Streuvolumen ermöglicht

große Räumschleifen. Und sein Freisicht-Fahrerhaus gewährleistet hohen

Komfort und sichere Sicht. Informieren Sie sich bei Ihrem Unimog Partner

oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog

Mercedes-Benz Econic BlueTec Hybrid:

Verbrauch sinkt
um 23,9 Prozent

Erfolgreicher Praxiseinsatz bei Berliner Stadtreinigung

Das hohe Potenzial des Hybridantriebs hat ein Mercedes-Benz
Econic BlueTec Hybrid eindrucksvoll bewiesen: Im Kundenein-
satz bei der Berliner Stadtreinigung (BSR) sank der Kraftstoff-
verbrauch gegenüber direkt vergleichbaren, konventionell an-
getriebenen Fahrzeugen um annähernd ein Viertel, exakt 23,9
Prozent. Der auf ein Jahr angelegte Test des Econic mit Parallel-
hybrid und Plug-In-Technik bestätigte außerdem die hohe Zu-
verlässigkeit des Antriebs. Weitere Vorteile resultierten aus der
Geräuscharmut: Der Econic BlueTec Hybrid fährt elektrisch an
und sein Aufbau wird elektrisch angetrieben.

Der Econic BlueTec Hybrid
hat im Praxistest sogar die Er-
wartungen seiner Entwickler
übertroffen: Pro Einsatztag spart
der Hybridantrieb durchschnitt-
lich rund 11 Liter Diesel und ent-
lastet die Umwelt damit um
30 kg CO2. Bei einer für Müll-
sammelfahrzeuge üblichen Lauf-
leistung von rund 20.000 km im
Jahr summiert sich dies auf zirka
2.500 l Dieselkraftstoff und
6.700 kg CO2 per anno. Darüber
hinaus schont der Econic Blue-
Tec Hybrid durch seinen leisen
elektrischen Antrieb von Fahr-
zeug und Aufbau die Umwelt.
Dem gegenüber steht ein Ener-
gieverbrauch von lediglich etwa
7 kWh durch das Aufladen der
Batterien über Nacht an der
Steckdose (Plug-In-Funktion).

Ideale Eignung

Für den Einsatz bei der Stadt-
reinigung sind Fahrzeuge mit
Hybridantrieb ideal geeignet.
Ständiges Anfahren und Anhal-
ten mit Strecken von oft nur we-
nigen Metern sind eine Strapaze
nicht nur für das Fahrzeug, son-
dern auch für seine Besatzung
und die Anwohner. Dies gilt be-
sonders beim Einsatz in Wohn-
gebieten in den frühen Morgen-
stunden.

Niedrige Geräuschbelastung

Der Hybridantrieb von Merce-
des-Benz spielt hier entscheiden-
de Vorteile aus: Das Anfahren er-
folgt elektrisch, ebenso werden
im Durchschnitt 46 Prozent des
Mülls elektrisch verarbeitet,
denn die Hydraulik des Aufbaus
arbeitet die Hälfte der Zeit elek-
trisch, angetrieben von den Trak-
tionsbatterien. Sie werden bei
jedem der häufigen Brems-
manöver wieder geladen. Der
Kraftstoffverbrauch, damit ein-
hergehend die CO2-Emission
sowie die Geräuschbelastung
wird gleichermaßen reduziert.

Der Hybrid-Lkw basiert auf
dem Econic BlueTec 2629 mit

3900 mm Radstand und gelenk-
ter Nachlaufachse. Bei seinem
Verbrennungsmotor handelt es
sich um einen Reihensechszylin-
der mit 6,4 l Hubraum und einer
Leistung von 210 kW (286 PS).
Die Kraftübertragung erfolgt
über ein vollautomatisiertes
Zehnganggetriebe. Das Fahr-
zeug verfügt über einen Neben-
abtrieb für die Hydraulik des
Aufbaus. Er wird je nach Lade-
zustand der Batterie entweder
elektrisch angetrieben oder
durch den Dieselmotor.

Lithium-Ionen-Batterie

Als Stromspeicher dient eine
Lithium-Ionen-Batterie. Sie ruht
in einem massiven Aluminium-
behälter in Fahrtrichtung rechts
zwischen den Achsen. Die Batte-
rie setzt sich aus 98 Zellen mit
jeweils 3,6 V zusammen. Die
Kapazität beläuft sich auf 30 Ah,
der Energie-Inhalt auf 10,5 kWh.
Der tatsächlich nutzbare Ener-
gie-Hub der Batterie wurde deut-
lich erhöht und liegt zwischen 30
und 95 Prozent Ladezustand.

Durch das integrierte elektroni-
sche Steuerungskonzept mit voll-
vernetzten Funktionen wird eine
vollautomatische und sehr einfa-
che Bedienung gewährleistet.

Rekuperation

Während der Einsatzfahrt
wird per Rekuperation geladen,
also der Umwandlung von
Bremsenergie in Strom. Eben-
falls wird beim Gaswegnehmen
im Schiebebetrieb rekuperiert.
Das Fahrprofil ist dabei so aus-
gelegt, dass der elektrische Wi-
derstand genau der Bremswir-
kung des Motors entspricht. Da-
her muss sich der Fahrer nicht
auf ein anderes Fahrverhalten
umstellen. Er bremst entweder
über das Fußpedal oder er er-
zeugt mit einem zweistufigen
Handhebel rechts am Lenkrad
einen elektrischen Widerstand
– die Bedienung ähnelt der ei-
nes Retarders. Darüber hinaus ist

Ein Econic BlueTec Hybrid Müllsammelfahrzeug im Praxistest
bei der Berliner Stadtreinigung. Pro Einsatztag wurden im
Schnitt 1 Liter Diesel und eine dementsprechende Menge CO2
eingespart.

in Stufe eins des Hebels die Aus-
puffklappen-Motorbremse ak-
tiv, in Stufe zwei zusätzlich die
Konstantdrossel des Dieselmo-
tors.

Die Batterie wird ebenfalls
über Nacht am Stromnetz gela-
den. Die Steckdose der Plug-in-
Technik hat links auf der Rück-
seite der Kabine ihren Platz. In-
nen sind hinter dem Fahrerplatz
die Ladegeräte für die Lithium-
Ionen-Batterie sowie das 24-V-
Bordnetz montiert. An 230 V
beläuft sich die Ladezeit auf nur
drei Stunden.

Haller Pressmüllaufbau

Als Aufbau dient ein Press-
müllaufbau des Fabrikats Haller
mit 20,5 m³ Volumen. Das
zulässige Gesamtgewicht des
Econic BlueTec Hybrid beläuft
sich auf 26 t, die Nutzlast auf
rund 11 t. Das Mehrgewicht der
Hybridtechnik beläuft sich auf
nur rund 250 kg. Ein Großteil
davon wird im Falle des Proto-
typs durch den neuartigen Auf-
bau und Aluminiumräder wieder
aufgefangen.

Hinter dem niedrigen Kraft-
stoffverbrauch des Econic Blue-
Tec Hybrid steckt eine ausgeklü-
gelte Antriebsstrategie für alle
Betriebszustände.

Display für Energiefluss

Sinkt der Ladezustand der Bat-
terien unter einen Wert von 30
Prozent, wird automatisch der
Verbrennungsmotor aktiviert. Er
läuft im Leerlauf und lädt gleich-
zeitig schonend die Batterie. Ab
einem Ladezustand von 50 Pro-
zent übernimmt der Elektromotor
wieder denAntrieb von Fahrzeug
und Aufbau. Diese Phase ist nach
wenigen Minuten im Dieselbe-
trieb erreicht. Ein Display im
Cockpit zeigt dem Fahrer stets
den aktuellen Energiefluss.

Der Test des Econic BlueTec
Hybrid bei der Berliner Stadtrei-

nigung lief in der Sprache der
Entwickler unter dem Begriff
„kundennahe Fahrerprobung“

Der Econic BlueTec Hybrid
war über das gesamte Jahr 2011
bei der BSR auf den gleichen
Touren im Einsatz. Von Januar
bis August fuhr er wochenweise
im Wechsel mit einem Econic
BlueTec mit identischem Diesel-
motor, der als parallel betriebe-
nes Referenzfahrzeug genutzt
wurde. Daraus ließen sich unter
verschiedensten Witterungsbedin-
gungen exakte Verbrauchsunter-
schiede ermitteln.

Intensiver Test im täglichen
Einsatz über 12.000 km

Der Econic BlueTec Hybrid
legte in dieser Zeit rund 12 000
km zurück. Im wöchentlichen
Einsatz auf der Tour 32 der BSR
fuhr der Econic zwischen 70 und
120 km am Tag, im Durchschnitt
belief sich die Laufleistung auf
87 km pro Tag oder 435 km in
der Woche.

Spareffekt zwischen
17 und 32 Prozent

Abhängig von der Tagestour
erreichte der Econic BlueTec Hy-
brid einen Spareffekt zwischen
17 und 32 Prozent. Daraus ergab
sich über den Test hinweg ein
Minderverbrauch von 23,9 Pro-
zent – mehr, als selbst die Ent-
wickler vermutet hatten. In abso-
luten Zahlen sank der Verbrauch
beim extremen Stopp-and-Go der
Müllabfuhr einschließlich Zu-
satzbelastung durch den erhöhten
Verbrauch während der Arbeits-
zeiten im Stand von rund 60 l/100
km auf nurmehr 45 l/100 km.

Vorteil für einen Hybrid-Lkw
im Kurzstreckeneinsatz ist das
häufige Abbremsen und Anhal-
ten – in diesen Phasen wird die
Traktionsbatterie geladen. Im
Durchschnitt stoppte der Econic
BlueTec Hybrid 95mal, bis das
zulässige Gesamtgewicht von 26 t

Flutkatastrophe in Thailand:

Hilfe mit zwei
Unimog-Fahrzeugen

Zwei watfähige Unimog-Nutzfahrzeuge
ideal für humanitäre Einsätze

Mercedes-Benz-Thailand unterstützt die Thailändische Regie-
rung im Kampf gegen die Folgen des Hochwassers mit zwei
hochgeländegängigen Unimog-Allradfahrzeugen. Nach dem Ab-
fließen der Flut beginnen in Bangkok die Aufräumarbeiten, die
noch Wochen, wenn nicht Monate dauern können. Hier sind die
Mercedes-Benz-Unimog in ihrem Element und helfen aus sonst
unzugänglichen Gebieten, den Unrat abzutransportieren.

Die offizielle Übergabe durch
Mercedes-Benz-Thailand an die
Thai Red Cross Society fand
im Dezember im Beisein der
thailändischen Prinzessin Her
Royal Highness Princess Maha
Chakri Sirindhorn statt. Die kö-
nigliche Hoheit wird auch Prin-
zessin der Technologie genannt.
Ihr Beiname rührt durch ihr In-
teresse und Fachwissen über
neue Technologien und wie man
diese zum Wohle des Landes an-
wenden kann, her.

Watfähigkeit
bis 1200mm

Aufgrund seiner fahrzeugtypi-
schen Merkmale, vor allem auf-
grund seiner außergewöhnlichen
Watfähigkeit von 1200 mm wur-

den im Vorfeld durch die Merce-
des-Benz-Thailand zwei Einhei-
ten Unimog ausgewählt. Der zu-
ständige Projektleiter von Merce-
des-Benz Special-Trucks, Gerald
Buechler: „In einer konzertierten
Aktion aller tangierenden Berei-
che von Mercedes-Benz Special-
Trucks haben wir innerhalb einer
extrem kurzen Zeit von zehn Ar-
beitstagen alle notwendigen Vor-
bereitungen zur Luftverfrachtung
der beiden UNIMOG U4000 be-
werkstelligt.“

Transport durch
Thai-Cargo und DHL

A nfang Dezember wurden die
beiden Fahrzeuge in Zusammen-
arbeit mit DHL und Thai-Cargo
in Frankfurt luftverladen.

Die Unimogs während der Verladung mit Thai-Cargo am
Frankfurter Flughafen.

erreicht wurde - das bedeutet et-
wa 200 bis 300mal pro Tag.

Econic als Fahrzeug zum
Sammeln und Verteilen

Als weiteren Vorteil registrier-
ten Passanten das erheblich ge-
ringere Geräuschniveau bei Fah-
ren sowie in den Arbeitsphasen
im Stand.

Niederflurkonzept

Der Mercedes-Benz Econic ist
mit seinem Niederflurkonzept
prädestiniert als Sammel- und
Verteilerfahrzeug. Das Programm
des Econic umfasst einen kom-

pletten Baukasten mit zwei, drei
und vier Achsen. Unter den Müll-
sammelfahrzeugen, Sperrmüll-
fahrzeugen und Sonderfahrzeu-
gen hat der Mercedes-Benz Eco-
nic in Berlin mit insgesamt 320
Einheiten die klare Mehrheit. Dar-
unter befinden sich neben Diesel-
fahrzeugen auch Econic CNG im
Biogasbetrieb. Neben vielen an-
deren Eigenschaften schätzen die
Mitarbeiter die Übersichtlichkeit
und Geräumigkeit des Niederflur-
Fahrerhauses mit seinen vier Sitz-
plätzen. Es ermöglicht einen nied-
rigen und bequemen Einstieg so-
wie einen freien Durchgang ohne
störenden Mitteltunnel und hat
volle Stehhöhe.
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LED-Technik der neuesten Generation
für Einsatz- und Servicefahrzeuge

Lichtbalken gelb der III. LED-Generation

LED-Magnetlichtbalken

Rundum-
kennleuchte
der III. LED-
Generation

Das Bokimobil:

Universelles
Kommunalfahrzeug

Seit langem stellt die Kiefer GmbH aus Dorfen Kommunalfahr-
zeuge für den Einsatz zu jeder Jahreszeit her. Die Hydrostaten
Bokimobil Kommunal-Fahrzeug HY 1251 und HY 1351 verbin-
den kompakte Abmessungen, totale Wendigkeit und starke Lei-
stung. Das Schmalspurfahrzeug eignet sich besonders fürArbei-
ten auf engstem Raum wie Reinigung und Instandhaltung von
Altstadtbereichen und Fußgängerzonen, aber auch für den Win-
terdienst und ganz besonders für den Mäheinsatz. Das schaltge-
triebene Bokimobil 1151 ergänzt die Bokimobil-Familie.

Bei den Geräteträgern wird
großer Wert auf die Bedien-
freundlichkeit gelegt. Deshalb
sind die Fahrzeuge serienmäßig
mit Joystick-Steuerung ausge-
stattet. Das auf den Fahrer zuge-
schnittene Armaturenbrett mit
Multifunktionsanzeige besticht
durch die Lage der Bedienele-
mente um den Fahrer herum.

Die Anordnung der Pedale
und die Sitzposition sind ergono-
misch, die Lenksäule ist auszieh-
bar und neigungsverstellbar.

Die verschiedenen Typen HY
1351, HY 1251 und 1151 gibt es
mit einer Außenbreite zwischen
1,20 m und 1,70 m. Allrad-Len-
kung und 4 Lenkungsarten (Vor-
derrad-, Hinterrad, Rundgang-
und Hundeganglenkung) sorgen
bei den Hydrostaten für die extre-
me Wendigkeit, z.B. beim Kehr-
und Mäheinsatz. Das Schnell-
wechselsystem sorgt dafür, dass
eine Reihe von Anbaugeräten in
kürzester Zeit mit dem Bokimo-
bil zum Einsatz kommt. Ein Bokimobil im Kommunaleinsatz.

Es stehen verschiedene An-
baugeräte für die kommunale
Landschaftspflege zur Auswahl,
vom Sichelmähwerk mit Gras-
und Laubsaug-Container über
Doppelmesser-Balkenmähwerk
bis hin zur Wildkrautbürste.

In der Straßenreinigung hat
der Geräteträger ebenfalls breite
Einsatzmöglichkeiten. Es steht
eine Kehrsaugmaschine zum
Anbau bereit, die kombiniert mit

dem Gras- und Laubsaug-Con-
tainer in der Straßen- und Geh-
wegpflege hervorragende Dien-
ste leistet. Für den Fußgängerbe-
reich seien noch die Gieß- und
Bewässerungsanlage erwähnt.

Auch für den Winterdienst ist
das Bokimobil bestens gerüstet.
Dort kommen Schneefräse und
–pflug sowie Walzenstreuer mit
zuschaltbarem Streuteller zum
Einsatz.

Dienstwagen von Mercedes-Benz:

Sparsamstes Modell
der Oberklasse

Modulares Hybrid-Konzept
mit Lithium-Ionen Batterie

Mercedes-Benz schlägt ein neues Kapitel im Kernsegment seiner
Marke auf und setzt dabei neue Maßstäbe für Business-Fahr-
zeuge der Oberklasse: Der sowohl als Limousine als auch als T-
Modell erhältliche E 300 BlueTEC HYBRID überzeugt durch
neue Rekordwerte bei der Effizienz. Er glänzt mit vorbildlichen
Verbrauchswerten (4,2 l/100 km Verbrauch[1]) sowie beein-
druckender Leistungsfähigkeit: Der 4-Zylinder-Diesel des E 300
BlueTEC HYBRID verfügt über 150 kW (204 PS) und 500 Nm.
Gemeinsam mit einem Elektromotor mit 20 kW und 250 Nm er-
gibt sich ein stimmiges Gesamtkonzept. Der E 300 BlueTEC
HYBRID ist das sparsamste Oberklasse-Modell der Welt.

„Mit den beiden E-Klasse Mo-
dellen setzen wir jetzt unsere um-
fassende Hybrid-Offensive fort.
Die modulare Technik öffnet uns
den Weg, zügig weitere Baureihen
um Hybrid-Modelle zu ergän-
zen“, erklärt Professor Dr. Tho-
mas Weber, Daimler-Vorstand für
Konzernforschung und Leiter
Mercedes-Benz Cars Entwick-
lung. „Mit einem klaren Fokus
auf die unterschiedlichen Bedürf-
nisse der weltweiten Märkte kön-
nen wir genau die Modelle anbie-
ten, die unsere Kunden verlangen.
Die E-Klasse Hybride bieten ne-
ben einer deutlichen Verbrauchs-
reduzierung ein sehr beein-
druckendes Fahrerlebnis: Hybrid-
Fahren auf Premiumniveau.“

Moderater Aufpreis

Die neuen Modelle verlangen
von ihren Passagieren keinerlei
Einschränkungen im Platzange-
bot, weder im Innen- noch im

Kofferraum. Weitere Vorteile des
intelligenten modularen Hybrid-
konzeptes, einer umfassenden
Weiterentwicklung des seit 2009
zum klaren Marktführer seines
Segments avancierten Mercedes-
Benz S 400 HYBRID: An der
Karosserie sind keine Änderun-
gen notwendig, das Hybrid-Mo-
dul ist flexibel und modular auch
in weiteren Baureihen einsetzbar,
neben Diesel- und Benzinmodel-
len wird es auch Rechtslenkerva-
rianten geben. Dabei fällt der
Aufpreis moderat aus. Die neuen
Hybrid-Modelle feiern ihre Welt-
premiere bei der Detroit Motor
Show (14. bis 22. Januar 2012)
und kommen im Laufe des Jahres
auf den Markt. Der E 300 Blue-
TEC HYBRID ist zunächst für
den europäischen Markt vorgese-
hen, während der E 400 Hybrid
auf dem amerikanischen Markt
startet und später in weiteren Län-
dern wie Japan und China ange-
boten wird.

Innenminister Joachim Herrmann:

Übergabe der ersten „großen“
Feuerwehrführerscheine

Große Erleichterung für Freiwillige Feuerwehren, Rettungsdienste und THW

Innenminister Joachim Herrmann hat jüngst im Innenministe-
rium die ersten sogenannten „großen Feuerwehrführerscheine“
an Mitglieder Freiwilliger Feuerwehren, des BRK und der DLRG
übergeben. „Mit dieser Fahrberechtigung können nunmehr
Einsatzfahrzeuge der Freiwilligen Feuerwehren, der nach Lan-
desrecht anerkannten Rettungsdienste, des Technischen Hilfs-
werks und der sonstigen Einheiten des Katastrophenschutzes bis
zu 7,5 Tonnen von Inhabern der Fahrerlaubnisklasse B geführt
werden“, so Herrmann. „Damit haben wir die Einsatzfähigkeit
dieser wichtigen Organisationen gesichert.“

Auf maßgebliche Initiative
Herrmanns wurde bereits im
Jahr 2009 der sogenannte ‘’klei-
ne Feuerwehrführerschein’’ für
Einsatzfahrzeuge bis 4,75 Ton-
nen eingeführt. Im Sommer letz-
ten Jahres gelang es auf massi-
ves bayerisches Drängen hin, die
bundesgesetzliche Ermächti-
gung im Straßenverkehrsgesetz
auf 7,5 Tonnen auszuweiten.

Stärkung des Ehrenamts

Herrmann: „Das vorbildliche
ehrenamtliche Engagement ver-
dient nicht nur unser aller Dank,
sondern auch jede denkbare Un-
terstützung. Es war zwar kein
leichtes Unterfangen, für unsere
Freiwilligen Feuerwehren, die
nach Landesrecht anerkannten
Rettungsdienste, das Technische
Hilfswerk und die sonstigen Ein-
heiten des Katastrophenschutzes
diese Verbesserungen zu errei-
chen. Doch die Mühe hat sich in
jeder Hinsicht gelohnt.“ So kön-
nen in Bayern seit 1. September
2011 die betroffenen Organisa-
tionen selbst die Ausbildung und
Prüfung zum Erwerb der Fahr-
berechtigung für Einsatzfahrzeu-
ge und Gespanne bis 7,5 Tonnen
durchführen.

Für Alfons Weinzierl, den Vor-
sitzenden des Landesfeuerwehr-

verbandes, bedeutet „die Ein-
führung des Feuerwehrführer-
scheins bis 7,5 Tonnen und die
Möglichkeit der organisationsin-
ternen Ausbildung und Prüfung

weniger Kosten für die Kommu-
nen sowie weniger Bürokratie
für die Feuerwehren und damit
eine Stärkung des Ehrenamts“.

Ausbildungskonzept

Bernd Peterke, stellvertreten-
der Landesbereitschaftsleiter des
BRK, sowie Ulrike Scharf, Vor-
sitzende der Wasserwacht Bay-
ern, heben hervor, dass „hier alle
betroffenen Organisationen an
einem Strang gezogen haben und
die Unterstützung durch den In-
nenminister den entscheidenden

Beitrag geleistet hat“. Zugleich
übergaben beide Vertreter des
BRK ihr Ausbildungskonzept
zur neuen Fahrberechtigung dem
Innenminister.

Einsatzfähigkeit
wird aufrecht erhalten

Seit Umsetzung der europäi-
schen Führerscheinvorschriften
in deutsches Recht dürfen mit
der Pkw-Führerscheinklasse B
nur noch Fahrzeuge bis 3,5 Ton-
nen geführt werden. Viele Ein-
satzfahrzeuge der genannten Or-
ganisationen wiegen jedoch
mehr als 3,5 Tonnen. „Leider
hatte das zur Folge, dass gerade
unsere jungen Helferinnen und
Helfer diese Fahrzeuge mangels
Fahrerlaubnis nicht mehr führen
durften“, erinnert Herrmann.
„Da auf Dauer gesehen die Ein-
satzfähigkeit gefährdet war, be-
stand dringender Handlungsbe-
darf.“

Winterdienst:

Verwendung von Streusalz und
Splitt im städtischen Bauhof

Beispiel Garching bei München - Ökobilanz im Fokus

Im Bauhof wird zur Straßensicherung im Winter Streusalz und
Splitt verwendet. Auf Gehwegen darf kein Streusalz verwendet
werden. In der Regel wird im Bauhof eine Präventivstreuung
durchgeführt, um so wenig wie möglich Streustoffe zu verbrau-
chen. Im Normalfall werden hierfür 5 g pro Quadratmeter Salz
ausgebracht, diese Menge entspricht ca. 1,5 Teelöffel.

Die Streubreite wird immer
auf die Straßenbreite eingestellt
so dass kein Streusalz in den
Grünflächen landet. Durch die
optimale Einstellung der Streu-
menge und der Streubreite konn-
ten in den letzen Jahren keine
Salzschäden in den Grünflächen
festgestellt werden. Der Salzein-
satz durch moderne Räumfahr-
zeuge konnte in den letzten Jah-
ren so optimiert werden, dass
ökologische Belastungen auch
im Abwasser der Kläranlage
nicht registriert werden.

Ökobilanz Salz - Splitt

Splitt ist weder wirtschaftlich
noch ökologisch für kommunale
Straßen eine Alternative zu Auf-
tausalz. Für die Herstellung und
Ausbringung von abstumpfen-
den Streumitteln benötigt man
für den gleichen Einsatzzweck
einen dreifach höheren Ener-
gieaufwand als für Auftausalz.
Hinzu kommt noch ein erhebli-
cher Entsorgungsaufwand. Zu
diesem Ergebnis kommt eine
Studie der Hydrotox GmbH und
des Öko-Instituts e.V. zu einem
ökologischen Systemvergleich
verschiedener Streumittel.

Die im Auftrag des Umwelt-
bundesamtes durchgeführte Stu-
die bewertet den ökologischen
und wirtschaftlichen Nutzen von
chemischen Auftaumitteln auf
Formiat-Basis und Calcium/Ma-
gnesiumacetat im Vergleich zu
herkömmlichemAuftausalz, Cal-
ciumchlorid sowie abstumpfen-
den Streumitteln (z.B. Splitt) im
kommunalen Winterdienst.

Im ökologischen Vergleich der
Streu- und Enteisungsmittel wur-
de auch eine orientierende Ökobi-
lanz berücksichtigt. Organische
Auftaumittel und abstumpfende
Streumittel im Straßenwin-
terdienst weisen hinsichtlich

Primärenergieverbrauch, Treib-
hauspotential und Kosteneffizi-
enz deutliche Nachteile gegenü-
ber Auftausalz auf.

Bei Eis- und Reifglätte sind
abstumpfende Stoffe wirkungs-
los. Unfallanalysen bestätigen,
dass mit abstumpfenden Streu-
stoffen nicht das Maß an Ver-
kehrssicherheit erreicht werden
kann wie mit Auftausalz.

Im Gegensatz zum Auftausalz
beseitigen abstumpfende Stoffe
die Glätte nicht, sondern vermin-
dern die Glätte lediglich vorü-
bergehend. Der für den Brems-
weg und die Fahrstabilität maß-
gebende Kraftschluss zwischen
Fahrzeugrad und Fahrbahn wird
damit nur geringfügig verbes-
sert.

Probleme mit
abstumpfenden
Streustoffen

Hoher Streustoffbedarf, etwa
zehn- bis zwanzigfache Menge

Umweltgefährdung durch
Ablagerung von Streumaterial in
Grünbereichen

Aufhöhung von Seitenstrei-
fen und dadurch erschwerter
Wasserabfluss

Glasbruch und Lackschäden
durch hoch gewirbeltes Grob-
korn

Vorzeitiger Verschleiß der
Fahrbahnmarkierungen durch
schmirgelnde Wirkung

Verstopfen von Entwässe-
rungsanlagen, Einlaufschächten

und Rohrleitungen (Kanalisati-
on), hoher Reinigungs- und Ent-
sorgungsaufwand

Beeinträchtigung der Ver-
kehrssicherheit

Staubentwicklung mit Ge-
sundheitsgefährdung

Schwermetallgehalte
Entsorgungsprobleme (Son-

dermüll).
Die benötigte Menge pro

Flächeneinheit ist bei abstump-
fenden Stoffen im Vergleich zu
Auftausalz um mehr als das
Zehn- bis Fünfzehnfache größer.
Hinzu kommen eventuell erfor-
derliche Nachstreuungen, da der
Splitt nach Fahrzeugüberfahrten
aus der Rollspur geschleudert
wird. Entsprechend höher ist der
finanzielle Aufwand für Kauf,
Transport, Lagerung und Streu-
ung sowie der personelle Auf-
wand bei der Ausbringung und
Wiederaufnahme, denn letztlich
müssen die abstumpfenden Mit-
tel wieder aufgekehrt, entsorgt
und in einem Speziellen Entsor-
gungsfachbetrieb aufwendig
recycelt werden, da es sich hier
um Sondermüll handelt.

Genaue Abwägung

Die im Rahmen erstellte Öko-
bilanz hat gezeigt, dass die Salz-
streuung mit Blick auf die ökobi-
lanzrelevanten Belastungen (En-
ergie- und Wasserbedarf, Luft-
und Wasseremissionen, Abfall-
mengen) deutlich besser als die
Splittstreuung abschneidet. Der
Winterdienst der Stadt Garching
wägt den Einsatz von Streusalz
und Splitt sehr genau ab und
geht mit beiden Mitteln sehr ver-
antwortungsvoll um. Die Stadt
bittet zum Beispiel die Grund-
stückseigentümer, ebenfalls mit
Streumitteln sorgsam umzuge-
hen.

Vorbildliche Arbeit

„Die Leistungsbereitschaft der
Bauhofmitarbeiter ist enorm.
Die Mitarbeiter im Bauhof lei-
sten jedes Jahr beim Winter-
dienst eine vorbildliche, enga-
gierte und sehr gewissenhafte
Arbeit. Mir ist bewusst, dass

mehr nicht mehr geht.“, so Bür-
germeisterin Hannelore Gabor
über die jährlichen Winterdienst-
einsätze des Bauhofs. Für die 15
Mitarbeiter gilt es Straßen
und Wege von insgesamt 340 km
tagtäglich schnellstmöglich zu
räumen, damit diese bis zum ein-
tretenden Berufsverkehr halb-
wegs befahr- bzw. begehbar
sind.

Abgestufte Prioritäten

Von der Olympia-Schießanla-
ge im Süd-Westen bis kurz vor
Dietersheim im Nord-Osten er-
streckt sich das ca. 28,16 qkm
große Stadtgebiet von Garching
und damit auch das öffentliche
Straßen- und Wegenetz, die das
Bauhofpersonal vom Schnee be-
freien muss. Dazu stehen 4
große und 5 kleine Räum- und
Streufahrzeuge zur Verfügung.
Die Mitarbeiter, die diese Fahr-
zeuge nicht besetzen, machen
sich als Handräumpersonal auf,
um wichtige Fußgängerüberwe-
ge begehbar zu machen. Um
3.30 Uhr beginnt der Dienst.

Zuerst werden die Straßen der
Kategorie 1 geräumt. Das ist, je
nach Schneefall, bis 6 oder 7 Uhr
in der Früh geschafft, dann folgt
das Räumen und Streuen der
Straßen mit Kategorie 2 sowie
der Bürger- und Rathausplatz.
Werden die gesetzlich vorge-
schriebenen Ruhezeiten nicht
überschritten folgen dann die
Straßen mit Kategorie 3. Gegen
Mittag sind dann die Straßen und
Wege soweit geräumt und – falls
erforderlich – auch gestreut, wie
es vom Gesetzgeber verlangt
wird.

Bei anhaltenden Schneefällen
rückt das gleiche Personal nach
einer Pause am Spätnachmit-
tag wieder aus, so dass mehre-
re 11-Stunden-Arbeitstage am
Stück keine Seltenheit sind.
Ein Schicht-Betrieb ist aufgrund
derdünnenPersonaldeckedesGar-
chinger Bauhofs nicht möglich.

Bauhofleiter Helmut Medel ist
dennoch guter Dinge. Sein Team
ist sehr motiviert und der Groß-
teil der Garchinger Bevölkerung
ist auch entgegenkommend.



Erhältlich lose ab
Kompostieranlagen,
Grüngutannahmestellen
od. Erdenwerk.

• Gartenkompost/Rasenfit
• Pflanzerde/Kulturerde
• Rindenmulch
• Rollrasenuntersubstrat
• Sportplatzerde
• Gartenerde/Blumenerde
• Baumsubstrate A + B
• Rasengittersubstrat
• Schotterrasensubstrat
• Rasentragschichten u. a.

Ein Kommunalunternehmen des ZAW Donau-Wald

Erden aus dem Bayerischen Wald
Größte Auswahl

kleinste Preise!

Info-Telefon: 09903/920-170
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Der Arbeitskreis traf sich in Freising.

Neuer Arbeitskreis:

Friedhofsentwicklung &
Friedhofsgestaltung Bayern
„Die Entscheider in Sachen Friedhof in den Kommunen meinen
es meist gut, wissen oft aber gar nicht, was sie tun. Das Ergebnis in
der heutigen Verwaltungs- und Planungsarbeit auf den bayeri-
schen Friedhöfen ist meist mehr vom Zufall geprägt, als das ein
erkennbares Planungs- und Entwicklungskonzept vorliegt.“ Zu
diesem Schluss gelangt man zwangsläufig, wenn man mit wachem
Auge die Entwicklungen auf unseren Friedhöfen verfolgt. Hinzu
kommt der Wandel in der Bevölkerung, die Sorge vor ausufern-
den Kosten angefangen bei der Bestattung über die Gebühren,
das Grabmal bis hin zu einer vermeintlich teuren Grabpflege.

Wer keinen Friedhofsgärtner
beauftragen kann, den plagt zu-
sätzlich die Angst vor einer unge-
pflegten Grabstätte. Die Selbst-
verständlichkeit „Friedhof“ erhält
zunehmend Konkurrenz durch
Alternativangebote, wie Anony-
me Bestattungen, Kolumbarien

oder gar Bestattungen fern der be-
stehenden Friedhöfe im Wald, auf
der Alm oder auf hoher See und
vielen anderen Varianten mehr.

Angesichts dieser Situation ha-
ben die Bayerische Gartenakade-
mie und die TBF Treuhandgesell-
schaft bayerischer Friedhofsgärt-

ner mbH die Initiative ergriffen
und den Arbeitskreis Friedhofs-
entwicklung & -gestaltung Bay-
ern ins Leben gerufen. Alle am
Friedhof interessierten Berufs-
gruppen aus Bayern wurden zu
einem ersten Austausch nach
Freising eingeladen. Gastgeber
Dr. Andreas Becker (Bayerische
Gartenakademie) konnte gemein-
sam mit Thorsten Baege (TBF)
die Vertreter folgender Institutio-
nen begrüßen:

Evangelisch-lutherische Kir-
che Bayern

Verband der Kreisfachberater
für Gartenkultur und Landespfle-
ge Bayern e.V.

Eigenheimerverband Bayern
e.V.

Staatliche Forschungsanstalt
für Gartenbau, Weihenstephan

Bayerische Gartenakademie
an der Bayerischen Landesanstalt
für Weinbau und Gartenbau
(LWG)

Landesverband bayerischer
Kleingärtner e.V.

Bayerischer Gärtnereiverband
e.V. (Fachgruppe Friedhofsgärt-
ner)

TBF Treuhandgesellschaft
bayerischer Friedhofsgärtner
mbH

Bestatterverband Bayern e.V.
Fachverband Deutscher Flori-

sten (LV Bayern)
Bayerischer Städtetag
LIV des bayerischen Stein-

metz- und Steinbildhauerhand-
werkes

Verband Wohneigentum Lan-
desverband Bayern e.V.

Veränderte Landschaft

Das Eingangsreferat von Kreis-
fachberater Franz Kraus zeigte
anschaulich die Entwicklungen
auf den bayerischen Friedhöfen.
Der Weg geht weg von den Tradi-
tionen einer gewachsenen Fried-
hofskultur und folgt den Einflüs-
sen einer Gesellschaft mit zuneh-
mender Pluralität und Anonym-
ität. Die Vielfalt der Religionen,
das Verdrängen des Todes aus
dem Bewußtsein sowie steigende

Landesgartenschau Bamberg 2012:

Attraktive Landkreisprojekte
Am 26. April 2012 öffnet die Bayerische Landesgartenschau in
Bamberg ihre Pforten und auf der ERBA-Insel blüht das Erle-
ben: ein Picknick auf den Pyramidenwiesen, Wasserspaß im
ökologischen Vorzeigeprojekt Fischpass, Spielen mit dem
Sams, Konzertabende, Theaterstücke und mehr als 2.000 Ver-
anstaltungen an 165 Tagen.

Für das Jahr der Landesgar-
tenschau hat der Landkreis
Bamberg ein attraktives Pro-
grammpaket geschnürt, das op-
timal die Angebote von Stadt
und Gartenschau ergänzt. Besu-
cher aus Nah und Fern lädt es
zum Verweilen und natürlich
zum Wiederkommen ein.

Bis zum 7.Oktober verteilen
sich zehn Attraktionspunkte,
ausgehend von dem Gelände
der Landesgartenschau, strah-
lenförmig über den Landkreis
Bamberg. An diesen Orten fin-
det der Gartenschaubesucher
ein reichhaltiges Angebot aus
den Themenfeldern Gartenbau,
Naturschutz, Kultur, Geschichte
und Tourismus, begleitet von ei-
nem abgestimmten Rahmenpro-
gramm. Damit wird der Akti-
onsradius der Gartenschaubesu-
cher erweitert und die Region
Bamberg – Stadt und Landkreis
– als Einheit erlebbar.

Gartenanlage
Schloss Seehof

Vor den Toren Bambergs lädt
die Gartenanlage Schloss See-
hof, eine ehemals fürstbischöfli-
che Sommerresidenz, mit ihrem
weitläufigen Park zum Besuch
ein. Eine besondere Attraktion
des einst reich ausgestatteten Ro-
kokogartens stellt die 1772 ge-
schaffene Kaskade mit ihrem ex-
travaganten Wasserspiel dar. Im
Norden der Gartenanlage befin-
den sich die von Balthasar Neu-
mann geplanten Orangeriegebäu-
de mit dem Memmelsdorfer Tor.
Die großzügige Anlage der Dop-
pelorangerie diente im 18. Jahr-
hundert als Winterquartier für
exotische Gewächse, insbeson-
dere für kostbare Zitruspflanzen,
wie zum Beispiel Pomeranzen.
Das östliche Orangeriegebäude
wird heute wieder zu diesem
Zweck genutzt.

Orangerieparterre

Als externes Projekt zur Gar-
tenschau wird das Orangeriepar-
terre wiederbelebt: 168 Pomeran-
zen- und Orangenbäume werden
im Sommerhalbjahr wieder an
jenem Ort aufgestellt, den bereits
der Bamberger Fürstbischof
Adam Friedrich von Seinsheim
vor rund 250 Jahren für seine Zi-
truspflanzen ausgewählt hatte.

Das historische Ensemble
Kloster und Abteigarten Ebrach
einschließlich der sanierten
Gartenanlagen offeriert dem
Besucher wiederum ein beson-
deres Erlebnis von Kultur und
Natur, eingebettet in den Natur-

park Steigerwald. Die 1285 fer-
tig gestellte Kirche des ehemali-
gen Zisterzienserklosters zählt
zu den bedeutendsten frühgo-
tischen Bauwerken Deutsch-
lands. Im Barock durch reiche
Stuckausstattung ergänzt, bildet
sie heute das Zentrum der eben-
falls zur Zeit des Barock ausge-
bauten weitläufigen Klosteran-
lage.

Bauernmuseum
in Frensdorf

Das Bauernmuseum Bamber-
ger Land in Frensdorf bietet ei-
nen Einblick in die bäuerliche
Lebens- und Arbeitswelt um
1920. Ländliche Wohnkultur
wird im original eingerichteten
Wohnhaus sichtbar, Sonderaus-
stellungen informieren über
kulturgeschichtliche Themen.
Der Museumsgarten zeigt histo-
rische Nutzpflanzen und bunt
blühende Staudenbeete des
klassischen Bauerngartens. Da-
neben macht er historische Be-
wirtschaftungsformen sichtbar
und dient in der regen Museums-
pädagogik als Erlebnisfeld zur
Erfahrung der Sinne. Die be-
nachbarte Museumsgaststätte
Schmaus wartet mit fränkischen
Spezialitäten aus regionalen
Produkten auf.

Obstsortenanlage Lauf

Die heimische Obstbaukultur
zu bewahren ist Ziel des Kreis-
verbands für Gartenbau und
Landespflege Bamberg. Auf der
Obstsortenanlage Lauf wachsen
300 Apfel- und Birnensorten,
die an Klima und Böden in
Franken angepasst sind. Diese
Vielfalt lädt nicht nur im Herbst
zum Staunen ein, auch im Früh-
jahr und Sommer ist die Obst-
wiese ein Freizeiterlebnis. Ein
neu gestalteter Lehrpfad wird
ab 2012 durch diesen besonde-
ren Obstgarten führen und über
die Verwendung der alten und
neuen Sorten informieren.

Im Mittelpunkt des Flusspa-
radieses Franken stehen Main
und Regnitz als europäisches
Naturerbe. Diese Flüsse geben
der Landschaft ihren eigenen,
unverwechselbaren Charakter.
Mit dem Rad durch die weiten
Flussauen fahren, mit dem Ka-
nu in die Wasserwelt des Mains
eintauchen, zu Fuß das Wech-
selspiel von Stadt und Fluss in
der Welterbestadt Bamberg er-
kunden, der Natur in den EU-
LIFE-Natur-Projekten Mainaue
und Oberes Maintal ganz nah
kommen oder sich auf Spuren-

suche am Ludwig-Donau-Main-
Kanal begeben. Das Flusspara-
dies Franken führt Sie auf reiz-
vollen Wegen zum Wasser hin
und - wie an der Fähre Pettstadt
- über das Wasser hinweg. Kul-
tur, Natur, regionale Spezialitä-
ten, Freizeit und Wellness lie-
gen im Main- und Regnitztal
nur einen Kieselsteinwurf von-
einander entfernt.

Kunst einmal anders: Inmit-
ten einer reizvollen Landschaft
spazieren die Besucher auf den
Skulpturenwegen im Ellertal
von Skulptur zu Skulptur. Eine
Freilandausstellung der beson-
deren Art zeigt größtenteils
Kunstwerke, die im Rahmen
von Künstlersymposien entstan-
den. Einige von ihnen gastieren
nur für begrenzte Zeit zwischen
Lohndorf und Tiefenellern.
Natürlich gehört zum Erleben
von Kunst und Natur auch die
anschließende Einkehr in der
gemütlichen fränkischen Gas-
tronomie.

Burganlage Giechburg

Die imposante Burganlage
Giechburg lockt mit atembe-
raubenden Ausblicken über die
Landschaft. Als Tor zum Land-
kreis Bamberg bildet die mar-
kante Silhouette der Giechburg
das Gegenstück zu den sieben
Hügeln der Weltkulturerbe-
stadt. Kunst und Kultur haben
ihren Raum im Burgfried. Der
nahe Gügel, eine auf einem
Felsen erbaute Wallfahrtskir-
che aus dem 17. Jahrhundert,
lädt zu einem Spaziergang
durch die intakte Kulturland-
schaft ein.

Durchatmen, entspannen oder
aktiv sein – der Markt Heiligen-
stadt bietet attraktive Übernach-
tungsmöglichkeiten und viele
Freizeitattraktionen. Als Ur-
laubsparadies im Zentrum der
Fränkischen Schweiz ist die Ju-
ragemeinde Ausgangspunkt für
Wander- und Fahrradausflüge,
ebenso wie attraktives Revier
für Kletterer. Das Tal der Lein-
leiter mit der romantischen
Heroldsmühle, die Burg Grei-
fenstein und ihre imposante
Lindenallee laden ein, versteck-
te Schätze zu entdecken.

Das Bayerische Umweltmini-
sterium fördert die Landesgar-
tenschau in Bamberg mit 3,6
Millionen Euro, zusätzliche
900.000 Euro gibt es für die neu
entstehende Parkanlage auf der
ERBA von der Europäischen
Union. Oberbürgermeister Star-
ke hob hervor, dass die gene-
rierten Fördergelder und die da-
mit verbundenen Investitionen
dauerhaft in der Stadt verblei-
ben und so „die Lebensqualität
der Bürgerinnen und Bürger
Bambergs weiter steigern wer-
den.“ DK

Kosten nach dem Sterben ver-
ändern die Friedhofslandschaft.

Gleiches attestierte Andreas
Mäsing aus Gelsenkirchen in sei-
nem Vortrag. Als Vorsitzender im
VFFK (Verein zur Förderung der
deutschen Friedhofskultur e.V.)
steht bei ihm nicht nur Bayern
im Fokus, sondern die ganze
Friedhofs- und Bestattungskultur.
Skurrile Bestattungen wie die am
Stadion von Ajax Amsterdam
oder der Urne im niederländi-
schen Wohnzimmerschrank neh-
men zu. Die Trauer um einen
verstorbenen Menschen ist teils
geringer als die um die verstor-
bene Katze. Viele Beispiele
mehr nutzte Andreas Mäsing,
um die Anwesenden zu ermuti-

gen, rechtzeitig aktiv zu werden
und zu tun was möglich ist, um
die Friedhofskultur zu erhalten
oder zumindest maßgeblich bei
der Weiterentwicklung einge-
bunden zu sein.

Nach ausgiebigem Austausch
der Positionen und Interessen al-
ler Anwesenden konnte zügig die
weitere Vorgehensweise abge-
stimmt werden.

Leitfaden als Medium

Wesentliches Ziel des Arbeits-
kreises ist, den Friedhof wieder
mehr in die Öffentlichkeit zu
rücken, dem Friedhof wieder
mehr Bedeutung zukommen zu
lassen. Medium dazu wird die
Schaffung einer Art Leitfaden für
den „grünen & bürgerfreundli-
chen Friedhof in Bayern“. Der
Arbeitskreis wird etwa 2-3 mal
pro Jahr tagen und bis voraus-
sichtlich 2013 Ergebnisse erarbei-
tet haben. Diese werden über die
beteiligten Institutionen kommu-
niziert. In geeigneter Weise wer-
den außerdem die Politik bzw. die
zuständigen Ministerien im Frei-
staat in die Arbeit eingebunden.

Für Thorsten Baege (TBF)
schon jetzt das wichtigste Ergeb-
nis der vergangenen Sitzung:
„Wir bauen für Bayern den ersten
echten Austausch aller am Fried-
hof interessierten Institutionen
auf. Die Kontakte und der Aus-
tausch untereinander sind wesent-
lich. So bauen wir ein gutes Netz-
werk Friedhof im Freistaat Bay-
ern auf.“

Daimler und Google :

Intensivierung der
strategischen Partnerschaft
Im Rahmen der International Consumer Electronics Show
(CES) haben Daimler und Google eine Intensivierung ihrer
bisherigen Partnerschaft verkündet. Damit erhält Daimler di-
rekten Zugang zu „Google Maps API for Business“, den
Schnittstellen für automobile Anwendungen (Application Pro-
gramming Interfaces, APIs) für die Nutzung von cloud- und
kartenbasierten Diensten. Darüber hinaus kann der Stuttgar-
ter Automobilhersteller dadurch frühzeitig auf künftig ent-
wickelte APIs zugreifen. Mit den bereits existierenden APIs wie
Google Maps und Places kommen Mercedes-Benz Kunden in
den Genuss zahlreicher Services.

Der Schulterschluss mit Goo-
gle ermöglicht es Daimler, Goo-
gle Maps für Kartenanwendun-
gen im Fahrzeug zu nutzen und
hilfreiche Kartenfunktionen in
Mercedes-Benz Pkw schnell und
nahtlos zu integrieren. Durch die
direkte Integration innovativer
Google-Produkte kann Merce-
des-Benz die Einführung aktuell-
ster Technologien im Automobil
noch beschleunigen.

Lange Tradition innovativer
Telematik-Lösungen

Innovative Telematik-Lösun-
gen auf den Markt zu bringen hat
bei Daimler eine lange Tradition.
So hat das Unternehmen bei der
Markteinführung des Mercedes-
Benz SLS AMG Roadster im

Herbst 2011 seine technologi-
sche Führungsrolle mit dem Te-
lematik-System AMG Perfor-
mance Media erneut bewiesen:
das Unternehmen wurde für das
auf dem Android-Betriebssy-
stem von Google (AndroidTM)
basierende System mit dem „In-
ternational CES Innovations
2012 Design and Engineering
Award“ ausgezeichnet.

Google und Daimler arbeiten
bereits seit Jahren in enger Part-
nerschaft zusammen. So brachte
Daimler schon 2007 als erster
Automobilhersteller in den
USA die Google-Funktionalität
„Send-to-Car“ ins Fahrzeug.
Mercedes-Benz Kunden in den
USA können so Ziele aus Goo-
gle Maps benutzerfreundlich
ans Fahrzeug senden und dort

in die Navigation übernehmen.
Seit 2011 bietet Mercedes-

Benz mit COMAND Online ein
Telematiksystem mit cloud-ba-
sierten Mercedes-Benz Apps,
das unter anderem die Integrati-
on von Google Street View, Pan-
oramio und die lokale Suche in
die meisten Mercedes-Benz Pkw
ermöglicht. Auch ist es mit CO-
MAND Online erstmals mög-
lich, individualisierte Routen via
Google Maps direkt ins Auto zu
übertragen. Im zweiten Quartal
2012 werden all diese Funktio-
nalitäten mit mbrace2 auch für
Mercedes-Benz Kunden in den
USA verfügbar sein.

http://www.erdenprofis.de
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Schienenkonferenz der vbw:

PPP-Pilotprojekte
beim Bahnbau in Bayern

Zeil: „Mehr Weichen für die Schiene und weniger Prellböcke“

Bayern fordert Perspektiven für PPP-Modelle beim Bahnbau.
Bayerns Verkehrsminister Martin Zeil hat jüngst bei einer
Schienenkonferenz der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft
vbw eine Lanze für öffentlich-private Partnerschaften im Schie-
nenbereich gebrochen. Er fordert von Bund, DB AG und der
Privatwirtschaft ein gezieltes Vorgehen. „Trotz aller Bemühun-
gen der Bundesregierung werden wir bundesweit den Investiti-
onsstau bei der Verkehrsinfrastruktur nur meistern können,
wenn auf allen Ebenen und Bereichen mehr Aufgeschlossenheit
für alternative und innovative Finanzierungsformen entsteht.
Das gilt insbesondere für die Schieneninfrastruktur, wo wir in
Deutschland in Sachen PPP noch nicht einmal in den Kinder-
schuhen stecken. Bayern ist als Bahnland Nr. 1 mit seiner Wirt-
schaftsstärke wie Leistungsfähigkeit prädestiniert und reif für
ein Pilotprojekt“, verkündet Zeil seine Bereitschaft an die Adres-
se von Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer.

„Ich habe das Gefühl, bei PPP
im Schienensektor gibt es bisher
ein Zuviel an Prüfungsangst und
mehr Prellböcke als Weichen.
Wir brauchen daher für PPP bei
der Bahninfrastruktur mehr
BBB-Mentalität“, so Zeil. BBB
steht dabei für Bewusstsein, Be-
reitschaft und Bekenntnis. Für
den Minister wird der Erfolg von
PPP-Modellen auf der Schiene
entscheidend davon abhängen,

dass die richtigen Leistungsan-
reize gestellt werden. „Dann
könnten unsere Bürger und unse-
re Wirtschaft bessere Bahnver-
bindungen nicht nur zeitlich sehr
viel früher nutzen, sondern sie
auch effizienter gebaut bekom-
men“, meint Zeil. Insbesondere
beim Ausbau stark frequentierter
Güterverkehrsstrecken im Frei-
staat sieht Bayerns Verkehrsmi-
nister gute Ansatzpunkte, zumal

für den Güterverkehr der größte
Zuwachs auf der Schiene mit na-
hezu 50 Prozent bis zum Jahr
2025 im Freistaat prognostiziert
wird und dies damit für private
Investoren attraktiver wäre.

Wachsende
Verkehrsbelastung

Vor dem Hintergrund der
wachsenden Verkehrsbelastung
auf der Schiene bedauert Zeil die
Verzögerungen bei der Planung
der Brenner-Zulaufstrecke zwi-
schen München und Rosenheim:
„Die geplante Unterzeichnung
einer Ressortvereinbarung zwi-
schen Deutschland und Öster-
reich wäre ein dringend notwen-
diger Schritt gewesen, endlich in
die konkrete Ausbauplanung des
Brenner-Nordzulaufs einzustei-
gen.“ Mit derAbsage des Termins
auf Bitte Österreichs trete nun-
mehr eine weitere zeitliche Ver-
schiebung ein, die aufgrund der
großen verkehrlichen Bedeutung

der Strecke für den alpenqueren-
den Verkehr kritisch sei. In die-
sem Zusammenhang betont Ver-
kehrsminister Zeil auch die hohe
Bedeutung einer frühzeitigen
Einbindung der Betroffenen in
den Planungsprozess. Nur so
könne ein Projekt in einem sol-
chen Umfang erfolgreich zu ei-
nem positiven Abschluss ge-
bracht werden. „Ich werde mich
im Rahmen meiner Möglichkei-
ten dafür einsetzen, dass die be-
troffenen Kommunen eng in den
Planungsprozess und die Trassen-
findung eingebunden werden“,
hebt Zeil hervor.

Die vbw hatte im Rahmen ihrer
Vortragsreihe ‚Vorsprung Bay-
ern’ Vertreter der bayerischen
Transport- und Bauwirtschaft so-
wie politische Multiplikatoren zur
Veranstaltung mit dem Titel
‚Neue Perspektiven für die
bayerischen Schienenwege’ nach
München geladen. Neben Mini-
ster Zeil referierten vor rund 100
Besuchern dort noch vbw-Haupt-
geschäftsführer Bertram Bros-
sardt, Bayerns Bahnchef Klaus-
Dieter Josel, der Vizepräsident
des Bayerischen Bauindustrie-
verbandes Josef Geiger, der Prä-
sident des Landesverbandes
Bayerischer Transport- und Logi-
stikunternehmen Hans Wormser
und Heike Höhnscheid von der
Landesgruppe Bayern des Ver-
bandes Deutscher Verkehrsunter-
nehmen.

Mehr Züge auf der
Donautalbahn und
nach Nördlingen

Freistaat verbessert Bahnangebot
im nördlichen Schwaben und nördlichen Oberbayern

Die Fahrgäste in Schwaben durften sich auf Verbesserungen im
Bahnland Bayern freuen. Im Dezember 2011 trat der Jahres-
fahrplan 2012 in Kraft, der den Bahnreisenden eine ganze Reihe
von Neuerungen bietet. Die Bayerische Eisenbahngesellschaft
(BEG), die den Regionalverkehr im Auftrag des Freistaats plant,
finanziert und kontrolliert, bestellte bei agilis auf der Donautal-
bahn und beim Fugger-Express zusätzliche Fahrten.

Im Donautal bietet agilis im
Auftrag des Freistaats zwischen
Regensburg und Ingolstadt mit
dem Start der zweiten Betriebs-
stufe des Wettbewerbsprojekts
„E-Netz Regensburg“ ein ver-
bessertes Angebot: Durch eine
neue zweistündliche Expressver-
bindung am Wochenende von
Regensburg über Ingolstadt und
Donauwörth nach Ulm können
Fahrgäste die über 200 Kilome-
ter lange Strecke in gut zweiein-
halb Stunden zurücklegen.

Expresszüge

Die Expresszüge sind somit
fast eine Stunde schneller als die
überall haltenden Regionalzüge.
Die zweistündlich verkehrenden

Wochenend-Expresszüge zwi-
schen Regensburg und Ulm hal-
ten in Regensburg-Prüfening,
Sinzing, Saal, Abensberg, Neu-
stadt, Ingolstadt, Neuburg (Do-
nau), Unterhausen, Burgheim,
Rain, Donauwörth, Dillingen,
Lauingen, Günzburg sowie Neu-
Ulm.

Schnellerer
Anschluss

Ergänzend verkehrt agilis am
Wochenende jede zweite Stunde
zwischen Neufahrn, Regensburg
und Ingolstadt mit Halt an allen
Stationen. In Ingolstadt besteht
Anschluss an die agilis-Regio-
nalzüge über Donauwörth nach
Ulm. Über den Umsteigepunkt
Regensburg-Prüfening erhalten
auch die Orte der agilis-Linie
Neumarkt – Regensburg zwei-
stündlich einen schnellen An-
schluss Richtung Ulm. Darüber
hinaus bestellt die Bayerische
Eisenbahngesellschaft an den
Wochenenden im Sommerhalb-
jahr einen Radlzug von Ulm
über Regensburg nach Passau
und zurück.

Pendlerangebote

An Werktagen profitieren
Fahrgäste zusätzlich zum Stun-
dentakt von drei schnellen Ex-
presszugpaaren zwischen Re-
gensburg und Ulm. Für Pendler
ab Saal in Richtung Ingolstadt
verdichtet die Bayerische Eisen-
bahngesellschaft das Angebot
früh morgens zu einem Halb-
stundenrhythmus. Mit etwa
halbstündlichen Abfahrten z. B.
ab Neustadt erreichen Pendler
nicht nur den Arbeitsort Ingol-
stadt, sondern dort auch die
halbstündlich verkehrenden Zü-
ge Richtung München und
Nürnberg.

Betriebszeitausdehnung

Erfreulich ist auch die Aus-
dehnung der Betriebszeiten auf
der gesamten Donautalbahn bis
mindestens 23 Uhr. Die bisheri-
ge Spätverbindung von Regens-
burg um 23:11 Uhr wird über
Saal hinaus nach Abensberg und
Neustadt verlängert. In den
Nächten von Freitag auf Sams-
tag und Samstag auf Sonntag
wird dieser agilis-Zug in Ab-
stimmung mit der Region erst
um 00:25 Uhr in Regensburg
Richtung Neustadt losfahren. In
Ingolstadt fährt der letzte Zug
nach Neuburg (Donau) am Wo-
chenende um 00:38 Uhr ab, so-
dass auch Abendveranstaltungen
in München ohne Zeitdruck be-
sucht werden können (Abfahrt
München Hbf 23:29 Uhr).

Anbindung an München

Zum Fahrplanwechsel verbes-
serte der Freistaat das Zugange-
bot nach Nördlingen. Mit zwei
zusätzlichen Zügen je Richtung
zwischen Nördlingen und Do-
nauwörth rückt Nördlingen noch
enger an Augsburg und Mün-
chen heran. Am Morgen verkeh-
ren die zusätzlichen Züge um
06:00 Uhr und 06:39 Uhr ab
Nördlingen. Der spätere dieser
Züge fährt auf Bestellung des
Verkehrsministeriums Baden-
Württemberg bereits ab Aalen
(Abfahrt 06:03 Uhr).

Sabine Beck (Regierung von Schwaben) übergab den Planfest-
stellungsbeschluss zum Augsburger Hauptbahnhof an (v. l.)
Karl-Heinz Ferstl, DB Station und Service, Augsburgs Ober-
bürgermeister Dr. Kurt Gribl, Stadtwerke-Geschäftsführer Nor-
bert Walter und Axel Boss, DB Netz.

Augsburger Hauptbahnhof:

Der Grundstein für den Umbau
Planfeststellung nach nur 16-monatigem Verfahren übergeben

Für den Umbau des Augsburger Hauptbahnhofs zum modernen
und leistungsfähigen Drehkreuz, das den Schienenregional und -
fernverkehr optimal mit der Straßenbahn verknüpft, hat die Re-
gierung von Schwaben den Planfeststellungsbeschluss jüngst an
die Stadtwerke Augsburg und ihre Partner, Stadt Augsburg, DB
Netz und DB Station und Service übergeben. „Dies ist ein guter
Tag für den Standort Augsburg und die Bürger in der Stadt und
der gesamten Region“; sagte Augsburgs Oberbürgermeister Dr.
Kurt Gribl. „Damit ist der Grundstein für den Umbau des
Hauptbahnhofs gelegt“, erklärte der Geschäftsführer der Stadt-
werke Augsburg, Norbert Walter.

Durch eine neue Straßenbahn-
haltestelle direkt unter den Bahn-
steigen der Deutschen Bahn wird
eine optimale Verknüpfung des
städtischen ÖPNV mit dem
überörtlichen Schienenverkehr
geschaffen. „Das setzt die Mobi-
lität inAugsburg und in der Regi-
on auf völlig neue Gleise“, so
Walter. „Wir bauen hier für den
öffentlichen Verkehr der Zu-
kunft, für die nächsten Genera-
tionen.“ Der Ausbau des Regio-
Schienentaktes durch die Bahn
und die neue Situation am Haupt-
bahnhof mit kurzem, bequemem
und barrierefreiem Umsteigen
werde das Mobilitätsverhalten in
Stadt und Region nachhaltig ver-
ändern.

Optimale Verknüpfung

„Nach der Eröffnung der vier-
gleisigen Bahnstrecke zwischen
Augsburg und München vor we-
nigen Tagen ist der Planfeststel-
lungsbeschluss eine weitere
Frohbotschaft für Augsburg“,
sagte OB Dr. Gribl. „Jetzt sind
die Weichen gestellt, daran ha-
ben wir lange gearbeitet“, so der
OB. Mit der hervorragenden
überregionalen Schienenanbin-
dung an der Ost-West-Magistra-
le und einer künftig optimalen
Verknüpfung von Regional- und
Nahverkehr sei die Wirtschafts-
region beim öffentlichen Perso-
nenverkehr exzellent aufgestellt.
„Zusätzlich gestalten wir mit
dem Umbau des Königsplatzes,
der Fußgängerzone und der Ma-
ximilianstraße im Rahmen von
projekt augsburg city die Innen-
stadt zu einem attraktiven Zen-
trum mit hoher Aufenthaltsqua-
lität“, so OB Dr. Gribl. „Was in
Augsburg städtebaulich passiert,
sucht seinesgleichen.“

Investitionen

Axel Boss, Leiter Produktions-

durchführung Augsburg der DB
Netz AG: „Die Deutsche Bahn
investiert in die Nah- und Fern-
verkehrsverbindungen im Augs-
burger und Allgäuer Raum.
Wichtige Projekte konnten vor
wenigen Tagen an den Verkehr
übergeben werden. Nun ist der er-
ste Schritt bei einem weiteren
großen Projekt vollbracht, wenn-
gleich noch großeAnstrengungen
vor uns liegen. Dazu gehören
auch die noch zu vereinbarenden
finanziellen Regelungen zwi-
schen Stadt und Bahn. Wir
blicken also gleichzeitig auf meh-
rere wichtige Vorhaben, denn
auch von einer Elektrifizierung
München-Lindau wird die ge-
samte Region Vorteile haben.“

Mit dem rund 100 Millionen
Euro teuren Umbau wird die
Straßenbahn in einem Tunnel un-
ter die Bahnsteige des Haupt-
bahnhofs geführt. Die Straßen-
bahnhaltestelle im zweiten Unter-
geschoß ist barrierefrei mit Auf-
zügen, Rolltreppen und Treppen
mit der darüber liegenden soge-
nannten „Verteilerebene“ und
weiter mit den Bahnsteigen ver-
bunden. Baubeginn ist im Som-
mer 2012 im Osten, auf der Seite
des Bahnhofsvorplatzes; im Be-
reich der Halder- und Viktoria-
straße wird zunächst die Tunnel-
rampe erstellt. Nach Fertigstel-
lung der Detailpläne soll mit dem
Straßenbahntunnel unter den
Bahngleisen ab 2014 begonnen
werden. Das Projektende ist für
spätestens 2019 geplant.

Bahnhofsvorplatzgestaltung

Drei Straßenbahnlinien wer-
den künftig die Haltestelle unter
dem Bahnhof anfahren. Gleich-
zeitig wird durch einen, unter
dem Bahngelände durchgehen-
den Fußgängertunnel parallel zu

den Straßenbahngleisen, Augs-
burgs Westen mit der Innenstadt
verbunden. Und im Zuge des
Umbaus wird auch der Bahn-
hofsvorplatz neu gestaltet.

Mobilitätsdrehscheibe

Der Umbau des Hauptbahn-
hofs ist der bedeutendste Bau-
stein des Gesamtprojekts Mobi-
litätsdrehscheibe mit fünf Teil-
projekten. Vor einem Jahr wurde
bereits die neue Straßenbahnlinie

6 in Betrieb genommen, mit dem
Umbau des innerstädtischen
Nahverkehrsknotenpunktes Kö-
nigsplatz wurde in diesem Jahr
begonnen. Geplant sind weiter-
hin eine neue Straßenbahnlinie 5
und die Verlängerung der Linie
1. Insgesamt umfasst die Mobi-
litätsdrehscheibe eine Investiti-
onssumme von rund 250 Millio-
nen Euro. Bund und Land för-
dern das Projekt aus dem GVFG
mit dem Höchstsatz von 83 Pro-
zent.

vbw fordert mehr Investitionen
in das Verkehrsnetz

Auf einer Veranstaltung der vbw – Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft e. V. zur Zukunft der Schiene im Freistaat
forderte vbw Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt mehr
Investitionen in die bayerische Infrastruktur: „Als Export-
land und Flächenstaat mitten in Europa ist Bayern auf ein
hoch leistungsfähiges Verkehrsnetz angewiesen. Wir müssen
unsere Land-, Luft- und Wasserwege erhalten und bedarfsge-
recht ausbauen, denn ein starker Wirtschaftsstandort
braucht eine starke Verkehrsinfrastruktur“

Laut Brossardt gilt es, erhebliche Engpässe und Mängel an Bay-
erns Straßen, Brücken und Schienen rasch zu beseitigen. Der vbw
Hauptgeschäftsführer wies zudem darauf hin, dass die jetzige Ver-
kehrsinfrastruktur nicht auf den Bedarf der Zukunft zugeschnitten ist:
„Nach der aktuellen Prognose für Bayern wird der Personenverkehr
bis 2025 um mehr als 20 Prozent und der Güterverkehr sogar um
mehr als 50 Prozent zunehmen. Um einen Infarkt zu verhindern,
muss das höhere Verkehrsaufkommen durch einen präzisen Ausbau
und ein besseres Zusammenwirken der Verkehrsträger begleitet wer-
den. Hier müssen Bund und Freistaat langfristig einen sehr viel
größeren finanziellenAufwand einplanen, als das derzeit der Fall ist.“

Internationale Verkehrswege

Ein Schwerpunkt der Investitionen muss nach den Worten Bros-
sardts bei derAnbindung inländischer Verkehrsachsen an internatio-
nale Verkehrswege liegen. Der Schiene kommt dabei eine besonde-
re Bedeutung zu: „Ein Großteil des Verkehrswachstums bis 2025
entfällt auf die Schiene. Gerade in diesem Bereich haben sich in den
letzten Jahren aber viele Projekte verzögert.“

Bayerische Eisenbahngesellschaft:

Zusätzlicher Schülerzug
Moosburg – Freising

Allen Schülern, die in Langenbach wohnen und in Moosburg
zur Schule gehen, stand für ihre Heimfahrt nach 13:00 Uhr bis-
lang nur eine Regionalbahn von Landshut Richtung Freising
mit Abfahrt in Moosburg um 13:52 Uhr zur Verfügung.

Leider kann dieser Zug nicht
früher starten, weil er auf die
Schulschlusszeiten in Landshut
abgestimmt ist. Um den Lan-
genbacher Schülern trotzdem
eine frühere Heimfahrt zu er-
möglichen, bestellte die BEG
auf Anregung der Stadt Moos-
burg bei DB Regio einen zu-
sätzlichen Schülerzug von
Moosburg nach Freising.

S-Bahn-Anschluss

Dieser Zug wird an Schulta-
gen in Moosburg um 13:17 Uhr
passend zum Unterrichtsende
der Hauptschule und des Gym-
nasiums starten und Stopps in
Langenbach und Marzling ein-

legen. Damit der Zug rechtzei-
tig in Freising ankommt (S-
Bahn-Anschluss Richtung Mün-
chen) sowie zur Rückfahrt
Richtung Landshut aufbrechen
kann, ist eine spätere Abfahrt in
Moosburg nicht möglich.

Neue
Fahrtmöglichkeiten

Schüler und andere Fahrgäste
profitieren außerdem ab Frei-
sing an Schultagen von einer
neuen Fahrtmöglichkeit nach
Moosburg mit Halt in Marzling
und Langenbach. Dieser Zug
startet in Freising um 12:53 Uhr
mit Anschluss von der S-Bahn
aus München.
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KPV-Kreisvorsitzende Cornelia Trinkl (4. v. r.) im Kreise der Vorstandschaft mit KPV-Ehren-
kreisvorsitzendem Werner Kundörfer (2. v. r.).

Kommunalpolitische Vereinigung der CSU:

Jahresabschlussklausur
im Nürnberger Land
KPV unterstützt Werner Simon – Dank an Vorstandschaft

Zur Weihnachtsklausur der Kommunalpolitischen Vereinigung
der CSU im Nürnberger Land konnte KPV-Kreisvorsitzende
Cornelia Trinkl Bezirksrat und Vorsitzenden der CSU-Kreis-
tagsfraktion Norbert Dünkel und den Schwaiger Bürgermei-
sterkandidat Werner Simon begrüßen.

Den Anfang der Jahresab-
schlussklausur machte KPV-
Kreisvorsitzende Cornelia Trinkl
mit einem kurzen Jahresrück-
blick: „Wir haben in diesem Jahr
wieder viele Themen aufgegrif-
fen und unser kommunalpoliti-
sches Netzwerk erweitert. Ich er-
innere nur zum Beispiel an das
sozialpolitische Fachgespräch
mit dem Staatssekretär im So-
zialministerium Markus Sack-
mann im vergangenen April und
die sehr interessante Betriebsbe-
sichtigung der Firma Diehl.“

Energiewende als Chance

Im Anschluss stellte Bürger-
meisterkandidat Werner Simon,
der im März in Schwaig für das
Amt des Rathauschefs kandi-
diert, seine Pläne für die Ge-

meinde Schwaig vor. „Wir
müssen die Energiewende als
Chance für Schwaig verstehen,“
so Simon, „durch die Ansiedlung
von erneuerbaren Energien und
den Bau von Photovoltaikanla-
gen können auch wir auf der
kommunalen Ebene unseren
Beitrag dazu leisten.“ Weiter
möchte er sich für eine eigene
Buslinie in Schwaig einsetzen,
um die beiden großen Gemein-
deteile Schwaig und Behringers-
dorf besser zu verbinden.

Neue Wohnformen für
demographischen Wandel

Im Hinblick auf den demogra-
phischen Wandel, also der Tatsa-
che, dass es immer mehr ältere
Menschen und immer weniger
junge gibt, möchte Simon neue

Wohnformen, wie zum Beispiel
ein Mehrgenerationenwohnhaus
in Schwaig unterstützen. Da sich
Schwaig räumlich durch die Au-
tobahn und den Bannwald nicht
weiter ausbreiten kann, setzt Si-
mon durch die Neuaufstellung
des Flächennutzungsplanes, auf
eine umweltschonende und
rücksichtsvolle Nachverdich-
tung im Ortsgebiet, um für jun-
ge Familien Wohnraum zu zu
schaffen sowie neue Gewerbe-
standorte zu erweitern.

Bezirksrat und Vorsitzender
der CSU-Kreistagsfraktion Nor-
bert Dünkel bedankte sich beim
Kreisvorstand der KPV für die
geleistete Arbeit. Er berichtete
über die von der CSU-Kreistags-
fraktion angestoßenen Projekte,
wie z. B. aktuell die Erweiterung
der Realschulturnhalle in
Röthenbach und der 3-fach
Turnhalle in Hersbruck. „Die
CSU-Kreistagsfraktion ist und
bleibt ein starker Partner der
Kommunen.

Coaching-Programm Rock Your Life:

Speed-Dating mit
einem 14-Jährigen

Achmed (14 Jahre), Schüler der 8. Klasse Mittelschule und Ste-
fan (21 Jahre), Student der Wirtschaftswissenschaften an der
Ludwigs-Maximilian-Universität München, haben sich vor eini-
gen Wochen an der Mittelschule in der Guardinistraße kennen-
gelernt. Was im ersten Moment nach einer ungewöhnlichen Be-
gegnung klingen mag, hat in Wirklichkeit wenig mit herkömm-
licher Partnervermittlung zu tun und wurde sogar 2009 von
Bundeskanzlerin Angela Merkel im Rahmen des deutschland-
weiten Wettbewerbs „startsocial“ persönlich ausgezeichnet.

„ROCK YOUR LIFE!“ nennt
sich eine gemeinnützige Gesell-
schaft, die 2010 gegründet, an
mittlerweile 21 deutschen Stan-
dorten vertreten ist und diese bis
dato unbekannten Veranstaltun-
gen initiiert. Beim sogenannten
„Matching“ sitzen sich ähnlich
dem Speed-Dating-Prinzip, je-
weils ein Mittelschüler im Alter
von 14 bis 15 Jahren und ein Stu-
denten gegenüber und lernen sich
in einem eineinhalb minütigen
Gespräch zum ersten Mal ken-
nen. Das Ergebnis dieses kurzen
Kontakts ist eine anschließende
zweijährige Eins-zu-Eins Coa-
ching-Beziehung zwischen dem

Studenten „Coach“ und seinem
anvertrauten Mittelschüler - auch
liebevoll „Coachee“ genannt. Ziel
der ungewöhnlichen Beziehung
ist es, dem Schüler in den letzten
Zügen seiner acht jährigen Schul-
zeit mit den wichtigen Fragen des
Lebens zur Seite zu stehen: „Wo
stehe ich, was kann ich und wo-
hin will ich?“ Und wer kann von
sich aus schon behaupten, diese
Fragen imAlter von 14 Jahren für
sich alleine beantworten zu kön-
nen.

Gegen Perspektivlosigkeit

Die Themengebiete liegen da-

bei nicht nur auf Ausbildung und
richtiger Berufswahl, sondern
auch auf ganz persönlichen The-
men wie Schule, Familie und
Freunde. Entstanden ist das Kon-
zept „ROCK YOUR LIFE“ 2008
an der Zeppelin Universität in
Friedrichshafen um sich dem Pro-
blem der vererbten Perspektiv-
losigkeit und die mangelnde so-
ziale Mobilität in Deutschland an-
zunehmen. Doch was treibt Stu-
denten an, in Zeiten von über-
frachteten Stundenplan, überfüll-
ten Hörsälen und immer weniger
Zeit für sich selbst, sich einem
Projekt ohne scheinbare Gegen-
leistung leidenschaftlich zu ver-
schreiben? „Viele reden von so-
zialer Gerechtigkeit. Reden ist
Silber, Handeln ist Gold. In unse-
rem Studium lernen wir viel über
Wissenschaft, Wirtschaft und
Technik. Aber was sind die wirk-
lichen Probleme unserer Gesell-
schaft in Deutschland? Und wie
können wir diese dauerhaft lö-
sen? Das ist mein Antrieb für
ROCK YOUR LIFE!“ so Simon
Koros, Student der Technischen
Universität München und RYL!
Coach seit 2011.

Brückenschlag zwischen
sozialen Schichten

Ziel der Gründer war es eine
Brücke zu schlagen zwischen den
am meisten profitierenden des
Bildungssystems und den oft
schweren Schicksalen von
Schülern an deutschen Mittel-
schulen. Das Ergebnis dieser jun-
gen Aktion ist genau so verblüf-
fend wie unterschiedlich. Dabei
reicht das Spektrum von abgebro-
chenen Coaching-Beziehungen
bis zu verblüffenden Erfolgsge-
schichten. So hat zum Beispiel
Julia im Laufe ihrer zwei jährigen
Coaching Beziehung die mittlere
Reife erlangt und einen Berufs-
ausbildung als Bankkauffrau ge-
startet, welche für sie, ihre Eltern
und Lehrern vor RYL! unvor-
stellbar gewesen wäre. Und ge-
nau diese Vielfalt macht die Akti-
on für die Studenten und Schüler
so spannend und einzigartig.
Weitere Informationen unter:
http://www.rockyourlife.de

„Wächter“ und „Guter Hirte“ in Gundremmingen
Für eine „Kunstförderung par excellence“ dankte der frühere
Bezirkstagspräsident und Altlandrat von Günzburg, Dr. Georg
Simnacher, der Gemeinde Gundremmingen, dem Bürgermeister
Wolfgang Mayer und dem Pfarrer Richard Harlacher. Der be-
sondere Anlass dazu war die Einweihung von zwei Kunstwerken
aus Gußbronze des in Gundremmingen und in seiner Heimat-
stadt Budapest lebenden Künstlers Sandor Kecskemeti: „Der
Gute Hirte“ vor dem Pfarrhof und „Der Wächter“ beim Rat-
haus. Hinzu kam die Einweihung der neuen Ortsdurchfahrt mit
einem Bauaufwand von rund 4 Millionen Euro.
Im Bild, vor dem „Guten Hirten“ vereint, Weihbischof Anton Lo-
singer, zwischen Pfarrer Harlacher (neben der Skulptur) und Dr.
Simnacher. Rechts der Künstler Kecskemeti, der frühere Staatsmi-
nister Dr. Bruno Merk und Bürgermeister Mayer. Text u. Bild: jdt

Fränkische Gemeinden und
Landkreise haben die Nase vorn

Erster Lehrgang „ReferentIn für Pressearbeit BVS“ schließt in Nürnberg ab

Für Kommunen und kommunale Betriebe wird der professio-
nelle Umgang mit den Medien immer wichtiger. Dem entspre-
chen viele Gemeinden, Städte und Landkreise, indem sie dieje-
nigen, die sie nach außen vertreten, professionalisieren. Die
Bayerische Verwaltungsschule (BVS) bietet den Lehrgang für
Pressesprecher und Pressereferenten von Kommunen bayern-
weit an.

Nun fand zum ersten Mal die
Abschlussprüfung in Nürnberg
statt und es ist auffällig, dass die
fränkischen Absolventen über
die Hälfte des Kurses ausma-
chen. Die Landkreise Main-
Spessart und Forchheim und die
Städte Coburg, Erlangen, Lohr
am Main und Gunzenhausen set-
zen auf KnowHow im Umgang
mit Presse und Rundfunk, „denn
die Anforderungen die heute an
Medien gestellt werden, nehmen
kontinuierlich zu“, sagt Gisela
Goblirsch, die den Lehrgang lei-
tet. „Der Druck, der auf Redak-
tionen und Journalisten lastet,
setzt sich natürlich fort und lan-
det ganz automatisch in den
Kommunalverwaltungen, die
sich mit immer drängenderen
Anfragen auseinandersetzen
müssen. Und dazu braucht es
Profis in den Pressestellen.“

Ganze Bandbreite

Die Ausbildung zum „Presse-
referenten, BVS“ ist nur ein Teil
der gesamten Ausbildung. Wer
nicht nur die Pressearbeit, son-
dern die ganze Bandbreite kom-
munaler Öffentlichkeitsarbeit im
Aufgabenfeld abdecken muss,
kann den „Referenten für Öf-
fentlichkeitsarbeit , BVS“ drauf-
satteln. Da geht es um die social
media, um Konzepte, um Plaka-
te und Flyer und den Umgang
mit Dienstleistern.

Melanie Bischoff aus Ebers-
dorf bei Coburg ist ebenfalls un-
ter den aktuellen Absolventen
und hat damit als einzige Frän-
kin schon beide Ausbildungen
durchlaufen. „Für mich war das
eine sehr lehrreiche Zeit, denn
selbst wenn man schon einige
Jahre in dem Bereich arbeitet,
bekommt man doch eine andere
Sicht auf die Zusammenhänge
und sieht auch Verbesserungs-
möglichkeiten im Bereich der
Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit, die man vorher nicht wahr-
genommen hat.“

Erfahrungsaustausch

Doch nicht nur Franken sind er-
folgreich. Fairerweise muss ge-
sagt werden, dass auch Oberbay-
ern und die Oberpfalz in diesem
Lehrgang vertreten waren, sowie
einige kommunale Wirtschaftsbe-
triebe für Infrastruktur und Touris-
mus. „Diese Vielfalt – von der
kleinen Gemeinde bis hin zum
Bayerischen Landesamt oder
eben Kommunalbetrieben – er-
möglicht es, dass man sehr gut Er-
fahrungen austauschen kann.
Gute wie schlechte Erfahrungen,
und das wiederum führt dazu,
dass man für viele Situationen
besser gerüstet ist und einfach si-
cherer mit den Journalisten zu-
sammenarbeiten kann“, sagt die
Ebersdorfer Pressereferentin, und
ihre Kollegen stimmen zu.

14 zertifizierte Pressesprecher, acht davon kommen aus Fran-
ken. „Die Bayerische Verwaltungsschule qualifiziert in diesem
Lehrgang Pressestellen der Kommunen zum Umgang mit den
Medien. Und besonders die fränkischen Kommunen und Kom-
munalbetriebe sind sehr daran interessiert”, sagt Lehrgangslei-
terin Gisela Goblirsch (2. v. r.).

Schule ohne Rassismus
– Schule mit Courage

Bayernweite Auszeichnung geht an die Mittelschulen Bobingen und Großaitingen

Zu ihrem 100. Jubiläum sponserte erdgas schwaben im vergan-
genen Jahr 50 Aufführungen des Kinder- und Jugendtheaters
EUKITEA, die vor Ort in Schulen und Kindergärten Schwa-
bens stattfanden. In Bobingen hatte die Dr.-Jaufmann-Mittel-
schule im Anschluss an das Anti-Mobbing Theaterstück „Raus
bist Du!“ etwas Besonderes zu feiern. Gemeinsam mit ihrer
Partnerschule, der Mittelschule Großaitingen erhielt sie die Aus-
zeichnung „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ vom
Land Bayern.

„Klatsch!“ – die Ohrfeige hat
gesessen. „Du spinnst wohl, du
blöde Kuh!“, brüllt Daniela
zurück und hält sich die linke
Backe. Aber Sabrina guckt nur.
Wer hier Täter und wer Opfer ist,
ist klar. Oder doch nicht? Wie
schnell friedliches Miteinander in
Gefahr ist, wie Mobbing auch in
der Schule funktioniert, zeigt das
Schauspielteam Diedorf des
Theaters Eukitea in seinem
packenden Stück „Raus bist Du!“.
Es ist eines von insgesamt sechs
Stücken, die erdgas schwaben den
Schulen der Region kostenfrei zur
Auswahl stellte. Schwerpunkte
der einzelnen Aufführungen wa-
ren nachhaltiger Klimaschutz so-
wie Sucht- und Gewaltprävention.

Strategie gegen Mobbing

„Letztlich geht es darum, dass
alle zusammenhelfen müssen.

Allein zum Lehrer gehen hilft
nicht“, erklärt der Schulleiter der
Bobinger Mittelschule, Ulrich
Bathe, im Anschluss an das
Theaterstück die wirkungsvoll-
ste Strategie gegen Mobbing.
Seine Amtskollegin von der
Partnerschule in Großaitingen,
Jutta Gasteiger, kann ihm da nur
beipflichten. Gemeinsam erhal-
ten beide Schulen an diesem Tag
im Beisein des Großaitinger
Bürgermeisters Franz Stellinger,
der Bobinger Kulturreferentin
Elisabeth Morhard und der für
Augsburg-Land zuständigen
Schulrätin Aloisia Theresia Wie-
denmann die Auszeichnung des
bundesweiten Projektes „Schule
ohne Rassismus – Schule mit
Courage“. Landeskoordinatorin
Dr. Chong-Sook Kang vom Re-
ferat für Bildung und Sport der
Landeshauptstadt München lobt
das Engagement der beiden

Schulen gegen Ausgrenzung von
Schülern aktiv vorzugehen.

Dass erdgas schwaben mit
dem Theaterstück mithelfen
durfte, freut Helmut Kaumeier
von erdgas schwaben. „Getreu
unserem Motto ‚Wir sind da, wo
unsere Kunden sind‘ fühlen wir
uns verpflichtet, die Schulen in
unserer Region zu unterstützen
in ihrer Arbeit gegen Gewalt und
zur Stärkung der Zivilcourage“,
erklärt der Vertriebsleiter Region
Mitte das Engagement von erd-
gas schwaben.

http://www.zillertal.at
http://www.hotel-braeu.at
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Projektorganisation der EU-Studie

Lenkungsgruppe*

Alleinige Entscheidungsbefugnis
und Gesamtverantwortung

• Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung

• Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit

• Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie

• Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit

Arbeitsebene*

• Abwicklung des Untersuchungsprogrammes
• Beauftragung von Untersuchungen

Monitoring-Gruppe*

• Begleitung der Untersuchungen
• Information über Arbeitsfortschritt

und Untersuchungsverlauf
• Vorschlagsrecht über Arbeitsprogramm

und Arbeitsschritte

Prof. Koch - unabhängiger Moderator

• Bund Naturschutz Bayern e. V.
• Landesbund für Vogelschutz

in Bayern e. V.
• Landesfischereiverband

Bayern e. V.
• Bürgerforum Umwelt e. V.

Vilshofen

• Wasser- und Schifffahrts-
direktion Süd (Leitung)

• Bundesanstalt für Wasserbau
• Bundesanstalt für

Gewässerkunde
• Bundesamt für Naturschutz

• Vereinigung der Bayeri-
schen Wirtschaft
• Bundesverband

der Deutschen Binnen-
schifffahrt e.V.

• IHK Niederbayern
• Bayerisches Hafenforum

• Umweltbundesamt
• Bayerisches Landesamt

für Umwelt
• Regierung von Niederbayern
• RMD Wasserstraßen GmbH
• Wasser- und Schifffahrtsamt

Regensburg
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Information

* Die Lenkungsgruppe hat die alleinige
Entscheidungsbefugnis.
* Die Arbeitsebene unter Leitung der
Wasser- und Schifffahrtsdirektion Süd
führt das Untersuchungsprogramm auf
Weisung der Lenkungsgruppe durch.
* Die Monitoring-Gruppe bringt Anre-
gungen und Vorschläge zum Untersu-
chungsprogramm über die Lenkungs-
gruppe ein. Sie wird kontinuierlich von
der Arbeitsebene über die Untersuchun-
gen informieren.

Rhein-Main-Donau AG:

Vorwürfe des Bund Naturschutz
entbehren jeglicher Grundlage

Vorstand Schleich mahnt dringend Versachlichung der Diskussion
in Sachen Donauausbau an

In einer von der GZ am 8. Dezember 2011 veröffentlichten In-
formation der Rhein-Main-Donau AG weist diese darauf hin,
dass sie – nun auch gemäß notariell beglaubigter Urkunde - ihr
vertraglich zustehendes Konzessionsrecht in dem vom künftigen
Ausbau betroffenen Donauabschnitt zwischen Straubing und
Vilshofen nicht ausüben wird und dort keinen Kraftwerksbau
plant. „Damit soll“, so RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich, „in
der sehr kontrovers und oft auch emotional geführten Diskussi-
on ein Beitrag zur Versachlichung geleistet werden“.

Diesen Beitrag der RMD
zweifelt der Bund Naturschutz in
Bayern jedoch an. Wie er in ei-
ner Mitteilung darlegt, bestätige
ein von ihm und dem Bürgerfo-
rum Umwelt e. V. in Auftrag ge-
gebenes Gutachten, dass die
Rolle der RMD in den EU-ge-

förderten Untersuchungen zum
Ausbau der Donau zwischen
Straubing und Vilshofen rechts-
widrig sei. Wörtlich heißt es un-
ter anderem: „Im Rahmen der
mit 33 Millionen Euro angesetz-
ten EU-Studie „Variantenunab-
hängige Untersuchungen zum

Ausbau der Donau zwischen
Straubing und Vilshofen“ wurde
die Abwicklung der Untersu-
chungen der Rhein-Main-Donau
Wasserstraßen GmbH, einer
100%-Tochterfirma der Rhein-
Main-Donau AG, übertragen.
Von der RMD ist jedoch eine ob-
jektive, von eigenen Wirtschafts-
interessen unbeeinflusste Unter-
suchung nicht zu erwarten, da sie
sich in der Jahrzehnte langen
Diskussion um den Donauaus-
bau Straubing-Vilshofen stets
kompromisslos für die Staustu-
fenkanalisierung eingesetzt hat.“
Aus Sicht der RMD sei das ver-
ständlich, würde sie doch bei
Planung und Bau einer Staustu-
fenlösung erheblich mehr profi-
tieren, als bei einem Ausbau oh-
ne Staustufen, mutmaßt der BN.
Darüber hinaus bestünde nach
dem Staustufenbau die Möglich-
keit der Wasserkraftnutzung; der
wirtschaftliche Vorteil hieraus
stünde gemäß einem Konzessi-
onsvertrag von 1921 ausschließ-
lich der RMD AG zu. „Die ohne
Ausschreibung erfolgte Übertra-
gung der Projektführerschaft auf
die RMD Wasserstraßen GmbH
ist aus Sicht des Bundes Natur-
schutz und des Bürgerforums
Umwelt ein Verstoß gegen die
EU-Vergaberichtlinien und da-
mit rechtswidrig.“

BN-Vorwürfe
gegen RMD unbegründet

RMD-Vorstand Albrecht
Schleich wies in einem Inter-
view mit der Bayerischen Ge-
meindeZeitung die Vorwürfe als
schlichtweg falsch und mehrfach
widerlegt zurück: „Von einem
Verstoß gegen die EU-Vergabe-
richtlinien und damit einer
rechtswidrigen Vergabe an die
RMD Wasserstraßen GmbH
könne keine Rede sein. Dies ha-
ben sowohl EU als auch das
Bundesverkehrsministerium be-
stätigt. Genauso falsch ist die
Behauptung, dass die RMD
Wasserstraßen GmbH die Pro-
jektführerschaft bei den Untersu-
chungen übertragen bekommen
habe. Diese obliegt der Wasser-
schifffahrtsdirektion Süd, einer
Bundesbehörde. Die RMD Was-
serstraßen GmbH ist lediglich
auf der Arbeitebene im Auftrag
und auf Kosten von Bund und

Dr. Albrecht Schleich und Anne-Marie von Hassel (v. r.).

Freistaat an den Untersuchungen
zum Ausbau der Donaustrecke
zwischen Straubing und Vils-
hofen in Gestalt der Varianten A
und C 280 beteiligt. Sie führt die
Arbeiten in engem Schulter-
schluss mit einer Fülle von staat-
lichen Behörden und Bundes-
behörden - vom Bayerischen
Landesamt für Umwelt bis zur
Bundesanstalt für Gewässerkun-
de - aus. Geführt wird diese Ar-
beitsebene von der Wasserschiff-
fahrtsdirektion Süd. Auf Grund
des Kostenerstattungsprinzips
ergeben sich für die RMD keine
wirtschaftlichen Vorteile aus der
Entscheidung der Politik für die
eine oder andere Variante. Bei
keiner der beiden Varianten ist
ein Wasserkraftwerk vorgesehen
oder Gegenstand der Untersu-
chungen, so dass auch mittelbar
kein wirtschaftlicher Vorteil für
die RMD durch eine bestimmte
Variantenentscheidung entsteht.“

Kein Hintertürchen offen

„Um die Glaubwürdigkeit des
Verzichts auf den Kraftwerksbau
zu unterstreichen, haben wir die
Möglichkeit der Rücknahme des
Verzichts ausdrücklich von der
Zustimmung von zwei Dritten
abhängig gemacht, nämlich dem
Bund und dem Freistaat Bay-
ern“, betonte Schleich. Zur Nut-
zung ihres Konzessionsrechts in
diesem Streckenabschnitt sei die
Rhein-Main-Donau AG also erst
dann wieder in der Lage, wenn
diesbezüglich ein ausdrücklicher
Wunsch von der Bundesrepublik

Deutschland und vom Freistaat
Bayern geäußert wird. Von einer
vom BN unterstellten „Täu-
schung der Öffentlichkeit“ kön-
ne somit keine Rede sein. Im Ge-
genteil: „Der Bund Naturschutz
täuscht mit seinen wiederholten
Unterstellungen gegen die RMD
die Öffentlichkeit. Schließlich
machen wir mit dieser Sperrklau-
sel, ohne Zustimmung Dritter
nicht vom Verzicht auf das Kon-
zessionsrecht zurücktreten zu
können, jegliche Hintertür zu“,
erklärte Schleich und ergänzte:
„Natürlich engagieren wir uns für
denAusbau der regenerativen En-
ergie Wasserkraft. Wir wollen sie
stärken und voranbringen. Aber
dafür gibt es technisch wie wirt-
schaftlich wesentlich interessan-
tere Stellen als den Donauab-
schnitt zwischen Straubing und
Vilshofen.“

Der Vorwurf der Parteilichkeit
bei der Untersuchung ist nach
Schleichs Worten „uralt“ und
werde durch die gebetsmühlen-
artige Wiederholung nicht wah-
rer. Tatsache sei: „Durchgeführt
wird eine Untersuchung zum
Ausbau eines Verkehrsweges.
Verkehrswirtschaftliche Interes-
sen haben nach wie vor weder
die RMD noch deren Mütter
E.ON, RWE und EnBW. Und
um es zu wiederholen: Auch en-
ergiewirtschaftliche Interessen
gibt es in diesem Flussabschnitt
nicht! Schließlich ist es der Bund
Naturschutz, der sich schon vor
Beginn der Untersuchungen ge-
gen eine bestimmte Ausbauvari-
ante ausgesprochen und damit
von vornherein klar Partei ergrif-
fen hat.“

Auch die Darstellung des BN,
bei der Vergabe von Arbeiten
hätte eine Ausschreibung erfol-
gen müssen, ist nach Darstellung
Schleichs unzutreffend. Diese
Frage ist schon in der Vergan-
genheit unter unterschiedlichsten
Bundesregierungen eingehend
untersucht worden. Sowohl das
Bundesverkehrsministerium als
auch die EU sind bei ihren Über-
prüfungen immer wieder zu der
Auffassung gelangt, dass diese
Untersuchungstätigkeiten ent-
sprechend den Donauverträgen
ohne Ausschreibung direkt an
die RMD Wasserstraßen GmbH
vergeben werden dürfen.

Im Übrigen sei das Ausschrei-
bungsthema in der zur Schaffung
größtmöglicher Transparenz ex-
tra für die EU-Studie „Donau-
ausbau“ eingerichteten Monito-
ring-Gruppe, der neben zahlrei-
chen anderen Beteiligten auch
der Bund Naturschutz angehört,
ebenfalls lang und breit disku-
tiert worden, erklärte Schleich.

Schleichs Fazit: „Eine Ver-
sachlichung der Diskussion um
den Donauausbau ist mehr als
wünschenswert.“ Zum Wohle
der Studie wäre es jetzt endlich
an der Zeit, „wenn sich auch der
Bund Naturschutz auf seine

Mitwirkung in der Monitoring-
Gruppe konzentrieren würde,
anstatt beständig außerhalb die-
ses Gremiums mit ungerechtfer-
tigten und schon mehrfach wi-
derlegten Vorwürfen die RMD
zu diskreditieren“. DK

Landkreis Günzburg:

Mehr Energieberatungen
Der Landkreis Günzburg führt auch im Jahr 2012 kostenlose
Energieberatungen für alle Bürgerinnen und Bürger des Land-
kreises durch. Gleichzeitig erweitert er dieses Beratungsangebot
auf 22 Termine.

„Durch den angebotenen Be-
ratungsservice werden die Bür-
gerinnen und Bürger des Land-
kreises neutral und unabhängig
von wirtschaftlichen Interessen
beraten“, darauf legt Landrat
Hubert Hafner großen Wert.
„Das Thema Energiesparen und
Klimaschutz beschäftigt nicht
nur die Politik in diversen Um-
weltgipfeln, es ist auch für die
Bevölkerung von großer Bedeu-
tung. Das vergangene Jahr hat
gezeigt, dass der Bedarf für eine
solche Beratung sehr groß ist“,
so Hafner.

Nicht zuletzt seit der Prokla-
mation der Energiewende und
spätestens mit der geplanten
weiteren Verschärfung der Ener-
gieeinsparverordnung in diesem

Jahr und den Anforderungen aus
dem Erneuerbare Energien-Wär-
megesetz ist eine fachliche Bera-
tung für Bauwillige unerlässlich.
Wer heute baut, muss ein ener-
gieeffizientes Gebäude errichten
und die benötigte Wärme und
Kälte zum Heizen, für Warm-
wasser und zum Kühlen teilwei-
se über erneuerbare Energien
decken. Es gibt eine ganze Reihe
von Förderprogrammen, die den
Einzelnen bei der Umsetzung
von Energiesparmaßnahmen und
bei der Nutzung erneuerbarer
Energien unterstützen. Die Viel-
falt der Programme macht es

dem Bürger nicht leicht, hier den
Durchblick zu behalten und ohne
fachliche Beratung gehen
schnell Fördergelder verloren.

Aus diesen Gründen verbes-
sert der Landkreis sein Bera-
tungsangebot. Außer im Monat
August, finden im Landratsamt
in Günzburg (am vierten Don-
nerstag im Monat) und im Kreis-
haus in Krumbach (am zweiten
Donnerstag im Monat) die Ener-
gieberatungen statt. Im Zeitraum
von 15 bis 18 Uhr stehen ausge-
bildete Energieberater für eine
persönliche Beratung von je-
weils einer halben Stunde zur
Verfügung. hj

Landrat Hubert Hafner.

Landkreisverwaltung soll noch
kundenfreundlicher werden

Landratsamt München gibt Kundenbefragung in Auftrag

In den Monaten Februar und März 2012 werden Bürgerinnen
und Bürger aus dem Landkreis München über ihre Zufrieden-
heit mit der Kreisbehörde befragt. Sechs Fachbereiche des
Landratsamtes werden dabei genauer unter die Lupe genom-
men: das Bauamt, die Kfz-Zulassungs- und die Führerschein-
stelle, das Gesundheitsamt, das Jugendamt und die Lebensmit-
telüberwachung.

Durchgeführt wird die Telefon-
befragung von der GfK in Nürn-
berg, dem größten Marktfor-
schungsinstitut in Deutschland.
Die Mitarbeiter der GfK werden
insgesamt 400 telefonische Inter-
views mit zufällig ausgewählten
Bürgerinnen und Bürgern des
Landkreises durchführen. Die
Stichprobe ist ausreichend, um
differenzierte Aussagen über die
Meinung der Bürger über das für
sie zuständige Landratsamt und
die publikumswirksamen Sach-
gebiete zu ermöglichen. Die Be-
fragung umfasst die Themen-
komplexe, die in der Bevölke-
rung zu Zufriedenheit oder Unzu-
friedenheit führen. Dabei geht es
zum einen um den fachlichen und
persönlichen Eindruck, den die

Bürger vom Personal des Land-
ratsamtes haben. Ein zweiter
Schwerpunkt betrifft alle relevan-
ten infrastrukturellen und organi-
satorischenAspekte - angefangen
beim Parkplatzangebot und den
Öffnungszeiten bis hin zur Zu-
friedenheit der Bürger mit der Be-
arbeitung von Anfragen und An-
trägen.

Neben dem Landratsamt
München nehmen sieben weite-
re bayerische an den umfangrei-
chen Bürgerbefragungen teil,
darunter auch die Landkreise
Bad Tölz- Wolfratshausen und
Starnberg.

Ihren Ausgangspunkt nahmen
diese Befragungen vor mehr als
zehn Jahren im Rahmen des Pilot-
projekts „Verwaltungsreform“ des

Bayerischen Landkreistages. Zum
Zweck der Modernisierung der
Kreisverwaltungen haben sich in-
novative Landkreise im Bayeri-
schen Innovationsring zusam-
mengeschlossen und neben ande-
ren Maßnahmen eine Bürger-
/Kundenbefragung konzipiert. Ei-
ne Vielzahl von Behörden, Be-
zirksregierungen wie auch Land-
kreise in Bayern und in Hessen
haben diese erfolgreiche Initiative
mittlerweile aufgegriffen. Die
letzte Bürgerbefragung wurde im
Jahr 2010 mit zwölf bayerischen
Landkreisen durchgeführt. Da aus
den Ergebnissen eine Vielzahl
wertvoller Handlungsempfehlun-
gen abgeleitet und umgesetzt wer-
den konnte, findet die Befragung
in diesem Jahr in weiteren acht
Landkreisen statt.

„Wir wollen wissen, wo aus
Bürgersicht unsere Schwachstel-
len sind und wo wir noch besser
helfen können“, sagt Landrätin
Johanna Rumschöttel zu der In-
itiative.
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„Wer hätte gedacht, dass
Stresstests auch für praktisch
unbegrenzte Zeit auf Politiker
und hohe Repräsentanten des
Staates angewendet werden
können.” Mein Chef, der Bür-
germeister, schüttelte den Kopf
angesichts der immer noch
laufenden Diskussion um den
Bundespräsidenten.

Stresstest ist ja das Wort des
Jahres 2011 und steht für den
Versuch, mittels einer Akku-
mulation von negativen Einflüssen auf ein Sy-
stem abschätzen zu können, wann es zusam-
menbricht. Also denkt man sich etwa für Kern-
kraftwerke oder sensible Chemie-Anlagen Ge-
fährdungen aus und schaut, ob das Werk diese
abfedern könnte. Wenn es dann einen simulier-
ten Flugzeugabsturz überstanden hat, der durch
einen angenommenen Mega-Orkan verursacht
wurde, der wiederum zeitgleich mit einem denk-
baren Erdbeben der Stärke 8,9 aufkam, dann

gilt der Stresstest als bestanden und der zwang-
hafte Ruf nach sofortigem Abschalten weicht ei-
ner zu verantwortenden Restlaufzeit von fünf
Jahren, bevor die Lichter ausgehen.

So wird halt heute vieles auf Stress-Resistenz
geprüft. Banken müssen beweisen, dass ihre An-
lagen noch ausreichend werthaltig sind, wenn
Griechenland statt dem Euro den chinesischen
Yuan als Währung einführt, die Ölvorkommen
Saudi-Arabiens auf einen Schlag versiegen und
Liechtenstein die Zahlungsunfähigkeit meldet.
Geplante und bestehende Bahnhöfe werden
daraufhin getestet, ob sie es verkraften würden,
wenn der Zugverkehr an einem Tag durchge-
hend pünktlich abgewickelt würde (zugegeben,
von den bisherig skizzierten Szenarien das Un-
wahrscheinlichste). In der Logik dieser Ent-
wicklung liegt es also allemal, dass jetzt mal ge-
schaut wird, welche Belastungen so ein Amt wie
das des Bundespräsidenten aushält und mit ihm
die Bevölkerung des Landes, die infolge der
weltweiten Staatsschuldenkrise aufs Neue ler-
nen muss, dass Deutschland nicht immer nur im
Geleitzug der europäischen Politik fahren kann,
sondern Führung übernehmen muss und dies
eine ganze Menge Verantwortung bedeutet.

In dieser Situation diskutiert
das Land also nicht über seine
Rolle in der Welt, nicht über
volkswirtschaftliche Fragen
im Zusammenhang mit der
gemeinsamen Währung, nicht
über die Aufgaben von Noten-
banken, nicht über die Interes-
senverflechtung von Ratinga-
genturen mit Investoren, nicht
über die Schlüsse, die aus der
Krise für die eigene zukünftige
Haushaltspolitik zu ziehen ist.

Nein, wir diskutieren über Kleider der First La-
dy, Urlaubsflüge mit Upgrades, Übernachtun-
gen bei Privatleuten und jetzt sogar, wann und
bei welcher Gelegenheit Christian Wulff als
Privatmann oder Abgeordneter oder Minister-
präsident beim Essen war und was er dabei von
sich gegeben hat, wenn man Ehrengast ist und
höflich sein will.

Wir haben zwischen den Jahren Abhandlun-
gen zu lesen bekommen, wann unter welchen
Umständen welche Entschuldigung glaubwür-
dig ist, wir diskutierten, ob der Bundespräsi-
dent, wenn es um ihn geht, „man“ statt „ich“
sagen darf, ob man dem Nachbarn 150 Euro ge-
ben muss, wenn man in der Sylvesternacht den
Rausch bei ihm ausgeschlafen hat, weil man es
nicht mehr bis nach Hause geschafft hat und ob
Burgwedel als Immobilienstandort wirklich at-
traktiv ist. Eine Frage wurde aber noch nicht
gestellt: Wollen wir als Politiker und Repräsen-
tanten des Staates Menschen mit ihren Fehlern,
Widersprüchen und - was unabdingbar dazu-
gehört - Schwächen oder wollen wir uns dem-
nächst von Heiligen und Asketen regieren las-
sen, die sich mehr damit beschäftigen, Versu-
chungen aus dem Weg zu gehen, als das Land
nach vorne zu bringen?

Mein Chef, der Bürgermeister, zieht aus dem
Rummel um den Bundespräsidenten vor allem
den Schluss, dass man die Wahrheit nicht mit ei-
nem Käse verwechseln darf, den man nur in
Scheiben genießen kann. Die Wahrheit muss im-
mer am Stück auf den Tisch. Und er setzt mit
Paul Claudel und dem heutigen Kalenderblatt
auf eine einfache Wahrheit: „Nichts kann den
Menschen mehr stärken, als das Vertrauen, das
man ihm entgegen bringt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Stresstest
für Politiker

Jahrbuch-Präsentation:

„Geschichte
im Landkreis Neu-Ulm“

Zehn Aufsätze zur Heimatgeschichte umfasst der aktuelle, 17.
Band des Jahrbuchs „Geschichte im Landkreis Neu-Ulm“.
Landrat Erich Josef Geßner stellte die 120-seitige Publikation
im Rahmen einer Pressekonferenz vor. Sie ist im Landratsamt,
in den Museen des Landkreises und im Buchhandel zum Stück-
preis von 10 Euro erhältlich.

In seinem Jahrbuchsbeitrag be-
schreibt Kreisarchäologe Richard
Ambs, der gleichzeitig Schriftlei-
ter des Jahrbuchs Geschichte ist,
acht verschiedene Ausgrabungs-
stücke aus Neu-Ulm und Wullen-
stetten, die seit Jahrzehnten im
Depot des 2008 aufgelösten Ar-
chäologischen Museums des
Landkreises in Neu-Ulm lager-
ten, ohne bislang publiziert wor-
den zu sein.Ambs holt dies nach,
indem er die Artefakte aus ge-
branntem Ton, auf die er bei den
Ausräumarbeiten des bisherigen
Depots im Keller des Edwin-
Scharff-Museums gestoßen ist,
detailgenau erklärt.

Kirche als Kreditinstitut

Finanz-, gesellschafts- und fa-
miliengeschichtliche Erkenntnis-
se gewann Konrad Geiger, in-
dem er über vier Jahre hinweg
die erhaltenen Finanzbücher und
Rechnungen der Kirchenstiftung
Reutti der Jahre 1601 bis 1931
durchstöberte. In seinem Aufsatz
zieht er aus dem Finanzgebaren
dieser über Jahrhunderte wirken-
den kirchlichen Institution histo-
rische Schlüsse.

Interessant ist zum Beispiel,
dass die Kirchenstiftung bis ins
20. Jahrhundert hinein – ermög-
licht durch seine Einnahmenüber-
schüsse – als Kreditinstitut für
Bauern, Handwerker und kleine
Gewerbetreibenden in Reutti und
Umgebung fungierte. Die Kir-
chenstiftung füllte damit eine
Marktlücke, denn, so Geiger,
„noch weit nach 1850 gab es im
heimischen, noch überwiegend

agrarisch strukturierten Raum
kein konkurrierendes Kreditver-
gabeunternehmen, etwa in Form
der später sich entwickelnden ge-
meindlichen Darlehenskassen“.

Erste Frauen im Stadtrat

Mit den ersten Frauen im Neu-
Ulmer Stadtrat beschäftigt sich
Janet Loos in ihrem Artikel. Fünf
Frauen kandidierten bei der er-
sten Wahl des Neu-Ulmer Stadt-
rats in der Weimarer Republik
am 15. Juni 1919: Anna Pfänder,
Marie Theilacker und Wilhelmi-
ne Holl (jeweils für die SPD),
Katharina Albrecht (für die
Deutsche Demokratische Par-
tei/DDP) und Auguste Weinmil-
ler (für die Bayerische Volkspar-
tei/BVP). Drei der fünf Frauen
zogen auch in den ersten Stadtrat
nach dem 1. Weltkrieg ein. De-
ren kommunalpolitischer und
persönlicher Werdegang wird in
biografischen Skizzen nachge-
zeichnet. Auch dem weiteren Le-
bensweg der beiden SPD-Kandi-
datinnen, die es 1919 nicht in
den Neu-Ulmer Stadtrat schaff-
ten, spürt die Autorin nach.

Kleindenkmäler

Peter Wischenbarth wiederum
führt im diesjährigen Jahrbuch
seine 2005 begonnene „Bestands-
aufnahme der Kleindenkmäler
im Landkreis Neu-Ulm“ fort. In
Teil 4 der Reihe widmet er sich
Marterln und Asphaltkreuzen.
Wischenbarth dokumentiert die
Gedenkobjekte fotografisch und
kartografisch und erzählt die tra-

gischen Geschichten dahinter.
Dr. Horst Reul hat sich auf die

Suche nach Hausheiligen und
Hausmadonnen in Illertissen, Je-
desheim und Wullenstetten ge-
macht. Er wurde – wie er in sei-
nem Jahrbuchsbeitrag schreibt –
„zwar fündig, aber die Anzahl ist
im Vergleich zu Städten mit mit-
telalterlichem Kern gering“. Um-
so mehr beeindrucken die ent-
deckten Hausheiligen und Haus-
madonnen, die in Hausecken,
Hausgiebeln oder Hausnischen
ihren angestammten Platz haben.
Figur für Figur schildert Horst
Reul zunächst Lage und Charak-
teristika der Gebäude, an deren
Außenseite sich die Skulpturen
befinden. Dann wendet er sich
den Figuren zu, beschreibt sie de-
tailliert und erzählt die Geschich-
ten hinter den dargestellten häus-
lichen Schutzpatronen.

Flugpionier und Maler

Hermann Köhl ist einer der
bedeutenden Flugpioniere in der
ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts. Weniger bekannt ist hinge-
gen, dass der Ehrenbürger Neu-
Ulms und Pfaffenhofens an der
Roth auch ein talentierter Maler
war. Einblicke in diese künstleri-
sche Seite des Atlantikfliegers
geben der Leiter des Hermann-
Köhl-Museums in Pfaffenhofen,
Bernd Weiß, und seine Co-Auto-
rin Klara Aubele.

In ihrem reich bebilderten
Aufsatz beschreiben die beiden
die ihnen bekannten Aquarelle,
Zeichnungen und Ölbilder Her-
mann Köhls, die dieser allesamt
von seinem 18. bis etwa 30. Le-
bensjahr gemalt hat. Einige der
gemalten Werke sind im Besitz
des Hermann-Köhl-Museums
im Pfaffenhofener Rathaus und
dort auch ausgestellt. DK

Förderverein der Wirtschaftsregion Bamberg-Forchheim:

Benedikt Graf von Bentzel
wird neuer Vorsitzender

Neuer Vorstand, neuer Name, herausfordernde Aufgaben. Der
Förderverein der Wirtschaftsregion Bamberg-Forchheim hat
bei der jüngsten Mitgliederversammlung im Dezember die Wei-
chen für die Zukunft gestellt. Zum neuen Vorsitzenden wurde
einstimmig der Geschäftsführer des Freizeitparks Schloss
Thurn, Benedikt Graf von Bentzel gewählt. Seine Stellvertre-
tung übernimmt ab jetzt Martin Wilbers, Leiter der Unterneh-
menskommunikation und des Marketing Services bei der Me-
diengruppe Oberfranken. Neben Josef Hepp als neuen Schrift-
führer, wählten die Mitglieder des Fördervereins Georg Leis-
gang sowie die beiden Direktoren Gregor Scheller und Konrad
Gottschall in den erweiterten Vorstand.

Mit dem Schlossherrn Graf
von Bentzel kann der Förderver-
ein auch künftig von den Erfah-
rungen eines engagierten Unter-
nehmers profitieren, der mit den
Gegebenheiten der Region be-
stens vertraut ist.

Oberbürgermeister Franz
Stumpf stellte in seiner Rede die
Bedeutung des Fördervereins für
das Regionalmanagement der
Wirtschaftsregion Bamberg-
Forchheim heraus und dankte
dem bisherigen Vorsitzenden,
Heribert Trunk, für die geleistete
Arbeit. Seit 2007 hatte der Bam-
berger Unternehmer die Akti-
vitäten des Fördervereins maß-
geblich geprägt und die Mitglie-
deranzahl um 40 Prozent erhöht.
Dass er aus persönlichen Grün-
den nicht mehr zur Verfügung
stand, wurde sehr bedauert.

Als Gründungsmitglied des
Fördervereins trug er zur nach-
haltigen Verankerung der WiR in
der regionalen Wirtschaft bei.
Besonders die Familienfreund-
lichkeit in der Region war für
Heribert Trunk stets eine Her-
zensangelegenheit. Dies betonte

auch Oberbürgermeister Stumpf,
der Heribert Trunk für sein En-
gagement in diesem Bereich
herzliches Lob und große Aner-
kennung aussprach. Trunk setzte
sich zum Beispiel bei der Verlei-
hung des Familienförderprei-
ses als Jury-mitglied aktiv für
die Vereinbarkeit von Familie

und Beruf in der Region ein.
Christian Wonka, Geschäfts-

führer der WiR, hob in seiner An-
sprache den Vorbildcharakter des
Regionalmanagements für andere
Regionen hervor. Die Vorreiter-
position der WiR erstreckt sich
weit über die Grenzen der Region
hinaus. So verwendet etwa das
bayerische Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur und
Technologie den Demografie-
Leitfaden „Auf Kurs“ als Muster-
beispiel zur Bewältigung demo-
grafischer Problemstellungen.
Dieser wurde im Rahmen des
Projektes „Der demografische
Wandel in der Wirtschaftsregion
Bamberg-Forchheim“ zusammen
mit den regionalen Wirtschafts-
förderungen 2010 entwickelt.

Im Bild (v. l.): Landrat Reinhardt Glauber, Martin Wilbers, Be-
nedikt Graf v. Bentzel, Georg Leisgang, Heribert Trunk und
Oberbürgermeister Franz Stumpf.

Im Bild (v. l.): Marek Prawda, Botschafter der Republik Polen,
Landrätin Johanna Rumschöttel (München), Landrat Jacek
Juszkiewicz (Wieliczka), Emilia Müller, Staatsministerin für Bun-
des- und Europaangelegenheiten in der Bayerischen Staatskanz-
lei, Landrat Jozef Krzyworzeka (Krakau) und die Generalkonsu-
lin der Republik Polen in Deutschland, Elsbieta Sobótka.

Landkreise München, Krakau
und Wieliczka ausgezeichnet

Preis des polnischen Botschafters für
die beste partnerschaftliche Zusammenarbeit

Zum vierten Mal hat der Botschafter der Republik Polen in
Deutschland, Marek Prawda, einen Preis für die beste partner-
schaftliche Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene verliehen.
Die Wahl fiel in diesem Jahr auf den Landkreis München zu-
sammen mit seinen beiden kleinpolnischen Partnerlandkreisen
Krakau und Wieliczka. Die Zusammenarbeit der drei Land-
kreise habe ihn bei seinen Recherchen am meisten beeindruckt,
so der Botschafter in seiner Ansprache. Er bewerte die Zusam-
menarbeit zwischen den drei Landkreisen auch als Teil des Frei-
heitsprojektes, als „eine Reise zu einem besseren Kennenlernen
zweier Völker“.

Gastgeber des Festaktes im
Prinz-Carl-Palais, zu dem Per-
sönlichkeiten aus Politik und
Kultur, insbesondere aber auch
zahlreiche Wegbereiter und akti-
ve Träger der ausgezeichneten
Partnerschaften geladen waren,
war Europaministerin Emilia
Müller, die in ihrer Begrüßungs-
ansprache die besondere Bezie-

hung zwischen Polen und Bay-
ern hervorhob. Diese drücke sich
unter anderem auch durch insge-
samt 46 Partnerschaften auf
kommunaler Ebene und rund
120 Schulpartnerschaften aus.

Die Laudatio zu den preisge-
krönten Partnerschaften hielt die
in München ansässige General-
konsulin der Republik Polen, Els-

bieta Sobótka, die das Augen-
merk des Botschafters auf diese
bayerisch-polnischen Beziehun-
gen gelenkt hatte und selbst zu
den wesentlichen Unterstützerin-
nen der Partnerschaften zwischen
den Landkreisen München, Kra-
kau und Wieliczka gehört.

Gemeinsam etwas bewegen,
spontane Hilfeleistungen in Not-
lagen, Jugendbegegnungen oder
die gemeinsame Bewältigung
der komplizierten deutsch-polni-
schen Vergangenheit sind nur ei-
nige der Projekte, die die Gene-
ralkonsulin in ihrer Rede hervor-
hob. Mit Blick auf die zweiflü-
gelige Plastik, die die Preisträger
vom polnischen Botschafter
überreicht bekommen haben,
verglich sie die die Partnerschaft
tragenden Personen mit Men-
schen mit einem Flügel. „Um
fliegen zu können, müssen sich
die Menschen umarmen“, so
Sobótka. Und dies täten die Bür-
gerinnen und Bürger in den drei
Landkreisen.

Die Vertreter der beiden polni-
schen Landkreise, Jozef Krzy-
worzeka (Krakau) Jacek Juszkie-
wicz (Wieliczka) betonten glei-
chermaßen die außergewöhnli-
che Hilfebereitschaft des bayeri-
schen Partners, sei es während
des Hochwassers im Jahr 2010
oder auch was den fachspezifi-
schen Austausch angeht.

Landrätin Johanna Rumschöt-
tel lobte insbesondere die große
Offenheit, mit der die Partner auf-
einander zugehen. „Dieser Offen-
heit, die freie, manchmal überra-
schende Entwicklungen ermög-
licht, haben wir es zu verdanken,
dass die Partnerschaften so leben-
dig sind und nicht in Ritualen er-
starren.“ Die Partnerschaften sei-
en ein wichtiger Beitrag, um an
einer gemeinsamen europäischen
Zukunft zu bauen.
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Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Parkbänke

PARKBÄNKE
Zum Moos 1a
87772 Pfa f fenhausen
Te l . : 08265 / 730512
parkbank@max-zinder.de
www.max-zinder.de

Vorschau auf GZ 3
In unserer Ausgabe Nr. 3, die am 2. Februar 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Kommunale Baupolitik
Gestaltung öffentlicher Räume
Kommunale und private Freizeitanlagen
Fremdenverkehr in Bayern
Wasser . Abwasser

Auf den Spuren des Heiligen Kilian: Georgina Franey und Karen
Boyle (r.) auf derAlten Mainbrücke. Bild: Markus Brennfleck

Deutsch-Irischer Verwaltungsaustausch:

Irinnen lernen in der
Partnerstadt Würzburg

Würzburg - Zwar wurden die Irinnen Karen Boyle (32) und
Georgina Franey (29) nicht mit dem traditionellen irischen
Willkommensgruß „Cead Mile Failte“ in Würzburg begrüßt,
dafür gab es aber von den Mitarbeitern der Würzburger Stadt-
verwaltung ein herzliches Grüß Gott. Gut eine Woche waren
Boyle und Franey auf Einladung des Büro Würzburg Interna-
tional zu Gast im Würzburger Rathaus. Boyle und Franey sind
Mitarbeiter der Kommunalverwaltung von Bray und der
Grafschaft Wicklow, Würzburgs irische Partner.

Schwerpunkt des Besuches
der beiden Verwaltungsange-
stellten war es, die Arbeit der
einzelnen Fachbereiche der
Stadtverwaltung kennenzuler-
nen. Natürlich kamen Sehens-
würdigkeiten wie die Festung
Marienberg oder die Residenz
nicht zu kurz, dennoch stellt Ge-
orgina Franey klar: „Für mich ist
besonders wichtig, neue Ideen,
Tipps und Tricks mit nach Hause
zu nehmen.“

Beeindruckende Projekte

So war die 29-jährige Stadtpla-
nerin beispielsweise vom Projekt
„Soziale Stadt Heuchelhof“ und
der Konversion des Geländes am
Hubland sehr beeindruckt. Be-
sonders am Herzen aber lag ihr
der Hochwasserschutz der Stadt
Würzburg. „Bray liegt an der
Mündung des Flusses Dargle,
und auch in Irland gibt es Hoch-
wasser oder Sturmfluten“, erklärt
sie bei einem Besuch auf der
Hochwasserschutz-Baustelle am
oberen Mainkai.

Karen Boyle hingegen arbei-
tet als IT-Spezialistin für die
Grafschaftsverwaltung Wick-
low. „Der größte Unterschied
zwischen Deutschland und Ir-
land“, so Boyle, „besteht bei-
spielweise in der Verteilung
der Aufgabenbereiche. So ist

das Schulsystem komplett an-
ders organisiert oder auch das
Kfz-Zulassungswesen sehr
stark zentralisiert.“ Naturgemäß
interessiert sie sich sehr für die
IT-Struktur der Stadtverwal-
tung. „In Irland ist das Einwoh-
nermelderegister noch nicht
vollständig computergestützt“,
erklärt Karen Boyle. Für sie ist
es besonders wichtig, Anregun-
gen und Erfahrungen gerade
über die bei der Stadtverwal-
tung eingesetzten Programme
zu sammeln. „IT wird immer
wichtiger, und hier in Würzburg
wird sogar Software von Mit-
arbeitern für Mitarbeiter ent-
wickelt.“

So wirkt die 32-Jährige gera-
dezu euphorisch, als sie beim
Besuch der IT-Abteilung mit den
deutschen Kollegen fachsimpel-
te: „Wir haben uns sofort ver-
standen“, sagt Karen, bevor sie
sich wieder den Bits und Bytes
zuwendet.

Große Gastfreundschaft

Gefragt nach den beein-
druckendsten Erlebnissen wäh-
rend ihres Würzburgaufenthalts,
antworten beide unisono: „Die
Gastfreundschaft.“ So sind sie
während ihres Aufenthalts bei den
Familien von Mitarbeitern der
Stadt untergebracht. „Wir wurden

von allen Seiten herzlich in Würz-
burg aufgenommen.“ Und was
nehmen die beiden außer den übli-
chen Souvenirs wie einem Bocks-
beutel mit nach Bray?

Neue Erfahrungen

„Ich habe auf dem Würzburger
Weihnachtsmarkt schönen, hand-
gemachten Weihnachtschmuck
gekauft“, meint Georgina Franey
schmunzelnd: „Der Schmuck
wird mich dann in meinem Büro
immer an Würzburg erinnern.“
Nach einer Woche ging es für die
beiden wieder zurück auf die

Grüne Insel, mit einem Rucksack
voller neuer Erfahrungen von der
Stadt Würzburg.

Seit über zwölf Jahren besteht
die Städtepartnerschaft zwischen
Würzburg und der rund 30.000
Einwohner zählenden Stadt Bray.
Im Laufe der Jahre entwickelte
sich die Idee, auf Ebene der je-
weiligen Stadtverwaltungen re-
gelmäßige Partnerbesuche durch-
zuführen, was nun in den ein-
wöchigen Aufenthalt der irischen
Delegation mündete, initiiert vom
Personalreferenten der Stadt
Würzburg, Christian Schuchardt.
Ziele dieses von Petra Vossebein
vom Personalreferat und Eva-
Maria Barklind-Schwander vom
Büro Würzburg International der
Stadt Würzburg betreuten Pilot-
projekts ist zum einen der fachli-
che Informationsaustausch, zum
anderen aber auch die Festigung
der Partnerschaft zwischen den
beiden Städten.

Bürgermeisterwahlen
im Freistaat

In der niederbayerischen Gemeinde Malgersdorf ist der
Kandidat der Bürgerlichen Wählervereinigung, Franz Josef
Weber, mit 94 Prozent der Stimmen zum Bürgermeister ge-
wählt worden. Der 49-Jährige hatte keinen Gegenkandidaten.
Amtsinhaber Hans Schimpfhauser (CSU) war aus gesundheit-
lichen Gründen zurückgetreten.

Der CSU-Politiker Willi Warmuth ist neuer Bürgermeister
der Gemeinde Dittelbrunn im Landkreis Schweinfurt. Bei der
Stichwahl erreichte er 54,9 Prozent. Der Vertreter von Sozialer
Liste/SPD, Peter Härterich, kam auf 45,1 Prozent. Der
48-jährige Warmuth war bislang Geschäftsleiter der Gemein-
de. Der langjährige Bürgermeister Michael Herterich (CSU)
war im September gestorben. DK

Geopark Ries kulinarisch:

Auszeichnung für Beteiligung
an den Geschmackstagen

Donauwörth (pm). Geopark Ries kulinarisch hatte sich auch in
diesem Jahr an den Geschmackstagen des Bundesministeri-
ums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
beteiligt. Unter dem Motto „Regional und gesund kochen auf
der Donau-Ries-Ausstellung“ präsentierten sich zwölf Partner
von Geopark Ries kulinarisch im Rahmen der Landkreis-Aus-
stellung. Dafür gab es nun eine Teilnahme-Urkunde von Ver-
braucherministerin Ilse Aigner.

Ziele der „Geschmackstage“
sind die Wertschätzung von re-
gionalen Produkten aus hand-
werklicher Herstellung und
das Entdecken traditioneller
Lebensmittel und Rezepte. Auch
Geopark Ries kulinarisch möch-
te in Bezug auf Slow Food,
Esskultur und Ernährungsbil-
dung heimische Produkte und
Gerichte wieder erkennbar ma-
chen.

Vielseitiges Programm

Im Rahmen der Beteiligung
an den Geschmacktagen wur-
den daher diese Themen mit ei-
nem abwechslungsreichen Pro-
gramm auf der Donau-Ries-
Ausstellung behandelt. Die
Ausstellung bot eine optimale
Bühne für die Vorstellung der
Idee „Geopark Ries kulina-
risch“ mit Diskussionen, Fragen
und Rätsel rund um das Thema

Essen. In der Schauküche, ge-
sponsert von Erdgas Schwaben,
gab es tägliche Kochshows und
Kinderkochen. Die Geopark
Ries kulinarisch Partner präsen-
tierten regionale Produkte und
Gerichte in Zusammenarbeit
mit dem Club der Köche Do-
nau-Ries. Dabei gab es durch-
weg positive Rückmeldungen
und eine sehr gute Resonanz
bei den Ausstellungsbesuchern.
Die Gäste zeigten großes Inter-
esse, was sich hinter den „Ge-
schmackstagen“ verbirgt, sowie
an regionalen Produkten und
Gerichten.

Produkte neu entdecken

„Geopark Ries kulinarisch“
ist ein Zusammenschluss von
Gastronomen und Erzeugern,
unter anderem dem Kreisjagd-
verband Donauwörth, einer
Brennerei, einem Bauernhof

und einer Mühle aus dem Geo-
park Ries. Die Vereinigung hat
sich vorgenommen, die geologi-
schen und klimatischen Beson-
derheiten hervorzuheben und die
Produkte wieder zu entdecken,
die diese einmalige Region zu
produzieren in der Lage ist.

Geopark Ries kulinarisch teilt
die Grundidee der „Geschmacks-
tage“ in Bezug auf Slow Food,

Esskultur und Ernährungsbil-
dung und steht für den Ent-
schluss, der schleichenden
Verarmung des regionalen An-
gebotes durch Gleichmache-
rei und Austauschbarkeit ent-
gegen zu wirken. Durch die
Verwendung von regionalen
Produkten kann „der Gast
schmecken, wo er is(s)t und
trinkt“.

http://www.fahnen-koch.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.greencity-energy.de
http://www.stadtmoebel.de
http://www.stadtmoebel.de
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